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Editorial
Vor gut zweieinhalb Jahren hat das Bundesverfassungsgericht 

den Gesetzgeber dazu verpflichtet, bis Ende Juni 2011 eine ver-
fassungsgemäße Neuregelung des Bundeswahlgesetzes vorzu-
nehmen. Unmittelbarer Anlass war der sich bei einer Nachwahl 
zur Bundestagswahl 2005 eklatant auswirkende, bundesland-
übergreifende Effekt des „negativen Stimmgewichts“ durch Un-
terverteilung aufgrund der immer häufiger auftretenden Über-
hangmandate. 

Diese fallen an, wenn eine Partei in einem Bundesland mehr 
Direktmandate errungen hat, als ihr nach dem für die Sitzver-
teilung ausschlaggebenden Zweitstimmenergebnis eigentlich 
zustehen. Das Gewicht einer abgegebenen Stimme wirkt dann 
im Ergebnis „negativ“, wenn eine Partei durch weniger Zweit-
stimmen Mandate gewinnt beziehungsweise durch zusätzliche 
Zweitstimmen Mandate verliert. Auch wenn die Regierungsbil-
dung auf Bundesebene bislang noch nicht entscheidend beein-
flusst wurde: Überhangmandate verzerren das Wahlergebnis. 
Zum Kern des Problems zählen schwindende Parteibindungen 
und die seit der deutschen Vereinigung grundlegend veränder-
te Parteienlandschaft: Im zumindest mittelfristig etablierten 
Fünfparteiensystem liegt es nahe, mit der Erststimme aussichts-
reiche Wahlkreisbewerberinnen und -bewerber zu wählen und 
die Zweitstimme einer anderen, kleineren, aber eigentlich favo-
risierten Partei zu geben. 

Im Lichte des Spruches aus Karlsruhe ist der Deutsche Bun-
destag 2009 nach einem in Teilen verfassungswidrigen Wahl-
recht gewählt worden. Das gefährdet die gesellschaftliche Inte-
grationsleistung des Wahlergebnisses und die Legitimation des 
Wahlsiegers zur Ausübung politischer Macht. Es ist indes we-
nig wahrscheinlich, dass die gebotene Wahlrechtsreform zu ei-
ner tief greifenden Veränderung des Systems der personalisier-
ten Verhältniswahl führen wird.

Hans-Georg Golz
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Frank Decker

Brauchen wir ein 
neues Wahlrecht?

Das deutsche Wahlsystem wurde in der 
internationalen Literatur lange Zeit als 

vorbildlich gerühmt, weil es die Kernfunkti-
onen der Repräsentati-
on, Konzentration und 
Partizipation schein-
bar optimal verband. ❙1 
Während die Grund-
struktur der Verhält-
niswahl dem Reprä-
sentationsziel Rech-
nung trug, sorgte die 

Fünfprozent-Sperrklausel für eine hohe Kon-
zentrationswirkung, die Regierungsstabilität 
sicherstellte. Auf der anderen Seite bewirkte 
das Zweistimmensystem eine Verknüpfung 
von Parteien- und Personenwahl, die von den 
Wählerinnen und Wählern – durch das Auf-
splitten der Stimmen – zugleich strategisch 
genutzt werden konnte. 

Auch wenn das positive Urteil zum Teil auf 
Fehlwahrnehmungen beruhte ❙2 und in einem 
auffälligen Missverhältnis zur Bereitschaft 
stand, das deutsche System in anderen Ländern 
tatsächlich einzuführen, haben es hierzulande 
viele gerne übernommen. In den 1950er und 
1960er Jahren hatte die Bundesrepublik noch 
eine anhaltende Debatte erlebt, ob man die be-
stehende Verhältniswahl nicht besser durch ein 
mehrheitsbildendes Wahlsystem ersetzen soll-
te. Von der relativen Mehrheitswahl über das 
Grabenwahlsystem bis hin zur Wahl in Drei-
er- oder Viererwahlkreisen wurden dabei alle 
möglichen Varianten durchgespielt. ❙3 In greif-
bare Nähe rückte die Einführung eines Mehr-
heitswahlrechts nach Bildung der Großen Ko-
alition im Jahre 1966: Erst nachdem die SPD 
von diesem Vorhaben 1969 abrückte, kehrte 
Ruhe an der Wahlrechtsfront ein. In der Wis-
senschaft wurde zwar weiter Kritik laut – etwa 
an den zu geringen personellen Auswahlmög-
lichkeiten oder der ungenügenden Transpa-
renz des Zweistimmensystems. Ernsthafte 
Bestrebungen, an der Grundstruktur der per-
sonalisierten Verhältniswahl zu rütteln, gab es 
jedoch von da an nicht mehr. 
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Ins Gerede kam das Wahlrecht erst wieder 
nach der deutschen Einheit. Diese markierte 
in der Entwicklung des Parteiensystems eine 
tief greifende Zäsur, die das bis dahin prob-
lemlos funktionierende Wahlsystem auf die 
Probe stellte. Einerseits führte sie zu wach-
sender Fragmentierung: Die bipolare Vier-
parteienstruktur, die sich in den 1980er Jah-
ren herausgebildet hatte, wurde durch das 
Hinzutreten der ostdeutschen PDS zunächst 
zu einer Viereinhalbstruktur erweitert, aus 
der nach Gründung der gesamtdeutschen 
Linken 2005 schließlich das heutige Fünfpar-
teiensystem hervorging. Hinzu kamen Frag-
mentierungstendenzen im rechten politischen 
Spektrum, die sich schon in der alten Bun-
desrepublik angebahnt hatten. Andererseits – 
und damit verbunden – entwickelte sich das 
Parteiensystem in territorialer Hinsicht aus-
einander. Im Osten erreichte die PDS allmäh-
lich dasselbe Niveau wie Union und SPD; im 
Westen blieb es bei der vertrauten Struktur 
von zwei (nicht mehr ganz so großen) Volks-
parteien und zwei (größer gewordenen) klei-
nen Parteien – zu denen sich jetzt die Linke 
als weitere Kraft hinzugesellte.

Funktionsschwächen  
der personalisierten Verhältniswahl 

Die Folgen der nach 1990 eingetretenen Ver-
änderungen zeigen sich erstens auf der Re-
präsentationsebene. Hatte die personalisierte 
Verhältniswahl bis dahin eine hohe Überein-
stimmung zwischen Stimmen- und Mandats-
anteilen bewirkt, so fielen nun immer mehr 
Stimmen der Fünfprozenthürde zum Opfer. 
Gleichzeitig nahm die Zahl der Überhang-
mandate zu, die vor der Einheit nur spora-
disch angefallen waren. Während um die 
Überhangmandate ein heftiger Streit ent-
brannte, blieben Vorstöße von Grünen und 
PDS für eine Abschaffung beziehungsweise 
Absenkung der Sperrklausel erfolglos. Die 
prinzipiellen demokratietheoretischen Ein-
wände gegen die künstliche Hürde werden je-

1 ❙  Vgl. Matthew Soberg Shugart/Martin P. Watten-
berg, Mixed-Member Electoral Systems: A Typolo-
gy, in: dies. (eds.), Mixed-Member Electoral Systems, 
Oxford 2001, S. 9–24.
2 ❙  Das populärste Missverständnis liegt in der Kate-

gorisierung des deutschen Wahlsystems als „Misch-
system“. 
3 ❙  Vgl. Eckhard Jesse, Wahlrecht zwischen Kontinui-

tät und Reform, Düsseldorf 1985, S. 144 ff.
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doch durch den wachsenden Anteil der nicht 
repräsentierten Stimmen gestützt. Wenn der 
Wahlakt die wichtigste Form der politischen 
Partizipation darstellt, sollte das Wahlrecht 
so konstruiert sein, dass möglichst jede Stim-
me zählt. Eckhard Jesse ❙4 hat deshalb schon 
vor Jahren den bedenkenswerten Vorschlag 
gemacht, dem Wähler eine zusätzliche „Ne-
benstimme“ zu geben. Diese würde wirksam, 
wenn die Partei, für die er mit der Haupt-
stimme votiert, unter fünf Prozent bleibt.

Die eigentliche Bestimmung der Sperrklau-
sel wäre durch die Einführung einer Neben-
stimme nicht tangiert. Sie besteht darin, für 
eine angemessene Konzentration des Partei-
ensystems zu sorgen. Dass sie sich in dieser 
Funktion weiter bewährt, zeigt gerade die 
wachsende Disproportionalität von Stim-
men- und Mandatsanteil. Dies hat aber nicht 
verhindert, dass zweitens durch den Wandel 
der Parteienlandschaft die Konzentration des 
Parteiensystems insgesamt zurückgegangen 
ist. Welche Negativfolgen das für die Regie-
rungsbildung nach sich zieht, ist spätestens 
nach der Bundestagswahl 2005 ins Bewusst-
sein getreten, als Union und SPD – gegen 
ihren Willen – eine Große Koalition einge-
hen mussten. Wenn das Wahlsystem Mehr-
heiten für die klassischen Zweierkoalitionen 
nicht mehr hervorbringt, geraten Parteien 
und Wähler gleichermaßen unter Druck. Die 
Parteien müssen ihr Koalitionsverhalten fle-
xibilisieren und bereit sein, Bündnisse auch 
mit Nicht-Wunschpartnern zu schließen, die 
Wähler einsehen, dass sie in einer Fünfpartei-
en-Konstellation nicht sicher sein können, für 
welche Regierung sie mit ihrer Stimmabgabe 
letzten Endes votieren. ❙5 Dass der Wunsch 
nach Einführung eines mehrheitsbildenden 
Wahlrechts vor diesem Hintergrund lauter 
wird, kann nicht überraschen. ❙6

In dem Maße, wie Parlamentswahlen ihren 
Charakter als quasi-plebiszitäre Regierungs-
wahlen einbüßen, treten drittens die Partizi-
pationsziele automatisch stärker hervor, die 

4 ❙  Vgl. ebd., S. 258 f.
5 ❙  Vgl. Frank Decker, Regieren im „Parteienbundes-

staat“. Zur Architektur der deutschen Politik, Wies-
baden 2011, S. 105 ff.
6 ❙  Vgl. z. B. Jürgen W. Falter, Mehrheitswahl und 

Regierbarkeit. Mehr Transparenz und höhere Legi-
timität durch Mehrheitswahl?, in: Gerd Strohmeier 
(Hrsg.), Wahlsystemreform (ZPol-Sonderband), Ba-
den-Baden 2009, S. 133–154.

sich mit dem personenbezogenen Element der 
Verhältniswahl verbinden. Dass die überwie-
gend positive Würdigung, die das deutsche 
Wahlsystem in dieser Hinsicht erfahren hat, 
größtenteils auf einem Mythos beruht, ergibt 
sich bereits aus seiner Grundstruktur. Weil die 
über die Erststimme erworbenen Direktman-
date – bis auf die Überhänge – auf den Man-
datsanteil voll angerechnet werden, der sich aus 
dem Verhältnis der Zweitstimmen ergibt, tritt 
die Personenwahl hinter die Parteienwahl zu-
rück. Hinzu kommt, dass die Wähler mit ihrer 
Erststimme oft gar keine wirkliche Wahl tref-
fen können. Verfügen einer oder beide Wahl-
kreiskandidaten zugleich über einen sicheren 
Listenplatz, entscheiden sie in Wirklichkeit 
nur darüber, ob die Partei, der ein Mandat zu-
steht, dieses durch einen Direkt- oder Listen-
kandidaten besetzt. ❙7 Vollends ad absurdum 
geführt wird das Element der Personenwahl, 
wenn die Kombination von Erst- und Zweit-
stimme bewusst dazu eingesetzt wird, einer 
Partei zu Überhangmandaten zu verhelfen.

Damit ist viertens auf das Problem der 
mangelnden Transparenz des Wahlrechts 
hingewiesen. Dieses Problem wurzelt im 1953 
eingeführten Zweistimmensystem, dem sich 
inzwischen auch die meisten Bundesländer 
angeschlossen haben. Umfragen belegen, dass 
ein erheblicher Teil der Wähler die Funktions-
weise dieses Systems nicht versteht, in dem al-
lein die Zweitstimme den Ausschlag gibt. Das 
Missverständnis wird einerseits durch die un-
glückliche Bezeichnung „Erst- und Zweit-
stimme“, andererseits durch die gleichge-
wichtige Anordnung der Stimmen auf den 
Wahlzetteln geschürt. Unterschiedliche Be-
urteilungen erfährt die Praxis des Stimmen-
splittings, die stetig zugenommen und sich 
bei den jüngsten Wahlen in einer Größenord-
nung von etwa 20 Prozent eingependelt hat. 
Während die einen in der Möglichkeit des 
strategischen oder taktischen Wählens einen 
begrüßenswerten Zugewinn an Partizipati-
on sehen, ❙8 warnen die anderen vor den damit 
verbundenen Manipulationsgefahren. ❙9 

7 ❙  Vgl. Charlotte-Sophie Lenski, Paradoxien der per-
sonalisierten Verhältniswahl, in: Archiv des Öffent-
lichen Rechts, 134 (2009), S. 497 f.
8 ❙  So z. B. Franz Urban Pappi/Michael Herrmann, 

Überhangmandate ohne negatives Stimmgewicht: 
Machbarkeit, Wirkungen, Beurteilung, in: Zeit-
schrift für Parlamentsfragen (ZParl), 41 (2010) 2, 
S. 260–278.
9 ❙  Vgl. E. Jesse (Anm. 3), S. 269 ff. 
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Leidiges Problem  
der Überhangmandate

Dass die zuletzt genannte Position inzwi-
schen deutlich plausibler erscheint, liegt am 
verstärkten Auftreten von Überhangmanda-
ten. Diese fallen an, wenn eine Partei in einem 
Bundesland mehr Direktmandate erringt, als 
ihr nach dem Anteil der dort abgegebenen 
Zweitstimmen zustehen. Die starke Zunah-
me der Überhangmandate seit 1990 ❙10 hängt 
mit den veränderten parteipolitischen Kräf-
teverhältnissen zusammen. Wichtigster Er-
klärungsfaktor ist der rückläufige Zweitstim-
menanteil der beiden Volksparteien. Er hat 
zur Folge, dass die jeweils stärkere Partei wei-
terhin mit einer hohen Quote von Direktman-
daten rechnen kann, die aber durch die gleich-
zeitig erreichten Zweitstimmen nicht mehr in 
jedem Fall gedeckt sind. Bedingt durch die 
Konkurrenz der Drittpartei PDS trat dieser 
Effekt bis 2009 vorrangig in den ostdeutschen 
Ländern auf. Dass er sich bei der letzten Bun-
destagswahl auch im Westen massiv auswirk-
te, lag am großen Stimmenvorsprung der Uni-
on vor der SPD, der es CDU und CSU trotz 
eines im Vergleich zu 2005 nochmals ver-
schlechterten Zweitstimmenergebnisses er-
möglichte, eine erhebliche Zahl an zusätzli-
chen Direktmandaten zu ergattern. ❙11

Das Bundesverfassungsgericht hat sich mit 
der Problematik der Überhangmandate mehr-
fach befasst. In Kern geht es dabei um die Fra-
ge, ob die Regelung gegen den Wahlgrundsatz 
der Gleichheit verstößt. Ein solcher Verstoß 
könnte vorliegen, weil Überhangmandate das 
Stimmenverhältnis verzerren, das sich auf-
grund der Zweitstimmen ergibt. Bezogen auf 
den einzelnen Wähler resultiert daraus ein un-
terschiedlicher Erfolgswert der Stimmen. Wer 
mit der Erststimme einem Wahlkreiskandida-
ten zum Direktmandat verhilft, dessen Partei 
in dem betreffenden Bundesland Überhang-
mandate erringt, mit der Zweitstimme aber 
eine andere Partei wählt, verfügt de facto über 
ein doppeltes Stimmgewicht. 

Dass sich die Mehrheit des Zweiten Senats 
im überhangmandatfreundlichen Urteil von 

10 ❙  1990 gab es sechs, 1994 16, 1998 13, 2002 fünf, 
2005 16 und 2009 24 Überhangmandate.
11 ❙  Vgl. Daniel Lübbert, Negative  Stimmengewichte bei 

der Bundestagswahl 2009, in: ZParl, 41 (2010) 2, S. 281 f.

1997 ❙12 über diese Bedenken hinwegsetzte, hat-
te primär politische Gründe. Wenn die Über-
hangmandate als verfassungswidrig erklärt 
worden wären, hätte dies zur Delegitimierung 
der damaligen Bundesregierung aus CDU/
CSU und FDP geführt, die nach der Bundes-
tagswahl 1994 nur dank der zusätzlichen Sit-
ze über eine stabile parlamentarische Mehrheit 
verfügte. Wie stark parteipolitische Affinitäten 
in das Verfahren hineinspielten, zeigte sich da-
ran, dass die vier das Urteil tragenden Richter 
sämtlich auf dem „Unionsticket“ in das Gericht 
gekommen waren. Dass die Klage ausgerech-
net von der niedersächsischen Landesregie-
rung unter Ministerpräsident Gerhard Schrö-
der ausging, entbehrt mit Blick auf die spätere 
Entwicklung ebenfalls nicht der Ironie, denn 
bei den nachfolgenden drei Bundestagswah-
len (1998, 2002 und 2005) sollten es die Sozi-
aldemokraten sein, die unter einem Kandida-
ten beziehungsweise Kanzler Schröder von den 
Überhangmandaten in erster Linie profitierten. 
Diese ausgleichende (Un-)Gerechtigkeit sorgte 
dafür, dass der Streit trotz des unbefriedigen-
den Urteils erst einmal ad acta gelegt wurde.

Dass er nach der Bundestagswahl 2005 in 
eine neue Runde ging, verdankte sich einer 
Zufälligkeit. Durch den Tod einer von der 
NPD aufgestellten Direktkandidatin kurz vor 
der Wahl musste im Wahlkreis 160 in Dresden 
eine Nachwahl stattfinden. Die dortigen Wäh-
ler gaben ihre Stimme also in Kenntnis des be-
reits vorliegenden Ergebnisses der Hauptwahl 
ab. Dabei konnten sie sich einen Effekt zunut-
ze machen, der in der Literatur als „negatives 
Stimmrecht“ oder als „inverser Erfolgswert“ 
bezeichnet wird. Eine Partei kann danach 
durch weniger Zweitstimmen mehr Manda-
te gewinnen oder durch mehr Zweitstimmen 
Mandate verlieren. Der durch die Häufung von 
Überhangmandaten begünstigte Effekt war 
Eingeweihten zwar seit längerem bekannt. ❙13 
Das Verfassungsgericht ließ ihn jedoch unge-
ahndet, weil er nur geringe Mandatsrelevanz 
besaß und von den Wählern nicht voraus-
berechnet werden konnte. Mit dem Dresd-
ner Fall änderte sich das. In Abkehr von ih-
rer bisherigen Rechtsprechung befanden die 
Richter nun, dass das negative Stimmgewicht 

12 ❙  BVerfGE 95, 335.
13 ❙  Vgl. Hans Meyer, Der Überhang und anderes Un-

terhaltsames aus Anlass der Bundestagswahl 1994, in: 
Kritische Vierteljahresschrift für Gesetzgebung und 
Rechtswissenschaft, 77 (1994), S. 321 ff.
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einen Verstoß gegen die Grundsätze der glei-
chen und unmittelbaren Wahl darstelle. Eine 
Stimme dürfe nicht gegen die Intention desje-
nigen wirken, der sie abgibt. ❙14 Dem Gesetzge-
ber wurde durch das Urteil vom 3. Juli 2008 
aufgegeben, bis zum 30. Juni 2011 eine verfas-
sungsgemäße Neuregelung zu treffen.

Ob das Verfassungsgericht mit der großzü-
gigen Fristsetzung gut beraten war, lässt sich 
bezweifeln. Denn damit nahm man bewusst 
in Kauf, dass der nächste Bundestag nach ei-
nem in Teilen verfassungswidrigen Wahlge-
setz gewählt werden würde. Auch die politi-
schen Akteure drängte es zunächst nicht zur 
Eile. Erst als die SPD im Wahljahr in Um-
fragen deutlich hinter die Union zurückfiel, 
stand das Thema plötzlich auf der Tagesord-
nung. Simulationsrechnungen, die CDU und 
CSU für diesen Fall eine erhebliche Zahl von 
Überhangmandaten voraussagten, ließen bei 
SPD und Bündnisgrünen Forderungen laut 
werden, das Wahlrecht noch vor der Wahl zu 
ändern. Verbunden wurde dies mit dem vor-
sorglichen Hinweis, dass eine nur aufgrund 
von Überhangmandaten zustande gekomme-
ne Mehrheit mit einem Makel behaftet sein 
würde. Bündnis 90/Grüne legten im März 
2009 einen Gesetzentwurf vor, der eine weit-
gehende Beseitigung der Überhangmandate 
anstrebte. Während SPD und Linkspartei den 
Entwurf prinzipiell guthießen, lehnten Uni-
on und FDP das Vorhaben strikt ab. Letzte-
res war verständlich, da eine Wahl unter dem 
bestehenden Wahlrecht beiden Parteien große 
Vorteile versprach – der vorgeschobene Ver-
weis auf die vom Verfassungsgericht einge-
räumte Frist, die keine schnelle, sondern eine 
gründliche Reform gebiete, konnte über die-
ses Motiv nicht hinwegtäuschen. Am Ende 
entschied die Koalitionsräson: Weil die SPD 
kein Interesse hatte, das Regierungsbündnis 
mit CDU und CSU kurz vor der Bundestags-
wahl an der Wahlrechtsfrage scheitern zu las-
sen, musste sie in der Schlussabstimmung zu 
dem Gesetzentwurf Nein sagen.

Große oder kleine Lösung?

Das Wahlergebnis vom 27. September 2009 ist 
mit Blick auf die anstehende Wahlrechtsre-
form in dreierlei Hinsicht bedeutsam. Erstens 
bestätigte es durch das Auftreten negativer 

14 ❙  BVerfGE 121, 266.

Stimmeffekte erneut die Notwendigkeit der 
vom Verfassungsgericht verlangten Reform. ❙15 
Zweitens bescherte es der Union den erhofften 
Bonus in Gestalt von 24 Überhangmandaten, 
vermied aber zugleich die – auch von neutralen 
Beobachtern befürchtete – Konstellation einer 
„illegitimen“ Mehrheit. ❙16 Und drittens brach-
te es mit Union und FDP diejenigen Parteien 
an die Regierung, die in der aktuellen Kon-
stellation des Parteiensystems vom bestehen-
den Wahlrecht am meisten profitieren.

Da das Wahlgesetz mit einfacher Mehrheit 
geändert werden kann, sind die Regierungs-
parteien bei der anstehenden Reform auf eine 
Konsenslösung mit der Opposition nicht 
zwingend angewiesen (auch eine Zustim-
mung des Bundesrates ist nicht erforderlich). 
Die spannende Frage wird daher sein, wieweit 
sie sich in den Beratungen vom Interesse an ei-
ner Beibehaltung des Status quo wegbewegen. 
Das Verfassungsgericht hat dem Gesetzgeber 
einen breiten Spielraum eröffnet. Ein System-
wechsel hin zu einem mehrheitsbildenden 
Wahlrecht wäre danach ebenso möglich wie 
eine systemimmanente Korrektur, die aus-
schließlich der Verhinderung eines negativen 
Stimmgewichts dient. Letzteres könnte wie-
derum durch eine völlige oder nur teilweise 
Beseitigung der Überhangmandate erfolgen.

Eine „große“ Lösung würde auf die Einfüh-
rung eines Mehrheitswahlsystems oder eines 
„Grabensystems“ hinauslaufen. Letzteres hat 
das Verfassungsgericht in seinem Urteil zum 
negativen Stimmgewicht selbst ins Spiel ge-
bracht. Unter allen Varianten des mehrheits-
bildenden Wahlrechts genießt es in der deut-
schen Staatsrechtslehre traditionell die größte 
Sympathie, weil es die Prinzipien der Mehr-
heits- und Verhältniswahl scheinbar optimal 
verknüpft. ❙17 Diese Ansicht wird auch von ei-
nigen Politikwissenschaftlern geteilt. ❙18

Alle mehrheitsbildenden Systeme stoßen 
aber auf mindestens zwei gravierende Ein-
wände. Zum einen ist es – wenn man vom 
relativen Mehrheitswahlrecht einmal ab-

15 ❙  Vgl. D. Lübbert (Anm. 11), S. 282 ff.
16 ❙  Eckhard Jesse, Verhältniswahl und Gerechtigkeit, 

in: G. Strohmeier (Anm. 6), S. 127.
17 ❙  Vgl. Josef Isensee, Funktionsstörung im Wahlsys-

tem: Das negative Stimmgewicht. Denkbare Lösun-
gen eines Dilemmas, in: Deutsches Verwaltungsblatt, 
125 (2010) 5, S. 269–277.
18 ❙  Vgl. J. W. Falter (Anm. 6), S. 146 ff.



APuZ 4/2011 7

sieht – keineswegs ausgemacht, ob sie ihren 
Zweck, unerwünschte Koalitionszwänge zu 
vermeiden, überhaupt erreichen. ❙19 Zum an-
deren wären sie mit Blick auf die Entwick-
lung der parteipolitischen Kräfteverhältnisse 
nicht legitimierbar, die sich in der Bundes-
republik zuletzt immer mehr zu Lasten der 
großen Parteien verschoben haben. Eine De-
zimierung der kleineren Parteien würde so-
mit bewirken, was die Befürworter eines 
mehrheitsbildenden Wahlsystems selbst als 
unerwünschten Nebeneffekt der Verhältnis-
wahl beklagen: nämlich die Verlierer (Uni-
on und SPD) zu Gewinnern machen. Ein sol-
ches Vorhaben könnte vor der Öffentlichkeit 
kaum bestehen; es würde den erbitterten Wi-
derstand von FDP, Grünen und Linken her-
vorrufen und wäre deshalb nicht einmal von 
einer Großen Koalition durchsetzbar.

Gegen die Einführung einer Mehrheits-
wahl spricht auch, dass die Herausbildung 
des Fünfparteiensystems in der Bundesrepu-
blik bislang nicht zu einer starken Häufung 
oder gar Perpetuierung Großer Koalitionen 
geführt hat. Hier liegt ein deutlicher Unter-
schied etwa zu Österreich. Die Befürworter 
eines mehrheitsbildenden Wahlrechts wis-
sen wahrscheinlich selbst, dass die Durch-
setzungschance eines Systemwechsels in der 
derzeitigen politischen Situation gegen Null 
tendiert. Dennoch hat die von ihnen angesto-
ßene Diskussion eine positive, „heuristische“ 
Funktion, indem sie den Finger in die Wun-
de der Probleme legt, die das Verhältniswahl-
system auf der Regierungsebene verursacht 
(durch die Entkopplung von Parlaments-
wahl und Regierungsbildung). Diese Pro-
bleme können aber nicht mit Hilfe des Wahl-
rechts bekämpft werden, sondern nur im 
Rahmen der parlamentarischen Regierungs-
form: durch klare Koalitionsaussagen und die 
Etablierung fester Regeln beim Regierungs-
auftrag.

Das realistischere Szenario besteht in einer 
verfassungskonformen Reform des vorhan-
denen Systems der personalisierten Verhält-
niswahl. Sie müsste bei der Beseitigung der 
unerwünschten Nebenwirkungen der Über-
hangmandate ansetzen. Für eine solche „klei-

19 ❙  Vgl. Eric Linhart, Mögliche Auswirkungen 
von Grabenwahlsystemen in der Bundesrepublik 
Deutschland. Theoretische Überlegungen und Simu-
lationen, in: ZParl, 40 (2009) 3, S. 637–660.

ne“ Lösung sind in der Wahlrechtsliteratur 
zahlreiche Vorschläge gemacht worden. ❙20 

1. Am meisten Zuspruch fand bisher das 
von dem Mathematiker Friedrich Pukels-
heim ❙21 entwickelte sogenannte „Augsburger 
Zuteilungsverfahren“, nach dem die Über-
hangmandate bereits im Rahmen der Ober-
verteilung auf Bundesebene ermittelt und 
durch Verrechnung zwischen den Landes-
listen einer Partei neutralisiert werden. Die-
ser Vorschlag einer „Bundeslösung“ lag auch 
dem 2009 eingebrachten Gesetzentwurf der 
Grünen zugrunde. Der Nachteil der darin 
vorgesehenen Verrechnungsmethode liegt in 
der Beeinträchtigung des föderalen Propor-
zes. Die personelle Zusammensetzung würde 
sich zugunsten bestimmter Länder verändern, 
ohne dass dies durch deren Zweitstimmenan-
teile gerechtfertigt wäre. Dies könnte bei den 
Landesverbänden, denen Überhangmandate 
winken, Anreize erzeugen, aus dem Verbund 
der Landeslisten auszutreten. Entsprechend 
würde das Verfahren auch nicht verhindern, 
dass weiterhin Überhangmandate für die 
CSU entstehen, weil diese als einzige Bun-
destagspartei mit einer unverbundenen Lan-
desliste antritt.

2. Denkbar wäre auch, dass man den Anteil 
der Direktmandate an den Gesamtmandaten 
absenkt, was die Wahrscheinlichkeit des Auf-
tretens von Überhangmandaten reduziert. 
Der Preis wäre hier eine Abschwächung des 
Elements der Personenwahl, die in ihrer Be-
deutung allerdings – wie gesehen – ohnehin 
überschätzt wird. Außerdem müssten sämt-
liche Wahlkreise neu zugeschnitten werden, 
was nach den Erfahrungen der Vergangen-
heit ebenfalls nicht ohne Konflikte abgehen 
würde. 

3. Weniger geeignet erscheint der Vorschlag 
einer „Landeslösung“. ❙22 Er würde darauf hi-
nauslaufen, die bisherigen Listenverbindun-
gen aufzulösen und die Länder als getrennte 
Wahlgebiete zu behandeln. Problematisch an 

20 ❙  Vgl. Joachim Behnke, Überhangmandate und ne-
gatives Stimmgewicht: Zweimannwahlkreise und 
andere Lösungsvorschläge, in: ZParl, 41 (2010) 2,  
S. 247–260.
21 ❙  Vgl. Friedrich Pukelsheim, Erfolgswertgleichheit 

der Wählerstimmen zwischen Anspruch und Wirk-
lichkeit, in: Die Öffentliche Verwaltung, 57 (2004) 10, 
S. 405–413.
22 ❙  F. U. Pappi/M. Herrmann (Anm. 8)
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dieser Lösung ist zum einen, dass sie dem uni-
tarischen Charakter einer Bundestagswahl 
widerspricht. Zum anderen würde sie sich ge-
messen an der Mandatsverteilung kaum vom 
heutigen Zustand entfernen. Die negativen 
Stimmgewichte wären zwar eliminiert. Die 
hohe Zahl der Überhangmandate und das 
daraus resultierende Problem des doppelten 
Stimmgewichts blieben aber  erhalten. 

4. Noch untauglicher ist die in den meis-
ten Bundesländern angewandte Variante, 
Überhänge durch zusätzliche Mandate für 
die nicht begünstigten Parteien so auszuglei-
chen, dass der Verhältnisanteil, der sich auf-
grund der Zweitstimmen ergibt, wiederher-
gestellt wird. Diese Lösung scheitert nicht 
daran, dass Ausgleichmandate einen minde-
ren Status besitzen: Wer sie wie Josef Isen-
see ❙23 als „parasitäre Mandate“ oder „Gerech-
tigkeitsplomben“ verhöhnt, argumentiert aus 
der Sicht eines Befürworters der Mehrheits-
wahl. Ausschlaggebend ist vielmehr die durch 
die Kompensation bewirkte Aufblähung des 
Parlaments. Bei einer Ausgleichslösung hätte 
der jetzige Bundestag zum Beispiel statt re-
gulär 598 insgesamt 801 Abgeordnete.

Welche Reform wird es am Ende geben? 
Am wahrscheinlichsten ist, dass sich der Ge-
setzgeber zwischen den Varianten 2 und 3 
entscheidet. Beide Varianten zeichnen sich 
einerseits dadurch aus, dass sie nur geringe 
Eingriffe erforderlich machen. Andererseits 
lassen sie sich den unterschiedlichen Interes-
sen der Regierungs- und Oppositionspartei-
en klar zuordnen. Union und FDP möchten 
an den Überhangmandaten festhalten, SPD, 
Grüne und Linkspartei sähen sie lieber besei-
tigt. Zumindest in den beiden großen Partei-
en gibt es dabei allerdings keine einheitliche 
Linie. Eine Reduktion der Direktmandate 
stößt auch in den Reihen der SPD auf Vor-
behalte, weil sie zu Konflikten zwischen den 
Landesverbänden führt. Umgekehrt weiß 
die Union, dass die jetzige Konstellation, in 
der sie den Hauptnutzen aus den Überhang-
mandaten zieht, nicht von Dauer sein muss. 
Würde sie sich für die Landeslösung stark 
machen, hätte sie außerdem mit dem Wider-
stand der Öffentlichkeit zu rechnen, welche 
die Überhangmandate mehrheitlich als unge-
recht empfindet. 

23 ❙  Vgl. J. Isensee (Anm. 17), S. 274.

Weitergehende Reformansätze
Das Problem einer kleinen Lösung – in sämt-
lichen hier beschriebenen Varianten – liegt 
darin, dass sie zwei wesentliche Schwachstel-
len des bestehenden Systems ausblendet. Das 
Wahlrecht bliebe genauso intransparent wie 
vorher, und auch mit Blick auf eine Stärkung 
der personellen Komponente wäre nichts ge-
wonnen. Deshalb stellt sich die Frage, ob es 
nicht einen mittleren Weg der Wahlrechtsre-
form geben könnte, der über die vom Verfas-
sungsgericht aufgegebene Änderung hinaus 
weitere Verbesserungen anstrebt. ❙24

Was das Transparenzproblem betrifft, wäre 
die einfachste Lösung die Rückkehr zu einem 
Einstimmensystem. Dabei sind zwei Varian-
ten denkbar: Entweder man führt ein ledig-
lich durch die Sperrklausel eingeschränktes, 
reines Verhältniswahlsystem ein, oder man 
behält die Einerwahlkreise bei und wertet die 
Stimme gleichzeitig als Personen- und Par-
teistimme. (Dieses Verfahren wurde bei der 
Bundestagswahl 1949 angewandt.) Die erste 
Variante hätte den Vorteil, dass keine Über-
hangmandate mehr anfielen. Bei der zweiten 
Variante entstünden sie in geringerer Zahl, 
weil die Wähler ihre Stimmen nicht mehr 
splitten könnten.

Eine Alternative bestünde in der Einfüh-
rung von großen Mehrpersonenwahlkreisen, 
wie sie Volker von Prittwitz ❙25 in Anlehnung 
an das finnische Wahlsystem vorschlägt. Die 
Bundesrepublik würde danach in 60 Wahl-
kreise aufgeteilt, in denen jeweils zehn Man-
date zu vergeben sind. Der Wähler hätte nur 
eine Stimme, mit der er einen Kandidaten 
aus einer Liste auswählt. Diese Personen-
stimme würde zugleich als Parteistimme ge-
wertet. Das Modell wäre genauso leicht zu 
handhaben wie das Einstimmensystem in 
Einerwahlkreisen; das personelle Element 
erführe aber eine deutliche Stärkung, da der 
Wähler sich zwischen mehreren Kandidaten 
derselben Partei entscheiden könnte. 

24 ❙  Vgl. Florian Grotz, Abschied von der personali-
sierten Verhältniswahl? Perspektiven einer Reform 
des Bundestagswahlsystems, in: Einsichten und Per-
spektiven, (2009) 4, S. 293 ff.
25 ❙  Vgl. Volker von Prittwitz, Vollständig personali-

sierte Verhältniswahl. Reformüberlegungen auf der 
Grundlage eines Leistungsvergleichs der Wahlsys-
teme Deutschlands und Finnlands, in: APuZ, (2003) 
52, S. 12–20.
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Auch in einem reinen Verhältniswahlsys-
tem gibt es Möglichkeiten, die Stimmabga-
be zu personalisieren. Voraussetzung dafür 
wäre ein Übergang von den starren zu offe-
nen oder lose gebundenen Listen. Bei letzte-
ren könnte der Wähler zwischen den Kan-
didaten einer Partei auswählen, bei offenen 
Listen dürfte er seine Stimmen sogar auf 
Kandidaten unterschiedlicher Parteien ver-
teilen („Panaschieren“). Für das Bundestags-
wahlrecht kämen wahrscheinlich nur lose 
gebundene Listen in Betracht, wie sie etwa 
Österreich oder die Niederlande verwenden. 
Dabei müsste man sicherstellen, dass die vor-
gegebene Reihenfolge nicht komplett umge-
stoßen wird und die Parteien die Möglichkeit 
behalten, Spitzenpolitiker und Fachleute auf 
ihren Listen abzusichern.

Ein Nachteil von Präferenzstimmensyste-
men liegt darin, dass sie die Komplexität des 
Wahlsystems erhöhen. Will man an den Vor-
zügen eines einfachen Wahlsystems festhal-
ten, wäre deshalb zu überlegen, ob man die 
Demokratisierung der Listenwahl nicht bes-
ser vorverlegt, indem man die Wähler bereits 
an der Kandidatennominierung beteiligt. Im 
heutigen System obliegt diese ganz den Par-
teien, genauer: den Parteitagsdelegierten, da 
auch die Mitglieder die Kandidaten im Regel-
fall nicht direkt wählen.

So sinnvoll die zuvor erörterten Vorschlä-
ge im Einzelnen sein mögen, so wenig spricht 
dafür, dass sie im Rahmen der anstehenden 
Wahlrechtsänderung ernsthaft ins Kalkül ge-
zogen werden. Einerseits stellt sich die Fra-
ge, warum die Parteien durch eine Demo-
kratisierung der Personenwahl ihr Monopol 
bei der Kandidatenrekrutierung antasten 
sollten. Andererseits bietet das föderale Sys-
tem in der Bundesrepublik eine Spielfläche, 
um Änderungen der Wahlsysteme in Län-
dern und Kommunen herbeizuführen, die 
den Reformdruck auf der Bundesebene ab-
schwächt. Ob beides auch in Zukunft hilft, 
den Wunsch nach einer weiterreichenden Re-
form des Bundestagswahlrechts zu unterdrü-
cken, hängt von der Entwicklung der Kon-
textbedingungen ab – besonders derjenigen 
des Parteiensystems. Fürs Erste werden wir 
uns wohl mit einer kleinen Lösung zufrie-
dengeben müssen.

Volker von Prittwitz

Hat Deutschland  
ein demokratisches 
Wahlsystem?

Nach herrschender Auffassung steht außer 
Frage: Deutschland ist eine repräsentati-

ve Demokratie mit demokratischen Wahlen. 
Das über sechzig Jahre 
nur wenig veränderte 
Wahlsystem mit zwei 
Stimmen, Direktman-
daten und starren Par-
teienlisten ist Gene-
rationen von Wähle-
rinnen und Wählern 
als demokratisches 
 Wahlverfahren ver-
traut. Und es hat bekannte Stärken: So wird 
die Wahl von Splitterparteien ins Parlament 
vermieden, wodurch sich relativ leicht stabile 
Regierungen bilden lassen. Zudem verfügen 
die Parteien, etwa durch Frauenquoten bei der 
Besetzung der Parteienlisten, über große Ge-
staltungspotentiale. 

Diese Stärken sind allerdings nicht auf das 
geltende deutsche Wahlsystem beschränkt; 
sie ergeben sich vielmehr aus Regelungen, die 
Teil vieler Wahlsysteme sind, nämlich aus ei-
ner Prozenthürde der Stimmenverrechnung 
und der starken Stellung der Parteienwahl. 
Umgekehrt hat das politische System der 
Bundesrepublik an Glanz verloren: Hand-
lungsfähige Regierungen zu bilden ist im in-
zwischen entstandenen  Fünfparteiensystem 
schwieriger geworden, und die bis in die 
1970er Jahre hinein sehr hohe Wahlbeteili-
gung hat sich immer weiter verringert. ❙1 Vor 
allem aber empfinden die Deutschen ihr poli-
tisches System immer weniger als Demokra-
tie: Nach einer im November 2010 durchge-
führten Forsa-Umfrage erklärten nur mehr 
17 Prozent der Befragten, das Volk habe in 
der aktuellen deutschen Demokratie etwas zu 
sagen; lediglich vier Prozent glauben, Wahl-
entscheidungen würden in starkem Maße die 
Richtung der Politik bestimmen. ❙2 Die Grün-
de für diese Distanz zwischen Volk und de-
mokratischem Staat sind vielfältig; das gelten-
de Wahlsystem dürfte zur Misere zumindest 

Volker von Prittwitz  
Prof. Dr. rer. pol., geb. 1950; 
 Otto-Suhr-Institut für Politik-
wissenschaft an der Freien Uni-
versität Berlin, Ihnestraße 21, 
14195 Berlin.  
www.volkervonprittwitz.de  
vvp@gmx.de

http://www.volkervonprittwitz.de
mailto:vvp@gmx.de
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unterschwellig beitragen, denn es weist fun-
damentale Defizite auf. So erfüllt es die De-
mokratieanforderungen der unmittelbaren 
und gleichen Wahl nicht. 

Unmittelbare Wahl? Nach bisherigem 
Wahlrecht ist etwa die Hälfte der Abgeord-
neten nicht unmittelbar wählbar; vielmehr 
bestimmen die Parteien durch die Reihen-
folge auf ihren Kandidatenlisten selbst da-
rüber, welche Kandidaten voraussichtlich in 
den Bundestag einziehen und welche gerin-
ge oder keine Chancen darauf haben – eine 
Verletzung der Wählersouveränität. Dies 
zeigt sich insbesondere dann, wenn nicht 
oder abgewählte Direktwahlkandidaten 
dennoch über ihre Parteiliste ins Parlament 
gelangen.

Gleiche Wahl? Zu viele Wählerstimmen für 
eine Partei können zu Mandatsverlusten füh-
ren – eine geradezu groteske Verletzung der 
Anforderung gleicher Wahl, die das Bundes-
verfassungsgericht 2008 für verfassungswid-
rig erklärt hat. Dabei geht es nicht nur um 
Ausnahmefälle, etwa besondere Nachwah-
len, sondern um eine grundlegende Fehl-
konstruktion des geltenden Wahlrechts. In 
diesem System sind Zweitstimmen für Lan-
deslisten mit Überhangmandaten (Über-
hanglisten) wertlos, ja sogar schädlich. ❙3 Mit 
Überhangmandaten wird nicht nur die per-
sonelle Mandatsverteilung, sondern das Stär-
keverhältnis zwischen den Bundestagsfrakti-
onen mehrheitswahlrechtlich beeinflusst. Da 
die ehemals großen Parteien, vor allem CDU 
und CSU, trotz ihrer Zweitstimmenverlus-
te immer noch den Löwenanteil der Direkt-
mandate erhalten, treten inzwischen regel-
mäßig viele Überhangmandate auf (2009 
waren es 24), die wahlentscheidend sein kön-
nen. Damit besteht keine klare Verhältnis-
wahl mehr.

1 ❙  Während die Beteiligung an Bundestagswahlen 
noch in den 1970er Jahren bei über 90 Prozent lag 
(Spitzenwert: 91,1 Prozent im Jahr 1972), sank sie da-
nach weitgehend kontinuierlich bis auf 70,8 Prozent 
bei der letzten Bundestagswahl im Herbst 2009. Da-
mit liegt sie nur noch um rund vier Prozentpunkte 
höher als die Beteiligung an den Präsidentschafts-
wahlen 2008 (66,6 Prozent) in den USA, einem Land 
mit traditionell sehr geringer Wahlbeteiligung.
2 ❙  Vgl. Forsa-Umfrage für den „Stern“, zit. nach Spiegel 

Online vom 11. 11. 2010, online: www.spiegel.de/poli-
tik/deutschland/0,1518,728640,00.html (2. 12. 2010).
3 ❙  Genaueres dazu unter www.wahlrecht.de/news/ 

2009/08.htm (2. 12. 2010).

Zudem können sich aus der Grundmandats-
regelung grotesk ungleiche Erfolgswerte von 
Wählerstimmen ergeben. Gewinnt beispiels-
weise eine Partei zwei Prozent der Zweit-
stimmen (entsprechend zwölf Abgeordneten) 
und drei Direktmandate, so zieht sie mit ih-
ren zwölf Abgeordneten als Fraktion ins Par-
lament ein; erreicht eine Partei mit 4,9 Prozent 
Zweitstimmenanteil (entsprechend einem An-
spruch auf 29 Abgeordnete) lediglich ein Di-
rektmandat, stellt sie nur einen Abgeordneten 
im Parlament. ❙4 Schließlich kann die Größe der 
Wahlkreise, das heißt die Zahl der Wahlberech-
tigten in Direktwahlkreisen, nach dem gelten-
den Bundeswahlgesetz um bis zu 25 Prozent 
schwanken. ❙5 Um gewählt zu werden, brau-
chen bestimmte Abgeordnete also weniger 
Wählerstimmen als andere Abgeordnete.

Klare und motivierende Wahlen? Das Wahl-
system, in dem Elemente der Verhältnis- und 
der Mehrheitswahl über drei Ebenen (Wahl-
kreis, Land, Bund) kombiniert werden, ist ins-
besondere durch die anfallenden Überhang-
mandate wenig durchsichtig. Zudem motiviert 
es wegen der starren Kandidatenlisten Kandi-
dierende sowie Wählerinnen und Wähler weit 
weniger zur Beteiligung, als dies in einer vita-
len Demokratie wünschenswert wäre.

Angesichts dieser fundamentalen Mängel 
des geltenden Wahlsystems und der gewach-
senen Distanz zwischen Bevölkerung und 
Staat erscheint eine demokratische Wahl-
reform überfällig. Diese könnte ein erster 
Schritt dazu sein, verlorengegangenes Ver-
trauen in die repräsentative Demokratie wie-
derzugewinnen. Eine Chance hierzu bietet 
sich dadurch, dass das Bundesverfassungs-
gericht den Deutschen Bundestag aufge-
fordert hat, das Bundeswahlgesetz bis zum 
30. Juni 2011 so zu ändern, dass keine negati-
ven Stimmgewichte mehr entstehen können. ❙6 

4 ❙  Die häufig kritisch thematisierte Fünfprozent-
hürde der Stimmenverrechnung schränkt die Er-
folgswertgleichheit von Wählerstimmen zwar ein; 
sie erfüllt aber eine wichtige wahlpolitische Funk-
tion (Verhinderung von Parteienzersplitterung) 
und wirkt für alle Parteien gleichermaßen und be-
rechenbar. Deshalb halte ich sie, anders als Über-
hangmandate und die Grundmandatsregelung, für 
legitim.
5 ❙  § 3 Abs. 1 Nr. 3 BWG. In einzelnen Bundesländern 

sind noch größere Abweichungen zugelassen: vgl. 
www.wahlrecht.de/landtage/stgh.htm (2. 12. 2010).
6 ❙  Vgl. www.bundesverfassungsgericht.de/entschei-

dungen/cs20080703_2bvc000107.html (2. 12. 2010).

http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,728640,00.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,728640,00.html
http://www.wahlrecht.de/news/2009/08.htm
http://www.wahlrecht.de/news/2009/08.htm
http://www.wahlrecht.de/landtage/stgh.htm
http://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/cs20080703_2bvc000107.html
http://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/cs20080703_2bvc000107.html
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Voraussetzung einer solchen Reform wäre al-
lerdings eine öffentliche Wahlsystemdiskus-
sion. Die Bundestagsparteien behandeln die 
Problematik aber offensichtlich bisher so 
geheim wie möglich, mit dem Ziel, mit mi-
nimalen wahlrechtlichen Reparaturen über 
die Runden zu kommen; ja, allem Anschein 
nach fürchten sie eine öffentliche Diskussion 
über Wahlrechtsfragen. Die Sensibilität der 
Bevölkerung und der Medien für das prob-
lematische Verhältnis zwischen Bürgerinnen 
und Bürgern und dem Parteienstaat ist aller-
dings gewachsen. Zudem besteht ein Interes-
senkonflikt zwischen den Parteien darüber, 
wie negative Stimmgewichte beseitigt wer-
den sollen: Während insbesondere CDU und 
CSU von der Erhaltung von Überhangman-
daten profitieren, werden die anderen Partei-
en durch Überhangmandate benachteiligt.

An diesem Interessenkonflikt scheiterte im 
Frühjahr 2009 der Antrag von Bündnis 90/
Die Grünen, das Problem durch die bundes-
weite Verrechnung von Überhangmanda-
ten mit Listenmandaten derselben Partei zu 
lösen. ❙7 Umgekehrt treffen unionsnahe Op-
tionen auf breiten Widerspruch, unverbun-
dene Landeslisten einführen zu wollen, so 
dass keine negativen Stimmgewichte mehr 
anfallen, aber alle Überhangmandate erhal-
ten bleiben. Hiermit wären nämlich nicht 
nur alle kleineren und mittleren Parteien be-
nachteiligt; auch das auf die Annahme eines 
Staatsvolks gegründete Staatsverständnis der 
Bundesrepublik würde in Frage gestellt. Zu-
dem ergäben sich andere normative und or-
ganisatorische Probleme, etwa mit Bezug auf 
die Handhabung der Fünfprozenthürde der 
Stimmenverrechnung. Ähnliche Probleme 
stellen sich Kompromissentwürfen einer 
schonenden Problemlösung. ❙8 Diese schlie-
ßen negative Stimmgewichte nicht völlig aus, 
erfüllen insofern also nicht die Auflage des 
Bundesverfassungsgerichts, produzieren aber 
neue normative Komplikationen: So würde 

7 ❙  Bundestagsdrucksache 16/885, online: http://
dipbt.bundestag.de/dip21/btd/16/118/1611885.pdf 
(2. 12. 2010).
8 ❙  Vgl. Kai-Friederike Oelbermann/Friedrich Pu-

kelsheim/Matthias Rossi/Olga Ruff, Eine schonen-
de Verbindung von Personen- und Verhältniswahl 
zum Abbau negativer Stimmgewichte bei Bundes-
tagswahlen. Institut für Mathematik, Universi-
tät Augsburg 2010, online: http://opus.bibliothek.
uni-augsburg.de/volltexte/2010/1636/pdf/mpre-
print_10_011.pdf (2. 12. 2010).

etwa nicht mehr jeder Wahlkreis durch den 
jeweiligen Wahlsieger im Parlament reprä-
sentiert. 

Das Bundeswahlgesetz sollte daher nicht 
nur reformiert werden, um neues Vertrauen 
in den demokratischen Staat zu gewinnen; es 
geht auch darum, ein normatives und wahl-
rechtspolitisches Chaos zu vermeiden. 

Reformperspektive personalisierte 
Verhältniswahl

Eine demokratische Wahlreform geht von den 
grundlegenden Anforderungen allgemeiner, 
unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer 
Wahlen aus. ❙9 Nach diesen Anforderungen 
sollte die Parteien- wie die Abgeordneten-
wahl gestaltet werden. Entsprechend der bis-
herigen Tradition wäre dabei jeder Wahlkreis 
durch den Wahlsieger bzw. die -siegerin zu 
repräsentieren. Schließlich sollten Splitter-
fraktionen im Bundestag vermieden werden. 

Diese Leitüberlegungen führen zur Per-
spektive der personalisierten Verhältniswahl 
mit Fünfprozenthürde. Demnach werden alle 
gültigen Wählerstimmen für Parteien, die zu-
mindest fünf Prozent der Stimmen erreichen, 
proportional in Abgeordnetensitze verrech-
net; die Wählerinnen und Wähler stimmen 
für alle Abgeordnete persönlich. ❙10 Diese Per-
spektive lässt sich mit unterschiedlichen Mo-
dellen umsetzen. 

Offene Listen. Ausgehend von Erfahrungen 
auf der kommunalen Ebene liegt es nahe, demo-
kratische Wahlen als Wahl offener Listen zu re-
geln. Dabei können die Wählerinnen und Wäh-
ler eine bestimmte Anzahl von Kandidierenden 
aus der Liste einer Partei auswählen (kumulie-
ren) oder Kandidierende aus unterschiedlichen 
Parteienlisten kombinieren (panaschieren). In-

9 ❙  § 1 BWG.
10 ❙  In Teilen der Politikwissenschaft und der poli-

tischen Bildung wird bereits das geltende deutsche 
Wahlsystem als Personalisierte Verhältniswahl be-
zeichnet; vgl. Dieter Nohlen, Wahlrecht und Partei-
ensystem, Opladen 2009. Diese Bezeichnung beschö-
nigt die geringe Personalisierungskompetenz der 
Wählerschaft und die diffuse Mischung von Verhält-
nis- und Mehrheitswahlrecht. Im Gesetzestext und 
in der Rechtsprechung wird demgegenüber von „den 
Grundsätzen der mit der Personenwahl verbundenen 
Verhältniswahl“ gesprochen (§ 1 BWG). 

http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/16/118/1611885.pdf
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/16/118/1611885.pdf
http://opus.bibliothek.uni-augsburg.de/volltexte/2010/1636/pdf/mpreprint_10_011.pdf
http://opus.bibliothek.uni-augsburg.de/volltexte/2010/1636/pdf/mpreprint_10_011.pdf
http://opus.bibliothek.uni-augsburg.de/volltexte/2010/1636/pdf/mpreprint_10_011.pdf
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wieweit solche Modelle handhabbar sind, va-
riiert stark nach dem räumlich-institutionellen 
Zuschnitt offener Listen.

Offene Bundeslisten: Werden Listen ledig-
lich in einer räumlich-institutionellen Ebe-
ne vorgelegt, können sich keine Widersprü-
che aus der Verrechnung von Wählerstimmen 
zwischen unterschiedlichen Ebenen ergeben. 
Dies spricht für Bundeslisten der einzelnen 
Parteien. Solche Listen sind aber offensicht-
lich nicht handhabbar, da der Wähler aus Dut-
zenden von Parteienlisten mit Hunderten von 
Kandidaten mehrere Kandidaten auszuwäh-
len, möglicherweise zu kombinieren hätte. 
Werden Listenplätze ausschließlich auf nati-
onaler Ebene vergeben, schwächt dies zudem 
innerparteiliche Demokratiestrukturen.

Offene Landeslisten: Wird eine bestimm-
te Zahl von Abgeordneten aus offenen Lan-
deslisten gewählt, verbessert sich die Hand-
habbarkeit der Wahl. Allerdings können sich 
auch in diesem Fall unter Umständen Dut-
zende von Parteien mit jeweils Dutzenden 
von Kandidaten bewerben. Schon die Aus-
gabe entsprechender Listen an jede Wähle-
rin und jeden Wähler wäre ein riesiger logis-
tischer Aufwand. Soll die Wählerschaft aus 
vielen derartig umfangreichen Kandidaten-
listen einzelne Kandidaten auswählen, müss-
te ihr hierzu viel Zeit eingeräumt werden. 
Damit entstehen Kapazitätsanforderungen, 
etwa an Wahlkabinen, und mögliche orga-
nisatorische Probleme, die kaum zu bewälti-
gen sein dürften. Da nach diesem Modell kei-
ne Wahlkreise existieren, wären die einzelnen 
Regionen nicht mehr sicher politisch im Bun-
destag repräsentiert. Schließlich stellt sich die 
Frage, wie die Ergebnisse einer offenen Wahl 
von Landeslisten bundesweit verrechnet wer-
den sollen. Die bisherigen Probleme mit der 
Verrechnung von Wahlergebnissen zu star-
ren Landeslisten dürften sich eher noch ver-
größern. Aus diesen Gründen erscheint auch 
die Option offener Landeslisten als nicht 
 empfehlenswert. 

Offene Wahlkreislisten: Wird das Modell 
offener Listen auf Wahlkreise bezogen und in 
der Kandidatenzahl stark reduziert, so sind 
offene Listen dagegen gut handhabbar. Diese 
Lösung ist auch deshalb besonders sinnvoll, 
weil die Wählerinnen und Wähler, abgese-
hen von überregionaler Prominenz, Kandi-
daten aus ihrem regionalen Umfeld am ehes-

ten kennen. Wahlkreislisten können zudem 
die parteiinterne Demokratie von der Bun-
des- bis zur Wahlkreisebene stärken. Hierbei 
sind gerade Modelle vorstellbar, nach denen 
Wahlkreislisten in der Abstimmung zwischen 
unterschiedlichen Parteiebenen erstellt wer-
den. Bei offenen Wahlkreislisten der Partei-
en entsendet jeder Wahlkreis eine bestimmte 
Zahl von Abgeordneten ins Parlament. Dabei 
bieten sich, der deutschen Demokratietradi-
tion entsprechend, Wahlkreise an, die jeweils 
einen Abgeordneten entsenden. Die Propor-
tionalität der Stimmenverrechnung wächst 
mit der Zahl der ins Parlament entsandten 
 Kandidaten.

Implizite Listen. Werden die Wahlergeb-
nisse der Kandidaten einer Partei in allen 
Wahlkreisen miteinander verglichen und die 
Kandidaten mit den x besten Wahlergebnis-
sen (x = Gesamtzahl der gewählten Abge-
ordneten der Partei) ins Parlament geschickt, 
so ergeben sich implizite Parteienlisten. Sol-
che Listen können für die Bundesländer als 
implizite Landeslisten oder für das gesamte 
Bundesgebiet als implizite Bundeslisten gel-
ten. Sie können mit einem Zweistimmensys-
tem (eine Stimme für die Partei, eine für einen 
Kandidaten) oder einem zweifach ausgewer-
teten Einstimmensystem (ausgewertet für den 
Kandidaten und seine Partei) verwirklicht 
werden. In jedem Fall konstituieren sie eine 
personalisierte Verhältniswahl, denn hierbei 
entscheidet die Wählerschaft über die Wahl 
aller Kandidaten, und die Stimmen werden 
proportional in Mandate umgerechnet. Op-
timal erscheint dabei der bundesweite Ver-
gleich von Kandidatenergebnissen, da dieser 
die höchste Proportionalität liefert und am 
wenigsten Verrechnungsprobleme schafft.

Kombinationen: kooperative Duelle. Bei ei-
ner impliziten Listenwahl wissen die Wähle-
rinnen und Wähler, dass sie mit ihrer Stim-
me ihren favorisierten Kandidaten nicht nur 
innerhalb des Wahlkreises gegenüber Kandi-
daten anderer Parteien wählen, sondern die-
sen auch im Wahlkreisvergleich gegenüber 
Kandidaten seiner eigenen Partei unterstüt-
zen. Insofern ist dieser Wahltypus bereits 
als Form offener Listenwahl interpretierbar. 
Dieses Verfahren ließe sich mit offenen Wahl-
kreislisten kombinieren. Dabei können sich 
die Wählerinnen und Wähler nicht nur zwi-
schen Wahlkreiskandidaten unterschiedlicher 
Parteien, sondern auch zwischen unterschied-
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lichen Wahlkreiskandidaten einer Partei ent-
scheiden. Am besten handhabbar erscheinen 
dabei offene Zweierlisten mit zwei Parteikan-
didatinnen bzw. -kandidaten. Bei dieser Re-
gelung entstehen kooperative Duelle. Dabei 
kooperieren die beiden Wahlkreisrepräsen-
tanten einer Partei nicht nur in der Ausein-
andersetzung mit den anderen Wahlkreis-
bewerbern, sondern auch im gemeinsamen 
Bemühen, möglichst viele Wählerstimmen für 
ihre Partei im parteiinternen Vergleich aller 
Wahlkreise zu gewinnen. Denn im parteiin-
ternen Wahlkreisvergleich zählt die Stimmen-
anzahl beziehungsweise der Stimmenanteil, 
den beide Parteibewerber zusammen in ihrem 
Wahlkreis erreicht haben. Erst wenn sich ein 
Wahlkreis so qualifiziert hat, setzt sich der 
Kandidat bzw. die Kandidatin mit der höhe-
ren Stimmenanzahl im internen Wahlkreis-
vergleich durch.

Reformempfehlung

Ausgehend von den skizzierten Überlegun-
gen betrachte ich die personalisierte Verhält-
niswahl mit Fünfprozenthürde als optima-
les Wahlsystem für die Wahl zum Deutschen 
Bundestag. Zur Umsetzung dieser Option 
bietet sich ein Einstimmensystem mit impli-
ziter Listenwahl und kooperativen Duellen 
an.

Verfahren: 598 Abgeordnete des Deutschen 
Bundestags werden in 299 gleich großen 
Wahlkreisen gewählt. In jedem Wahlkreis 
stellt jede Partei zwei Kandidaten – emp-
fohlen wird eine Frau und einen Mann – zur 
Wahl auf. Der Wähler hat eine Stimme zur 
Wahl eines Kandidaten bzw. einer Kandida-
tin und damit dessen bzw. deren Partei zur 
Verfügung. Ins Parlament zieht der Kandi-
dat als Wahlkreissieger ein, der den höchs-
ten Stimmenanteil im Wahlkreis erlangt hat. 
Dazu kommen diejenigen Kandidaten, die 
im parteiinternen Wahlkreisvergleich ausrei-
chend hohe Stimmenanteile für sich verbu-
chen können. Nach erfolgter Wahl werden 
die Wählerstimmen in den Wahlkreisen aus-
gezählt und die Stimmanteile der einzelnen 
Kandidaten und Parteien in den Wahlkrei-
sen ermittelt. Anhand der summierten Wäh-
lerstimmen ergeben sich die Stimmantei-
le der Parteien im gesamten Wahlgebiet und 
bei 598 Bundestagsabgeordneten die Zahl der 
Abgeordnetenmandate der einzelnen Partei-

en. Hierbei wird die Fünfprozenthürde der 
Stimmenverrechnung berücksichtigt.

Für jede Partei, die ins Parlament gelangt, 
wird eine Vergleichsliste der Stimmantei-
le ihrer Wahlkreiskandidaten erstellt. Hier-
aus lässt sich zweifelsfrei und leicht ersehen, 
welche Kandidaten ins Parlament einziehen. 
Stellt beispielsweise Partei X 100 Abgeordne-
te und 40 Wahlkreissieger, so erhalten neben 
den Wahlkreissiegern die 60 Parteikandidaten 
ein Mandat, die a) in ihren Wahlkreisen zu-
sammen mit ihrem Kollegen bzw. ihrer Kolle-
gin die 60 höchsten Stimmanteile für ihre Par-
tei erreicht und b) sich im wahlkreisinternen 
Kandidatenvergleich durchgesetzt haben. 

Nach dem vorgeschlagenen Verfahren sollen 
die Wahlkreise gleich viele Wahlberechtigte 
umfassen. Hierzu wird die Zahl der Wahlbe-
rechtigten 18 Monate vor der Wahl gebietsbe-
zogen erhoben oder abgeschätzt. Spätestens 
alle acht Jahre sind aktuelle Daten zu verwen-
den. Aufgrund der jeweils vorliegenden Daten 
legt der Bundeswahlleiter spätestens zwölf 
Monate vor der Wahl die Wahlkreise fest.

Eigenschaften und Wirkungen: Anders als 
das bisherige Wahlsystem verdient das hier 
vorgeschlagene Verfahren die Bezeichnung 
Personalisierte Verhältniswahl. Denn abgese-
hen von der notwendigen Fünfprozenthürde 
werden nun die Wählerstimmen strikt pro-
portional in Mandate umgerechnet. Und die 
Wählerinnen und Wähler können alle von 
den Parteien aufgestellten Kandidaten per-
sönlich wählen. Das vorgeschlagene Einstim-
menwahlsystem ist denkbar einfach und in 
anderen Ländern, etwa in Finnland, bestens 
erprobt. ❙11 Verwechslungen zwischen Erst- 
und Zweitstimme sind ausgeschlossen. Auch 
lassen sich die Wählerstimmen und Man-
datszahlen der einzelnen Parteien auf Bun-
desebene leicht errechnen, denn es gibt kei-
ne länderbezogenen Überhangmandate und 
Verrechnungsprobleme zwischen Landeslis-
ten mehr. Vielmehr werden die parteibezo-
genen Wahlergebnisse auf der Bundesebene 
summiert und eindeutig in Bundestagsman-

11 ❙  Vgl. Burkhard Auffermann, Das politische Sys-
tem Finnlands (Wahlsystem), in: Wolfgang Ismayr 
(Hrsg.), Die politischen Systeme Westeuropas, Wies-
baden 20033, S. 206 ff. Der hier präsentierte Vorschlag 
deckt sich in seiner Ausgestaltung nicht völlig mit 
dem finnischen Wahlsystem, sondern ist durch deut-
sche Wahlsystemtraditionen inspiriert.
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date umgerechnet. Auch die Reihenfolge der 
Stimmanteile der Kandidaten lässt sich ein-
fach und zweifelsfrei ablesen.

Nach diesem Verfahren bleiben die Vor-
züge des bisherigen deutschen Wahlsystems, 
insbesondere der Ausschluss von Splitterpar-
teien, die enge Verbindung von Parteien- und 
Abgeordnetenwahlen sowie die Repräsentati-
on jedes Wahlkreises durch seinen Wahlkreis-
sieger bzw. seine Wahlkreissiegerin, erhalten. 
Die Wähler können nun aber alle Abgeord-
nete persönlich wählen, wodurch die Persön-
lichkeitswahl das ihr angemessene Gewicht 
neben der Parteienwahl gewinnt. Mit dem 
vorgeschlagenen Wahlsystem treten keine 
regulären Überhangmandate mehr auf. Alle 
Wahlkreisergebnisse werden unmittelbar im 
gesamten Wahlgebiet (Bund) verrechnet, so 
dass länderbezogene Überhangmandate und 
damit negative Stimmgewichte nicht mehr 
möglich sind. Auch die Wahlergebnisse der 
Wahlkreissieger fließen in die Parteienstim-
men ein. Sollten in einem extremen Fall wirk-
lich einmal Überhangmandate entstehen, so 
verbleiben diese wie bisher bei der jeweiligen 
Partei, ohne Ausgleich für die anderen Par-
teien. Selbst in einem solchen Ausnahmefall 
wären negative Stimmgewichte mangels Län-
derverrechnung ausgeschlossen. ❙12

Schließlich dürfte das vorgeschlagene Wahl-
system zusätzlich motivieren. Denn es gibt 
keine Parteilisten mehr, die gut platzierte 
Parteimitglieder unabhängig vom Volkswil-
len ins Parlament befördern. Vielmehr haben 
sich alle Kandidaten der Wahl durch die Be-
völkerung zu stellen; dabei besitzt jeder Kan-
didat und jede Kandidatin eine reelle Chance, 
gewählt zu werden.

12 ❙  Diese Effekte lassen sich beispielhaft anhand des 
Wahlergebnisses der CSU bei der Bundestagswahl 
2009 zeigen, ein Extremfall. Bei dieser Wahl konnte 
die CSU bei gesunkenen Zweit- und Erststimmenan-
teilen (jeweils minus 0,9 Prozent) sämtliche 45 baye-
rischen Direktmandate gewinnen. Bei einem bundes-
weiten Zweitstimmenanteil von 6,5 Prozent ergaben 
sich für die Partei drei Überhangmandate. Nach dem 
hier vorgeschlagenen Verfahren hätte die Partei eben-
falls alle Wahlkreissiegerinnen und -sieger gestellt; 
ihr Stimmenanteil aber läge, wenn der bisherige Erst-
stimmenanteil zugrunde gelegt wird, bei 7,4 Prozent, 
was 44 Abgeordneten (von 598) entspricht. Es hätte 
sich bei gleicher Mandatszahl für die Partei also nur 
mehr ein Überhangmandat ergeben.

Joachim Behnke

Grundsätzliches 
zur Wahlreform-
debatte
Die Bundestagswahl vom 27. September 

2009 kann mit Fug und Recht als his-
torische Zäsur in der Geschichte der Wahlen 
und der Parteienstruk-
tur der Bundesrepu-
blik Deutschland be-
trachtet werden. Nie 
zuvor waren die „klei-
nen“ Parteien FDP, 
Bündnis 90/Die Grü-
nen und Die Lin-
ke so stark, nie zu-
vor die „großen“ Par-
teien SPD und CDU/
CSU so schwach. In der Tat kann man ihnen 
das Attribut „groß“ nur noch mit gewissen 
Einschränkungen zuschreiben und lediglich 
als Ausdruck ihrer relativen Stärke zu den 
(noch?) kleinen Parteien. Mit dem sich damit 
zumindest mittelfristig etablierten Fünfpar-
teiensystem ❙1 deuten sich weit reichende Kon-
sequenzen für die Regierungsbildung an. 

Die neue Struktur des Parteiensystems hat 
aber noch eine andere, sich unmittelbar auf 
das Wahlergebnis auswirkende Folge. Die re-
lative Schwäche der großen Parteien führte zu 
einem Rekord bezüglich einer besonderen Ei-
genheit des deutschen Wahlsystems: Mit ins-
gesamt 24 Überhangmandaten, 21 davon für 
die CDU, drei für die CSU, entstanden bei 
der Bundestagswahl 2009 mehr Überhang-
mandate als je zuvor. Zwar war schon mit der 
Wiedervereinigung ein sprunghafter Anstieg 
der Überhangmandate zu verzeichnen gewe-
sen, aber was vorher ein Phänomen war, das 
vor allem in den neuen Bundesländern zu ver-
zeichnen war, ist nun auch im Westen im gro-
ßen Maßstab aufgetreten (Abbildung). 

Der Grund hierfür liegt in der schon be-
schriebenen Parteienstruktur. Überhang-
mandate entstehen besonders leicht, wenn 
eine Partei mit weniger als 50 Prozent der 

Joachim Behnke  
Dr. rer. pol. M. A., geb. 1962; 
Professor am Lehrstuhl 
für Politikwissenschaft an 
der Zeppelin-University, 
Am Seemooser Horn 20, 
88045 Friedrichshafen.  
joachim.behnke@ 
zeppelin-university.de
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Abbildung: Anzahl der Überhangmandate  
nach Bundestagswahlen
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Quelle: eigene Darstellung.

Zweitstimmen in einem Bundesland annä-
hernd alle Direktmandate in diesem Bundes-
land gewinnen kann. ❙2 Aufgrund der star-
ken Position der Linken (bzw. früheren PDS) 
in den ostdeutschen Bundesländern war es 
dort für CDU oder SPD daher leicht, auch 
mit nur 35 bis 40 Prozent der Zweitstimmen 
den Großteil der Direktmandate zu erringen, 
womit Überhangmandate entstanden. Die 
Zunahme von allen drei kleinen Parteien im 
Westen führt nun dort zu demselben Effekt.

Wichtiger noch als die absolute Anzahl der 
Überhangmandate ist jedoch die Differenz 
an Überhangmandaten zwischen Union und 
SPD, da diese den relativen Vorteil ausdrückt, 
den eine Partei beziehungsweise ein Lager 
durch die Überhangmandate gegenüber dem 
anderen Lager erzielt. Dieser Vorteil fiel 2009 
für die Union fast doppelt so hoch aus wie 
beim bisherigen Rekordvorteil, der 1998 zu 
Gunsten der SPD entstanden war, als diese 
alle 13 Überhangmandate, die damals ent-
standen waren, für sich verbuchen konnte. 
Dieser Vorteil von 24 Mandaten entspricht 
immerhin über vier Prozent der regulären 
Anzahl von Mandaten im Bundestag. Oder, 
um es noch anschaulicher auszudrücken: Die 
Union erhält dank der Überhangmandate so 
viele zusätzliche Sitze, wie sie normalerweise 
für rund 1,75 Millionen zusätzlicher Zweit-
stimmen erhalten hätte; das entspricht ziem-
lich genau der Zahl aller gültigen Zweitstim-
men, die in Berlin abgegeben wurden. Durch 
die Überhangmandate entstand der Union 
also ein „stimmwertgleicher Vorteil“ in Man-
daten, der dem Effekt entsprach, als ob eine 
virtuelle Großstadt von Unionswählern in 
der Größenordnung von Berlin vom Himmel 
gefallen sei.

Überhangmandate sind also mehr denn je 
präsent als Begleitphänomen von Bundes-
tagswahlen – mit potenziell folgenschweren 
Konsequenzen. Besondere Brisanz gewinnt 
das Problem der Überhangmandate noch ein-
mal dadurch, dass der Gesetzgeber durch das 
Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum so 

1 ❙  Genau genommen handelt es sich um ein Sechspar-
teiensystem, da ja CDU und CSU getrennt gezählt 
werden müssen. Da diese jedoch in keinem Bundes-
land gegeneinander antreten, handelt es sich unter 
dem Aspekt des Parteienwettbewerbs um ein Fünf-
parteiensystem.
2 ❙  Vgl. Joachim Behnke, Von Überhangmandaten 

und Gesetzeslücken, in: APuZ, (2003) 52, S. 21–28.

genannten „negativen Stimmgewicht“ vom 
Juli 2008 ❙3 dazu verpflichtet ist, das Wahlsys-
tem bis zum Sommer 2011 so neu zu regeln, 
dass der Effekt des negativen Stimmgewichts 
nicht mehr auftreten kann. Unter negativem 
Stimmgewicht versteht man den Effekt, dass 
eine Partei durch zusätzliche Zweitstimmen 
weniger Sitze erhalten kann. ❙4 Zwar hat sich 
das Bundesverfassungsgericht in seinem Ur-
teil nicht explizit dazu geäußert, ob Über-
hangmandate verfassungsgemäß sind, aber 
dennoch gibt es einen starken Zusammen-
hang zwischen Überhangmandaten und dem 
Auftreten des negativen Stimmgewichts. Es 
sind zwar Überhangmandate vorstellbar, 
ohne dass es zum Effekt des negativen Stimm-
gewichts kommt, umgekehrt ist dieser Effekt 
aber immer mit dem Auftreten von Über-
hangmandaten verbunden. Die Abschaffung 
oder Neutralisierung der Überhangmandate 
wäre also eine hinreichende, wenn auch nicht 
notwendige Bedingung zur Beseitigung des 
negativen Stimmgewichteffekts.

Es gibt für den Gesetzgeber daher in der 
jetzigen Situation zwei Vorgehensweisen: 
Er kann sich zum Einen auf eine  Korrektur 
des Wahlsystems beschränken, die sich aus-
schließlich auf den Effekt des negativen 
Stimmgewichts fokussiert. Diese technizisti-
sche, „enge“ Lösung würde jede Perspektive 
auf das Wahlsystem, die über den zu behe-
benden Defekt hinausgeht, ignorieren und im 

3 ❙  Vgl. BVerfGE 121, 266.
4 ❙  Der Effekt wurde erstmals beschrieben in: Hans 

Meyer, Der Überhang und anderes Unterhaltsames 
aus Anlaß der Bundestagswahl 1994, in: Kritische 
Vierteljahresschrift für Gesetzgebung und Rechts-
wissenschaft, 77 (1994), S. 312–362.
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Zweifelsfall sogar in Kauf nehmen, dass sich 
gewisse Aspekte des Wahlsystems unter die-
ser Lösung verschlechtern würden, solange 
alles im formalen Sinn den Auflagen des Ver-
fassungsgerichts entspricht. Die zweite Vor-
gehensweise möchte ich als „integrative“ Lö-
sung bezeichnen. Sie besteht darin, dass sie 
die Kritik des Verfassungsgerichts zum An-
lass nimmt, das Wahlsystem so anzupassen, 
dass es einerseits den Anforderungen des Ur-
teils gerecht wird und gleichzeitig andere be-
stehende Mängel mit ins Visier nimmt. Bei 
der integrativen Sichtweise geht es vor allem 
darum, die Fähigkeit des Wahlsystems, seine 
wesentlichen Funktionen zu erfüllen, in vol-
lem Umfange zu erhalten und möglicherwei-
se sogar noch zu optimieren.

Diese Charakterisierung der beiden Lö-
sungsansätze geht zugegebenermaßen von 
zwei Prämissen aus. Die erste besteht darin, 
dass das bestehende Wahlsystem in seinen 
Grundzügen so weitgehend wie möglich er-
halten bleiben soll. Die zweite besteht in der 
Postulierung der Ansicht, dass es sich bei den 
Überhangmandaten um den derzeit gewich-
tigsten Defekt des Wahlsystems handelt, auf 
dessen Beseitigung es daher auch in erster Li-
nie ankommt. Die erste Prämisse scheint mir 
aus zweierlei Gründen unproblematisch. Ers-
tens gilt das deutsche Wahlsystem als Erfolgs-
modell, das sich bewährt hat. Zweitens würde 
ein grundlegender Systemwechsel mit spür-
baren Folgen für das Parteiensystem grund-
legende Fragen der Legitimation aufwerfen. 
Die zweite Prämisse, nach der die Überhang-
mandate tatsächlich den größten Makel des 
Wahlsystems darstellen, gründet sich auf tie-
fer gehende Annahmen, was die essentiellen 
Funktionen des aktuellen Systems sind. Diese 
hängen offensichtlich davon ab, um welche 
Art von Wahlsystem es sich bei unserem Sys-
tem denn überhaupt handelt. Dieser Frage 
soll daher als nächstes nachgegangen werden.

Welches Wahlsystem haben wir?

Im deutschen Wahlsystem besitzen die Wäh-
lerinnen und Wähler zwei Stimmen; mit der 
Erststimme wählen sie einen Direktkandida-
ten in ihrem Wahlkreis, mit der Zweitstimme 
die Landesliste einer Partei. Die Gewinner in 
den Wahlkreisen werden nach relativer Mehr-
heitswahl festgelegt. Die Sitzverteilung im 
Ganzen geht folgendermaßen vor sich: Zuerst 

werden die Parteien bestimmt, die überhaupt 
an der Sitzverteilung teilnehmen, das sind alle 
Parteien, die mehr als fünf Prozent der Zweit-
stimmen erhalten oder mindestens drei Di-
rektmandate errungen haben. Dann werden 
allen Parteien proportional zu ihrem bun-
desweiten Zweitstimmenanteil die ihnen zu-
stehenden Sitze zugewiesen, wobei seit 2009 
das Berechnungsverfahren nach Sainte-Laguë 
verwandt wird: Eine Partei mit 37 Prozent der 
Zweitstimmen erhält demnach etwa 37 Pro-
zent der 598 Sitze, die regulär verteilt werden. 
Auf der Ebene dieser so genannten Oberver-
teilung erhielten die SPD bei der letzten Bun-
destagswahl 146 und die CDU 173 Mandate. 
Danach werden im Rahmen der so genannten 
Unterverteilung die Sitzkontingente der Par-
teien proportional auf deren Landeslisten ver-
teilt. Danach standen der Landesliste der SPD 
in Baden-Württemberg 15 und der baden-
württembergischen Landesliste der CDU 
27 Mandate zu. Von dieser Sitzzahl werden 
die direkt im Wahlkreis gewonnenen Man-
date abgezogen. Die verbliebenen Mandate 
werden entsprechend den Positionen auf der 
Landesliste verteilt, wobei erfolgreiche Wahl-
kreisgewinner übergangen werden. Die SPD 
erzielte beispielsweise in Baden-Württemberg 
ein Direktmandat, also wurden die übrigen 
14 Mandate entsprechend den Listenplätzen 
verteilt. Die CDU allerdings hatte 37 Direkt-
mandate in Baden-Württemberg gewonnen, 
obwohl ihr dort aufgrund der Zweitstimmen 
nur 27 Sitze zugestanden hätten. Diese „über-
zähligen“ zehn Mandate bleiben der CDU in 
Form der berühmten „Überhangmandate“ in 
vollem Umfang erhalten.

Insgesamt gibt es 299 Wahlkreise, die An-
zahl der Direktmandate entspricht also genau 
der Hälfte der im Zuge der Oberverteilung re-
gulär zu verteilenden Sitze. In vielen Standard-
werken zum deutschen Wahlsystem ist daher 
sinngemäß zu lesen: „Der Bundestag besteht 
regulär aus 598 Sitzen, von denen 299 nach dem 
Prinzip der relativen Mehrheitswahl in den 
Wahlkreisen und die übrigen 299 Sitze nach 
dem Proportionalprinzip vergeben werden.“ 
Dieser Satz oder ähnliche Sätze sind verant-
wortlich für das schon immer und immer noch 
weit verbreitete Missverständnis, es handle sich 
beim deutschen Wahlsystem um ein „gemisch-
tes“ System im Sinne eines so genannten „Gra-
bensystems“, bei dem zwei autonome Kontin-
gente von Sitzen unabhängig voneinander nach 
zwei unterschiedlichen Verfahren – Mehr-
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heitswahl hier, Proportionalwahl dort – verge-
ben würden. Da ja genau dies beim deutschen 
Wahlsystem nicht der Fall ist, lehnen einige 
Wahlsystemforscher daher die Bezeichnung 
„gemischtes Wahlsystem“ für die Bundesrepu-
blik Deutschland als schlicht „falsch“ ab. ❙5

Die verbreitete Verwirrung ist eine Folge da-
von, dass in der Diskussion nicht so sehr Sys-
teme als vielmehr konzeptuelle Begriffe mit- 
und untereinander gemischt werden, so dass es 
häufig alles andere als klar ist, was mit dem Be-
griff mixed oder „gemischt“ denn tatsächlich 
gemeint ist. In letzter Zeit ist es wieder häu-
figer zu der Bezeichnung des deutschen Sys-
tems als gemischtem Wahlsystem gekommen, 
durchaus auch mit der intendierten Konnotati-
on einer Abgrenzung gegenüber dem Verhält-
niswahlprinzip. Diese Autoren ❙6 beziehen sich 
üblicherweise auf neuere Arbeiten zu so ge-
nannten mixed-member electoral systems, die 
derzeit einen prominenten Forschungsstrang 
zu Wahlsystemen bilden. ❙7 Allerdings wird 
in diesem Kontext das deutsche Wahlsystem 
zur Subkategorie der mixed-member propor-
tional systems gezählt. Aber wie die grundle-
genden Regeln der Definitionslehre zeigen, 
ist auch ein mixed-member proportional sys-
tem natürlich immer noch ein hundertprozen-
tiges Verhältniswahlsystem. Die gültige De-
finition eines Schimmels als „weißes Pferd“ 
macht diesen noch lange nicht zu weniger als 
100 Prozent zu einem Pferd. In den Begriffen 
der klassischen Definitionslehre ist das pro-
portional system das so genannte genus proxi-
mum (die nächsthöhere Gattung), der mixed-
member-Bestandteil des Definiens hingegen 
die differentia specifica, also die spezifische 
Eigenschaft, die das Definiendum gegenüber 
anderen Elementen des genus proximum aus-
zeichnet. Mixed-member proportional systems 
sind also eine Teilmenge aller Proportional-
wahlsysteme, aber um nichts weniger Verhält-

5 ❙  Wichard Woyke, Stichwort: Wahlen, Opladen 
1996, S. 38.
6 ❙  Vgl. stellvertretend Philip Manow, Disproporti-

onalität und ihre Folgen. Die Mehrheitswahlkom-
ponente des deutschen Wahlsystems, in: Zeitschrift 
für Politikwissenschaft, 20 (2010), S. 149–178; Franz-
Urban Pappi/Michael Herrmann, Überhangman-
date ohne negatives Stimmgewicht: Machbarkeit, 
Wirkungen, Beurteilung, in: Zeitschrift für Parla-
mentsfragen (ZParl), 41 (2010) 2, S. 260–278.
7 ❙  Vgl. Matthew Soberg Shugart/Martin P. Watten-

berg (eds.), Mixed-Member Electoral Systems. The 
Best of Both Worlds?, Oxford 2001.

niswahlsysteme als jedes andere Verhältnis-
wahlsystem wie etwa die reine Listenwahl.

Zur Aufklärung dieser verwirrenden und 
mitunter auch verwirrten Begriffsverwen-
dung bietet sich ein Begriffspaar an, das von 
Dieter Nohlen eingeführt worden ist. ❙8 Noh-
len unterscheidet zwischen der sogenannten 
Entscheidungsregel und dem Repräsentati-
onsziel; erstere bezieht sich auf die Art und 
Weise, wie Sitze zugeteilt werden, das zweite 
Kriterium hingegen auf die durch das Design 
intendierte Verteilung der Sitze.

Das mixed-member proportional system ist 
nämlich lediglich gemischt in Bezug auf die 
Entscheidungsregel, nach der die Sitze vergeben 
werden, nicht in Bezug auf das Repräsentati-
onsziel. „Die beiden Prinzipien Mehrheitswahl 
und Verhältniswahl lassen sich nicht mischen; 
sie stehen sich – wie gesagt – antithetisch ge-
genüber. Folglich gibt es auf der Ebene der 
Repräsentationsprinzipien auch keine ‚Misch-
systeme‘ oder ‚Mischwahlsysteme‘. Insofern ist 
eine Klassifikation der Wahlsysteme in Mehr-
heitswahl, Verhältniswahl und Mischwahlsys-
teme (mixed systems) fehlerhaft.“ ❙9 Aufgrund 
der Verrechnung der Direktmandate mit den 
Mandaten, die den Parteien nach dem Pro-
porzprinzip zustehen, dem sogenannten Ver-
hältnisausgleich, wird das Repräsentationsziel 
der Verhältniswahl in keiner Weise angetastet. 
Das Mehrheitswahlsystem bestimmt ledig-
lich einen Teil der personalen Besetzung des 
Sitzkontingents, welches aber nach dem Pro-
porzprinzip bestimmt wird. Die Zuteilung der 
Sitze an die Gewinner in den Wahlkreisen geht 
normalerweise innerhalb der Verteilung nach 
dem Proporzprinzip auf, ist in diese integriert; 
es soll mit ihr keineswegs ein eigenständiges 
Repräsentationsziel verfolgt werden, das neben 
das der Verhältniswahl tritt oder diese ergänzt. 
Die Rede vom deutschen Wahlsystem als einem 
gemischten ist also tendenziell irreführend, 
insbesondere wenn auf die Erwähnung ver-
zichtet wird, dass sich die Mischung lediglich 
auf die Auswahl der Mitglieder bezieht, und 
das Konzept der Verhältniswahl im Sinne des 
genus proximum ebenfalls nicht genannt wird.

Die hier vertretene Sichtweise des deut-
schen Wahlsystems als Verhältniswahlsys-

8 ❙  Vgl. Dieter Nohlen, Wahlrecht und Parteiensys-
tem, Opladen 2009, S. 140 ff.
9 ❙  Ebd., S. 144.
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tem entspricht auch der bisherigen Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts. 
Diese lässt von Anfang an keinen Zweifel 
an der Auffassung, dass es sich beim deut-
schen Wahlsystem aufgrund des in § 6 Ab-
satz 2 Satz 1 des Bundeswahlgesetzes (BWG) 
beschriebenen Verhältnisausgleichs um ein 
Verhältniswahlsystem handelt. ❙10 Dabei hebt 
auch „die Auslese der Wahlkreiskandidaten 
nach dem Prinzip der relativen Mehrheit im 
Wahlkreis (…) den grundsätzlichen Charak-
ter der Bundestagswahl als einer Verhältnis-
wahl nicht auf“. ❙11

Legitimationsfragen

Eine der wesentlichen Funktionen des Wahl-
systems besteht in der Garantie der Legiti-
mation des Wahlsiegers zur Ausübung politi-
scher Macht. Eine Modifikation oder gar eine 
grundlegende Änderung des Wahlsystems 
muss daher unbedingt den Aspekt beachten, 
inwieweit durch solche Änderungen der Le-
gitimationsaspekt berührt wird.

Der Aspekt der Legitimation politischer 
Macht kann unter zweierlei Gesichtspunk-
ten betrachtet werden, dem empirischen und 
dem normativen. ❙12 Die empirische Seite der 
Legitimation besteht vor allem in der Bereit-
schaft jener der Herrschaft Unterworfenen, 
die Legitimität der Herrschaft zu akzeptie-
ren. Normative Legitimität hingegen besteht 
in der Einhaltung bestimmter Kriterien, der 
eine Regel genügen muss, um als legitim an-
erkannt zu werden. Die empirische und die 
normative Seite des Konzepts „Legitimität“ 
dürfen aber nicht als sich gegenseitig aus-
schließend betrachtet werden. Normative Le-
gitimität kann häufig die Grundlage empiri-
scher Legitimität sein.

Die in letzter Zeit, zum Beispiel im Zusam-
menhang mit „Stuttgart 21“ oder anderen For-
men des Bürgerprotests, so gerne beschwo-
rene „Legitimation durch Verfahren“ kann 

10 ❙  Vgl. BVerfGE 1, 208, 246; Hans-Jörg Bücking, Der 
Streit um Grundmandatsklausel und Überhangman-
date, in: Eckhard Jesse/Konrad Löw (Hrsg.), Wahlen 
in Deutschland, Berlin 1998, S. 184.
11 ❙  BVerfGE 34, 130, 139.
12 ❙  Vgl. Wilfried Hinsch, Legitimacy and Justice. An 

Conceptual and Functional Clarification, in: Jörg 
Kühnelt (ed.), Political Legitimization without Mo-
rality?, Berlin 2008, S. 39–52.

nicht die letzte Grundlage der Legitimation 
sein. Denn diese Verfahren müssten ihrerseits 
wieder durch Metaregeln bestimmt worden 
sein. Die reine positivistische Sichtweise der 
„Legitimation durch Verfahren“ würde also 
zu einem infiniten Regress der Begründung 
der Legitimität führen. Daher muss sich die 
Begründung der Legitimität solcher Metare-
geln direkt auf die Verfahren selbst beziehen. 
Dies geschieht üblicherweise durch die Über-
prüfung, inwieweit die Verfahren bestimmte 
Prinzipien verkörpern, deren Verwirklichung 
als die essentielle Funktion dieser Verfahren 
gesehen wird. ❙13 Verstößt eine Institution ge-
gen diese Prinzipien und damit gegen den 
„Geist der Institution“, ❙14 dann ist die darauf 
beruhende Macht als illegitim zu bezeichnen.

Alles eben Gesagte lässt sich unmittelbar auf 
das Wahlsystem anwenden, als dem Verfahren, 
mit dem die legitimen Repräsentanten des Sou-
veräns, also des Volks, gewählt werden. Diese 
Delegierten repräsentieren die Bevölkerung 
auf eine Weise, die einem bestimmten Reprä-
sentationsverständnis entspricht. Das Verfah-
ren muss daher in der Lage sein, eine Zusam-
mensetzung des Parlaments hervorzubringen, 
das den Prinzipien dieses Repräsentationsver-
ständnisses entspricht. Die Überhangmandate 
aber sind in keiner Weise damit zu begründen, 
dass mit ihnen ein irgendwie gearteter Reprä-
sentationszweck erfüllt wird, sie sind lediglich 
ein unintendierter Nebeneffekt des Ineinan-
derwirkens bestimmter spezifischer Regeln, 
die jeweils für sich genommen tatsächlich be-
stimmte Repräsentationsziele verfolgen. Diese 
Regeln sind im Wesentlichen die beiden, dass 
mit der Erststimme in relativer Mehrheitswahl 
der Wahlkreiskandidat bestimmt wird und die 
Zweitstimme über die Gesamtverteilung der 
Sitze im Parlament entscheidet. Wenn aber die 
Bestimmung der Wahlkreissieger zu einer Ver-
letzung der zweiten Regel der proportiona-
len Sitzverteilung führt, dann ist diese Abwei-
chung vom Repräsentationsziel in keiner Weise 
gewollt und vollkommen willkürlich. Da die 
Überhangmandate als Abweichung von Re-
geln und nicht als deren Verwirklichung auf-

13 ❙  Vgl. Ronald Dworkin, Taking Rights Seriously, 
Cambridge, Mass. 1977.
14 ❙  Reinhard Zintl, Kollektive Entscheidungsprozes-

se und die Funktionalität legitimer Macht, in: Martin 
Held/Gisela Kubon-Gilke/Richard Sturm (Hrsg.), 
Normative und institutionelle Grundfragen der 
Ökonomik, Marburg 2008, S. 122.
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treten, können sie demzufolge auch nicht als 
Überhangmandate gerechtfertigt werden.

Das größte legitimationstheoretische Pro-
blem dürfte entstehen, wenn durch die Über-
hangmandate neue Mehrheiten im Parlament 
zustande kommen beziehungsweise andere 
zerstört werden. Zu einer solchen Mehrheits-
umkehrung aufgrund von Überhangmanda-
ten ist es in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland bisher noch nicht gekommen, 
aber zumindest bei zwei Bundestagswahlen, 
1994 und 2002, hätte es dazu kommen kön-
nen, wenn die Ergebnisse nur ein wenig an-
ders ausgefallen wären. Auch 2009 besaßen 
die Überhangmandate aufgrund ihrer großen 
Zahl zumindest das Potenzial, im Zweifelsfall 
einen Rückstand von bis zu vier Prozent an 
Stimmen noch in eine Mehrheit in Sitzen um-
zukehren. Es gehört nicht viel Phantasie dazu, 
sich auszumalen, welchen Legitimationspro-
blemen sich eine solche Regierung derzeit 
ausgesetzt sehen würde, insbesondere wenn 
man an das katastrophale Erscheinungsbild 
der aktuellen Regierung in ihrem ersten Jahr 
denkt. Gerade eine Bundesregierung, die Ent-
scheidungen mit teilweise dramatischen Kon-
sequenzen für die Betroffenen zu treffen hat, 
ist in besonderem Maße auf die Unbestritten-
heit ihrer Legitimation angewiesen. Dass eine 
solche Umkehrung der Mehrheitsverhältnisse 
auch nicht förderlich sein dürfte, die um sich 
greifende „Politikverdrossenheit“ einzudäm-
men, liegt auf der Hand. 

Unter legitimationstheoretischen Gesichts-
punkten ist es ebenfalls problematisch, ernsthaft 
über die bewusste Einführung von mehrheits-
bildenden Elementen nachzudenken, beispiels-
weise in der Form von Grabenwahlsystemen, 
bei denen der eine Teil der Sitze aufgrund der 
relativen Mehrheitswahl in Einerwahlkreisen 
und der andere Teil mit Hilfe des Proporzes 
verteilt würde. Üblicherweise wird hier eine 
Teilung von 50:50 vorgeschlagen, doch gibt es 
auch weitergehende Vorschläge, die den Anteil 
der Direktmandate auf bis zu fünf Sechstel he-
ben wollen. ❙15 Der entscheidende Unterschied 
zum jetzigen System besteht beim Graben-
wahlsystem darin, dass es keinen Verhältnis-
ausgleich gibt, da die beiden Segmente unver-

15 ❙  Vgl. Gerd Strohmeier, Ein Plädoyer für die „gemä-
ßigte Mehrheitswahl“, optimale Lösung für Deutsch-
land, Vorbild für Österreich und andere Demokrati-
en, in: ZParl, 38 (2007) 3, S. 578–590.

bunden nebeneinander stehen. Dies würde also 
für alle kleineren Parteien eine Reduzierung 
ihrer Sitze auf die Hälfte oder gar ein Sechstel 
des Kontingents bedeuten; nach der derzeiti-
gen Umfragenlage wäre der Verlust für die SPD 
ähnlich dramatisch. Sieger wäre die Union, die 
unter der Fünfsechstelregelung relativ bequem 
eine Einparteienregierung zustande brächte, 
was ja auch offensichtlich das politisch gewollte 
Resultat des Vorschlags darstellt. 

Ein solch schwerwiegender Eingriff in das 
Wahlsystem muss jedoch als illegitim be-
trachtet werden. Zwar hat das Bundesverfas-
sungsgericht dem Gesetzgeber grundsätzlich 
einen großen Spielraum eingeräumt, inner-
halb dessen er sich für ein Mehrheits- oder 
ein Verhältniswahlsystem entscheiden kön-
ne. Aber bezüglich der Legitimation gilt es 
auch eine kulturelle Pfadabhängigkeit zu be-
achten. Das jetzt existierende Parteiensystem 
ist das gewachsene Ergebnis eines evolutionä-
ren Prozesses des Wettbewerbs der Parteien 
um Wählerstimmen, den sie mit Programmen 
und Kandidaten ausfechten. Wenn die großen 
Volksparteien in den vergangenen 30 Jahren 
einen beträchtlichen Teil ihrer Wählerinnen 
und Wähler an die kleinen Mitbewerber ver-
loren haben, so deshalb, weil sich die souve-
ränen Bürger entschieden haben, dass ihnen 
das programmatische Angebot der Volkspar-
teien nicht mehr in jedem Fall genügt. Eine 
Wahlsystemreform, die bestimmten Parteien 
durch Gesetzesbeschluss die Sitzanteile ga-
rantieren und zurückgeben würde, die sie zu-
vor durch die souveränen Entscheidungen der 
Bürger verloren haben, gäbe auf diese Weise 
eine verhängnisvolle Auffassung von der an-
sonsten so gern beschworenen Mündigkeit 
des Wählers zum Ausdruck. Wenn sich das 
Parteiensystem aufgrund souveräner Einzel-
entscheidungen der Bürger gewandelt hat, 
so ist dieses neu entstandene Parteiensystem 
Ausdruck des politischen Willens des Bür-
gers und darf nicht einfach durch Gesetze 
„korrigiert“ werden. 

Wenn also Regierungsbildungen im neu-
en Fünfparteiensystem schwieriger werden 
sollten (wofür es bisher noch keine eindeuti-
gen empirischen Belege gibt, denn die so oft 
prophezeite „Unregierbarkeit“ ist noch nicht 
eingetroffen), dann ist dies eben die Konse-
quenz eines Ergebnisses, das sich als Aggre-
gation der individuellen Willensbildungen 
der Bürgerinnen und Bürger so eingestellt 
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hat und dementsprechend zu akzeptieren ist. 
Eine solche „Reform“, bei der Parteien, deren 
Wähleranteil mehr als ein Drittel beträgt, ei-
nen Sitzanteil zwischen fünf und zehn Pro-
zent zugewiesen bekämen, würde von deren 
Anhängerschaft mit Recht als Diebstahl ih-
rer Wählerstimme und sicherlich nicht als le-
gitim betrachtet. Diese Wähler würden wohl 
auch kaum das Argument gelten lassen, dass 
sie sich ihr volles Stimmgewicht ja dadurch 
erhalten könnten, dass sie eine große Par-
tei wählen. Das Wahlsystem darf die Zuwei-
sung von Stimmgewichten nicht von den po-
litischen Präferenzen der Wähler abhängig 
machen, sondern muss sich diesen gegenüber 
neutral verhalten. Und kleine Parteien sind 
vorhersehbar kleine Parteien, die keine Aus-
sicht auf den Gewinn von Direktmandaten 
haben, und nicht kleine Parteien, die theore-
tisch auch große sein könnten. In der politi-
schen Praxis erübrigt sich die eben geführte 
Diskussion allerdings alleine schon dadurch, 
dass es keine politischen Mehrheiten für die 
Einführung eines Mehrheitswahlsystems oder 
Grabenwahlsystems geben dürfte.

Überlegungen  
zur anstehenden Wahlreform

Bezüglich der aktuellen Diskussion zur Wahl-
rechtsreform lassen sich als Quintessenz der 
bisher angestellten Überlegungen die folgen-
den Aussagen formulieren.

• Das Wahlsystem der Bundesrepublik 
Deutschland hat sich in 60 Jahren bewährt 
und sollte daher so weitgehend wie möglich 
beibehalten bleiben.

• Das Wahlsystem der Bundesrepublik 
Deutschland ist ein Verhältniswahlsystem 
und kein Mischwahlsystem.

• Ein Systemwechsel des Wahlsystems zu 
einem Mehrheitswahlsystem oder einem 
Grabenwahlsystem wäre politisch kaum 
durchsetzbar und würde vermutlich auch 
bei einem überwältigenden Teil der Bürger 
keine Akzeptanz finden.

Das größte Manko des bestehenden Wahl-
systems sind die Überhangmandate und 
nicht das negative Stimmgewicht. Die Über-
hangmandate selbst entbehren jeglicher Le-
gitimation und stellen daher ein potenziel-
les Legitimationsrisiko einer Regierung dar, 

falls sich diese auf die Überhangmandate 
stützen müsste. Die vordringliche Aufga-
be einer Wahlreform besteht daher in einer 
Beseitigung oder Neu tra li sie rung der Über-
hangmandate. Die kommende Wahlreform 
sollte sich daher nicht auf die Beseitigung 
des Effekts des negativen Stimmgewichts 
beschränken, sondern die Reform als Gele-
genheit nutzen, auch das schwerer wiegende 
Problem der Überhangmandate zu lösen. Da 
das negative Stimmgewicht nur in Zusam-
menhang mit Überhangmandaten auftritt, 
genügt es außerdem, diese zu beseitigen, um 
das Problem des negativen Stimmgewichts 
sozusagen nebenbei mit zu erledigen.

Akzeptiert man diese Aussagen, dann blei-
ben im Wesentlichen vier Lösungen übrig:

• die Verrechnung entstehender Überhang-
mandate mit Listenmandaten derselben 
Partei in anderen Bundesländern;

• die Neutralisierung der Überhangmandate 
durch Ausgleichsmandate;

• die Verringerung des Anteils der Direkt-
mandate an allen Mandaten;

• oder die Einführung von Mehrmannwahl-
kreisen. ❙16

Jede dieser Lösungen hat bestimmte Nach-
teile. Die Verrechnung mit Listenmandaten 
in anderen Bundesländern verstärkt die Dis-
proportionalität zwischen den Ländern und 
müsste durch einen Zwang zur Listenverbin-
dung durchgesetzt werden. Außerdem böte sie 
keine Lösung für allein stehende Landeslisten 
wie die der CSU, da hier keine anderen Listen 
bestehen, mit denen Überhangmandate, die in 
Bayern entstehen, verrechnet werden könnten. 

Ausgleichsmandate sind grundsätzlich die na-
heliegende Lösung und sind daher in den Wahl-
gesetzen der Bundesländer vorgesehen, um das 
Problem der Überhangmandate zu lösen. Aus-
gleichsmandate könnten jedoch zu einer enor-
men Aufblähung des Bundestags führen. Dies 
gilt besonders, wenn man einen doppelten Aus-
gleich, also zwischen den Parteien und zwi-
schen den Ländern, anstrebt. Aber selbst wenn 

16 ❙  Vgl. für eine Übersicht Joachim Behnke, Das 
Wahlsystem der Bundesrepublik Deutschland. Lo-
gik, Technik und Praxis der Verhältniswahl, Baden-
Baden 2007, Kap. 19.
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man sich auf einen Ausgleich zwischen den 
Parteien beschränken würde, könnte diese Lö-
sung insbesondere durch Überhangmandate 
der CSU in Bayern zu einem dramatischen An-
stieg der Sitze führen. Fünf Überhangmandate 
der CSU in Bayern bei einem Zweitstimmenan-
teil von etwa 35 Prozent könnten zu ungefähr 
100 zusätzlichen Sitzen führen. 

Um Überhangmandate gar nicht erst entste-
hen zu lassen, könnte man auch den Anteil der 
Direktmandate von derzeit 50 Prozent auf etwa 
ein Drittel senken, das heißt die Anzahl der 
Wahlkreise müsste von jetzt 299 auf 220 oder 
weniger gesenkt werden. Dies würde eine voll-
kommene Neustrukturierung des Wahlkreis-
zuschnitts erforderlich machen, der Anteil der 
in einem Wahlkreis lebenden Bürger würde auf 
das fast Eineinhalbfache ansteigen, wodurch 
der Aufwand der Wahlkreisvertretung für die 
Abgeordneten deutlich zunehmen würde. 

Ähnliche Probleme würde die Einführung 
von Zwei- beziehungsweise Mehrmannwahl-
kreisen bedeuten. Wenn man statt 299 Einer-
wahlkreisen 150 oder 160 Zweimannwahlkrei-
se einrichten würde, von denen jeweils die zwei 
Kandidaten mit den beiden höchsten Erststim-
menergebnissen als direkt gewählt in das Par-
lament einziehen würden, würden vermutlich 
keine Überhangmandate mehr entstehen. Aber 
auch hier wäre ein dramatischer Neuzuschnitt 
der Wahlkreise vonnöten, die bisher geltende 
Orientierung an bestehenden Verwaltungsein-
heiten müsste aufgegeben werden.

Keine dieser Lösungen ist ideal, aber jede 
ist der Beibehaltung der Überhangmanda-
te und des damit verbundenen demokratie-
theoretischen Risikos einer nicht legitimier-
ten Mehrheit und Regierung vorzuziehen. 
Keine dieser Maßnahmen wird sich durch-
setzen lassen, ohne bestimmten Interessen zu 
schaden, jede dieser Maßnahmen wird bei ih-
rer Durchführung mit entsprechenden Pro-
testen rechnen müssen. Wer aber jetzt diese 
Auseinandersetzung scheut, wird sich früher 
oder später mit dem Problem konfrontiert se-
hen, seinen Bürgerinnen und Bürgern erklä-
ren zu müssen, warum eine Opposition, die 
mehr Stimmen als die Regierungsseite erhal-
ten hat, dennoch nur eine Minderheit im Par-
lament darstellt und nicht die Trophäe der 
Regierung zugewiesen bekommen hat.

Mark T. Fliegauf · Sebastian Huhnholz

Parlamentarische 
Führung
Bis zum Sommer hat der Gesetzgeber noch 

Zeit, das vom Bundesverfassungsgericht 
beanstandete Bundeswahlrecht zu reformieren. 
Und auch wenn in die-
sem Heft zu Recht auf 
die Legitimierungs- 
und Gerechtigkeits-
funktion des Wahlsys-
tems verwiesen wird, 
kann man sich fragen, 
ob jene – wenngleich 
bedeutende – institu-
tionelle Veränderung 
ausreichen wird, um 
eine seit Jahren beob-
achtbare, latente Un-
zufriedenheit mit dem 
deutschen Parlamenta-
rismus zu beheben.

Mit jenem unter-
schwelligen Unmut 
geht seit der Jahrtau-
sendwende ein Begriff 
einher, der sich ein-
schlägig im Vokabu-
lar der Berliner Repu-
blik etabliert hat: politische Führung. Und das, 
obwohl oder gerade weil Führung ein Paradox 
darstellt; denn zum einen verbindet der Bür-
ger mit Leadership die Hoffnung auf eine ziel-
gerichtete und effizientere Politik, während er 
zum anderen gleichsam einen – weit mehr als 
nur semantisch bedingten – Abwehrreflex ver-
spürt, weil doch Führung scheinbar dem de-
mokratischen Egalitätsprinzip entgegenläuft, 
nach dem sich die Bundesrepublik in Abgren-
zung zum totalitären Führerstaat des „Dritten 
Reiches“ konstituiert hat. 

An gleicher Stelle hat daher jüngst Ludger 
Helms für eine demokratiewissenschaftlich 
inspirierte Führungsforschung plädiert, de-
ren Maxime „so viel ‚leadership‘ wie nötig, so 
viel Demokratie wie möglich“ lauten  solle. ❙1 

1 ❙  Ludger Helms, Leadership-Forschung als Demo-
kratiewissenschaft, in: APuZ, (2010) 2–3, S. 4.
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So sehr wir dem Autor in seinen daraus entwi-
ckelten Schlussfolgerungen beipflichten, so ar-
gumentieren wir doch gegen das Postulat eines 
expliziten Gegensatzes von Demokratie und 
Führung, welcher nicht nur den deutschspra-
chigen Leadership-Diskurs kennzeichnet. ❙2 
Wir plädieren stattdessen dafür, beide Kon-
zepte nicht als Antipoden aufzufassen und die 
artifizielle Gegenüberstellung fallen zu lassen. 
Denn moderne Demokratie kann schließlich 
als eine Leader-Follower-Beziehung bestimmt 
werden, welche nicht auf einem hierarchischen, 
sondern vielmehr auf einem interdependenten 
Verständnis von Führung fußt. Und um jene 
Beziehung zu gewährleisten, kommt der Insti-
tution des Parlaments und der von ihm ausge-
übten parlamentarischen Führung, um welche 
es uns im Folgenden gehen soll, eine Schlüssel-
rolle zu.

Führung und Demokratie:  
eine Synthese

Führung als inter-personales Phänomen auf-
zufassen ermöglicht, es aus dem Fokus auf die 
Exekutive sowie der theoretischen Umklam-
merung eines akteurzentrierten Institutio-
nalismus ❙3 zu entlassen. Wir bestimmen Lea-
dership daher als soziales Interaktionsmuster 
zweier Protagonisten: des Führenden (leader) 
auf der einen und seiner Anhänger (followers) 
auf der anderen Seite. ❙4 „Führung besteht da-
rin, das Handeln und Erleben eines anderen 
willentlich zur Grundlage des eigenen Han-
delns zu machen. Das gilt auf beiden Seiten. 
Die Geführten machen die Führenden zur 

2 ❙  Vgl. Anton Pelinka, Kritische Hinterfragung ei-
nes Konzepts – Demokratietheoretische Anmerkun-
gen, in: Annette Zimmer/Regina Maria Jankowitsch 
(Hrsg.), Political Leadership, Berlin u. a. 2008, S. 43–
67; Nannerl O. Keohane, Thinking about Leadership, 
Princeton 2010, S. 155–193. 
3 ❙  Vgl. Martin Sebaldt/Henrik Gast (Hrsg.), Poli-

tische Führung in westlichen Regierungssystemen: 
Theorie und Praxis im internationalen Vergleich, 
Wiesbaden 2010; Ludger Helms, Regierungsorgani-
sation und politische Führung in Deutschland, Wies-
baden 2005; Robert Elgie, Political Leadership in Li-
beral Democracies, Basingstoke u. a. 1995.
4 ❙  Vgl. Mark T. Fliegauf/Andreas Kießling/Leonard 

Novy, Leader and Follower – Grundzüge eines inter-
personalen Ansatzes zur Analyse politischer Füh-
rungsleistung, in: Zeitschrift für Politikwissenschaft, 
18 (2008), S. 403; siehe auch Barbara Kellerman, Fol-
lowership: How Followers Are Creating Change and 
Changing Leaders, Boston 2008.

Grundlage ihres Handelns, die Führenden 
die Geführten. Der Sachverhalt beziehungs-
weise Sozialverhalt ist ein zirkulärer.“ ❙5 Politi-
sche Führung ist demnach nicht gleichzuset-
zen mit politischer Autorität, welche sich in 
hierarchischen Bahnen (die stets vornehmlich 
eine Richtung kennen: top down) vollzieht. Es 
handelt sich bei Führung um einen eher infor-
mellen sozialen Kontrakt. Dieser beruht nicht 
nur auf der Kompatibilität der Vorgaben des 
Führenden mit den Präferenzen der Gefolg-
schaft (da erst die Einwilligung letzterer in 
einen Kontrakt den Führenden zum Leader 
werden lässt), sondern auch auf den daraus re-
sultierenden komplexen und wechselseitigen 
Aushandlungs prozessen. ❙6

Bereits Aristoteles weist in seiner „Politik“ 
darauf hin, dass politische Egalität das Grund-
prinzip von Demokratie bilde, da nur auf ih-
rer Grundlage die Bürger wirkliche Macht 
ausüben könnten. ❙7 Und während auch Robert 
Dahl das Prinzip intrinsischer Gleichheit als 
Fundament jedes demokratisch organisierten 
Verbundes bekräftigt, gibt er doch gleichzei-
tig zu bedenken, dass die direkte Teilhabe al-
ler am politischen Gemeinwesen in modernen 
Territorialstaaten unmöglich (da nicht prakti-
kabel) sei. Deshalb müsse die moderne Form 
der Demokratie (bei Dahl „Polyarchie“) un-
abdingbar eine repräsentative sein, in wel-
cher sich der Kern des Egalitätsprinzips auf 
das gleiche Recht der Bürgerinnen und Bür-
ger zur Teilnahme an Wahlen und die einheit-
liche Gewichtung ihrer Stimmen bezieht. In-
sofern wohnt der repräsentativen Demokratie 
bereits ein gewisses Maß an politisch funktio-
naler Differenzierung inne, weil das Volk zu-
meist weit weniger intensiv am formalpoliti-
schen Prozess teilnimmt als seine Vertreter. ❙8

Freilich kann man jede moderne Staatsform 
als eine Beziehung zwischen funktionalen Eli-

5 ❙  Dirk Baecker, Die Sache mit der Führung, Wien 
2009, S. 17.
6 ❙  Vgl. M. Fliegauf et al. (Anm. 4), S. 404; Bruce J. 

Avolio/Fred O. Walumbwa/Todd J. Weber, Leader-
ship: Current Theories, Research, and Future Direc-
tions, in: Annual Review of Psychology, 60 (2009), 
S. 422. Teile der folgenden Überlegungen sind im 
Rahmen eines Projektes zum Thema „Public Leader-
ship“ der Stiftung Neue Verantwortung entstanden.
7 ❙  Aristoteles, Politik, Hamburg 1981, hier: S. 217 

(Buch VI/2, 1317b).
8 ❙  Vgl. Robert Alan Dahl, Polyarchy: Participation 

and Opposition, New Haven 1971; ders., On Demo-
cracy, New Haven u. a. 2000, bes. S. 83–92.
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ten und Bevölkerung konzeptionalisieren. ❙9 Es 
ist aber zuzüglich das gemeinsame Fundament 
des Vertrauens, welches die repräsentative De-
mokratie als spezifische Leader-Follower-Be-
ziehung bestimmt. Charles Tilly hat argu-
mentiert, dass Demokratie nur dort entstehen 
könne, wo sie im Stande sei, andere „Vertrau-
ensnetzwerke“ als Grundlage politischer In-
teraktionen abzulösen. Im Gegenzug erfor-
dere die Demokratie mehr Institutionen- und 
Systemvertrauen als die übrigen Staatsformen 
von Seiten der Bürger, weil ohne Vertrauen 
die Delegation von Macht an einen bestimm-
ten Personenkreis, exemplifiziert in der Wahl 
von Volksvertretern, nicht stattfinden kön-
ne. ❙10 Somit gründet das Verhältnis von Bür-
gern und ihren demokratisch legitimierten 
Repräsentanten wie jede andere Führungs-
beziehung auf dem Vertrauen darin, dass der 
Leader die Interessen, Präferenzen und Nöte 
seiner Gefolgschaft wahrnimmt, in die Füh-
rungspraxis verwebt und für eine verantwor-
tungsbewusste Umsetzung eintritt. Denn nur 
wo ein solches Vertrauen in die Responsivität 
der Führungsperson vorherrscht, sind Men-
schen bereit, ihr Grundbedürfnis nach Auto-
nomie ❙11 funktional einzuschränken. Insofern 
ersetzen Vertrauens- und Führungsbeziehun-
gen das politische System nicht, bilden aber 
eine seiner Grundlagen. Im repräsentativen 
Politikbetrieb sollte sich das von den Wäh-
lerinnen und Wählern gespendete Vertrauen 
vornehmlich auf das Parlament und seine Ver-
treter richten, weil sie es sind, die direkt vom 
Volk gewählt werden. Gleichwohl ist dies in 
Deutschland in abnehmendem Maße der Fall. 

Parlament als Vertrauensinstitution

Die Diagnose vom grassierenden Vertrau-
ensverlust ist zweifellos eine  grundlegende 
„zeitdiagnostische Konstante“, ❙12 die zum 

9 ❙  Vgl. Bruce Bueno de Mesquita/Alastair Smith/
Randolph M. Siverson/James D. Morrow, The Logic 
of Political Survival, Cambridge u. a. 2005. 
10 ❙  Charles Tilly, Democracy, Cambridge u. a. 2007, 

S. 92 f. 
11 ❙  Vgl. Richard M. Ryan/Edward L. Deci, Self-de-

termination Theory and the Facilitation of Intrinsic 
Motivation, Social Development, and Well-Being, in: 
American Psychologist, 55 (2000), S. 68–78. Dank an 
Niels van Quaquebeke für diesen Hinweis.
12 ❙  Martin Endreß, Vertrauenskrisen und Vertrau-

ensverluste, in: Widerspruch. Münchener Zeitschrift 
für Philosophie, 51 (2009), S. 27.

politischen Betrieb der Moderne gehört. Das 
ist die Quintessenz der so häufig traktierten 
Formel Niklas Luhmanns, Vertrauen sei ein 
Mechanismus zur Verringerung der perma-
nent steigenden sozialen Komplexität mo-
derner, funktional differenzierter Gesell-
schaften. Vertrauen als soziale Ressource 
kann investiert werden, wo ein hohes Risi-
ko besteht, das heißt: in Situationen und Be-
ziehungen, über deren genaue Beschaffen-
heit zu wenige Informationen vorliegen, um 
rein rational zu kalkulieren. Die Vertrauens-
spende in jemanden oder in etwas soll inso-
fern den oder das damit Betraute stimulie-
ren, einen eigenen Beitrag zu leisten, um die 
Eintrittswahrscheinlichkeit eines gemeinsam 
gewünschten Ergebnisses zu erhöhen. Ver-
trauen ist daher weder optionslos noch fata-
listisch; im Gegenteil. Es soll die nicht min-
der riskante Anwendung anderer Ressourcen 
wie Zeit, Geld, Absicherungs- oder Zwangs-
maßnahmen punktuell überflüssig machen.  ❙13

Das Parlament als Institution nimmt dahin-
gehend eine paradoxe Stellung im politischen 
Betrieb ein. Denn seine Position im Gewalten-
gefüge macht es, wie Vertrauensforscher viel-
fach ausgeführt haben, zu einer Kontrollins-
tanz gegenüber der Exe kutive und damit zur 
institutionellen Manifestation der Organisie-
rung effektiven Misstrauens. Politisches Ver-
trauen richtet sich hierbei mithin nicht auf 
blinde Gefolgschaft gegenüber politisch Füh-
renden, sondern auf die institutionell garan-
tierte Chance, Misstrauen auszuüben und 
Widerspruch zu artikulieren. ❙14 So sind denn 
auch die umgangssprachlichen „Sternstun-
den des Parlaments“ gerade keine „Stunden 
der Exekutive“. Die mögliche Lebendigkeit 
parlamentarischer Freiheit zeigt sich meist 
erst dann, wenn das missverständlich so ge-
nannte „imperative Mandat“ über taktischen 
oder strategischen Fraktionsloyalitäten steht 

13 ❙  Vgl. Karsten Fischer/Sebastian Huhnholz, Ver-
trauen und Sozialkapital. Konturen einer politischen 
Debatte, in: Herbert Quandt-Stiftung (Hrsg.), Ver-
trauen. Die Bedeutung von Vertrauensformen für das 
soziale Kapital unserer Gesellschaft, Bad Homburg 
v. d. Höhe 2010.
14 ❙  Vgl. M. Endreß (Anm. 12), S. 38; Niklas Luhmann, 

Legitimation durch Verfahren, Frankfurt/M. 2001; 
Rainer Schmalz-Bruns, Vertrauen in Vertrauen? Ein 
konzeptueller Aufriss des Verhältnisses von Politik 
und Vertrauen, in: ders./Reinhard Zintl (Hrsg.), Poli-
tisches Vertrauen. Soziale Grundlagen reflexiver Ko-
operation, Baden-Baden 2002, S. 9–35.
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und der einzelne Abgeordnete frei ist, sich 
Wählerstimm(ung)en und notfalls nur dem 
Gewissen zu unterwerfen. Derlei parlamen-
tarische Disziplinlosigkeit scheint gerade das 
Gegenteil von Leadership beziehungsweise 
der Führung im Parlament ❙15 zu sein. 

Führung im Parlament, man mag sie ver-
einfacht als die Innenseite des Parlamentaris-
mus erfassen, beschreibt die alltägliche Orga-
nisierung und Betriebsamkeit der Institution 
Parlament und ist nur selten ein Problem des 
Deutschen Bundestags gewesen: Fraktions-
prinzip, Fünfprozenthürde, Vermittlungs-
ausschüsse, die sogenannte Vertrauensfra-
ge und das konstruktive Misstrauensvotum 
haben sich institutionell bewährt und füh-
ren hierzulande seltener in Regierungs- oder 
Koalitionskrisen oder zum Problem radika-
ler Parlamentsparteien als in vergleichbaren 
Staaten. Das Zweikammernsystem und die 
Stellung des Bundesverfassungsgerichts be-
sorgen zudem eine legalistisch verlässliche, 
institutionelle Responsivität. 

Und dennoch ist der Vertrauensgrad insbe-
sondere in Politiker und Parteien extrem ge-
ring. ❙16 Unserer Meinung nach resultiert dieser 
Umstand aus der perzipierten Nichterbringung 
genuiner parlamentarischer Leistungen nach 
außen, welche wir als die Außenseite des Par-
lamentarismus beziehungsweise als Führung 
durch das Parlament fassen. Mag das Gefühl 
der Deutschen, dass das Parlament seine Miss-
trauens-, Kontroll- und Widerspruchsfunk-

15 ❙  Vgl. dazu Suzanne S. Schüttemeyer, Politische Füh-
rung im Parlament, in: APuZ, (2010) 2–3, S. 15–21.
16 ❙  Politischen Parteien wird seit Jahren in keiner 

Umfrage von mehr als 20 Prozent der Befragten 
sonderliches Vertrauen ausgesprochen. Das Anse-
hen von Politikern als Berufsgruppe liegt mit unter 
10 Prozent Vertrauenszuspruch noch niedriger, vgl. 
Reader’s Digest (ed.), Reader’s Digest Trusted Brand 
Survey, 2009, online: www.rdtrustedbrands.com/
trusted-brands (25. 5. 2009); Forsa-Vertrauensumfra-
gen im Auftrag der Zeitschrift Stern, Nr. 20 (2008), 
S. 50, und Nr. 7 (2009), S. 50. Auch differenzierte-
re Erhebungen wie die ALLBUS (online: www.gesis.
org/dienstleistungen/daten) belegen, dass das politi-
sche Institutionenvertrauen in einem stabilen Mittel-
feld liegt, gegenüber einem sehr schwachem Niveau 
des Vertrauens in politische Parteien und einem au-
ßerordentlich hohen Vertrauen der Deutschen in die 
Demokratie an sich. Plädoyers für parlamentarische 
Führung reagieren daher nicht auf Demokratie-, son-
dern auf Parteien- und Politikerverdrossenheit, die 
auf Dauer auf das noch relativ hohe Institutionenver-
trauen durchzuschlagen drohen.

tion nur ungenügend wahrnimmt, teilweise 
auch aus Unkenntnis über die Funktionsweise 
demokratischer Institutionen gespeist sein, ❙17 
kommt man dennoch nicht umhin, diese Ver-
trauenskrise auf einen Mangel an Führung 
durch das Parlament  zurückzuführen.

Parlamentarische Führung  
als Vertrauensgrundlage

Die Vertrauensspende der Wählerinnen und 
Wähler in die Politik ist kein Blankoscheck, 
sondern basiert vielmehr auf der Erwartung, 
dass kollektiver Nutzen ebenso wie kollektive 
Kosten gerecht weitergegeben beziehungswei-
se aufgeteilt werden. ❙18 Hier verbindet sich die 
Vertrauens- mit der Führungsproblematik, 
denn das formale Funktionieren des institu-
tionellen Verfassungsarrangements verbürgt 
nicht automatisch eine verlässliche Berechen-
barkeit der Beziehungen zwischen Regieren-
den und Regierten. Wen wundert es, dass Ver-
trauen schwindet, wenn Politik-outputs der 
Exekutive immer wieder unter Berufung auf 
vorgebliche Sachzwänge ❙19 diese Gerechtig-
keitserwartungen der Bürger nicht erfüllen? 
So empfanden beispielsweise 76 Prozent der 
Bundesbürger die von der sozialdemokratisch 
geführten Regierung Gerhard Schröders er-
lassenen Agenda 2010-Reformen als sozial un-
gerecht, während 61 Prozent der Deutschen 
die von der christlich-liberalen Koalition be-
schlossene Laufzeitverlängerung von Atom-
kraftwerken ablehnen, weil sie darin vor allem 
die Vertretung von Interessen der Stromerzeu-
ger sehen. ❙20 Die wechselseitige Entfremdung 
von Regierenden und Regierten sowie die ge-

17 ❙  Vgl. Werner J. Patzelt, Verdrossen sind die Ah-
nungslosen: Viele Deutsche verachten Politik und Po-
litiker – weil sie ihr Regierungssystem nicht verste-
hen, in: Die Zeit, Nr. 9 (2001), S. 9; ders., Ein latenter 
Verfassungskonflikt? Die Deutschen und ihr parla-
mentarisches Regierungssystem, in: Politische Vier-
teljahresschrift, 39 (1998), S. 725–757.
18 ❙  Vgl. Margaret Levi, Consent, Dissent, and Patrio-

tism, Cambridge u. a. 1997.
19 ❙  Vgl. Karsten Fischer, Politisches Vertrauen in der 

Ära „TINA“, in: Herbert Quandt-Stiftung (Hrsg.), 
Vertrauen und soziales Kapital, Frankfurt/M. 2010 
(i. E.).
20 ❙  Vgl. Forsa-Umfrage im Auftrag des Stern, Nr. 13 

(2004), S. 62, und Umfrage der Forschungsgruppe 
Wahlen vom 7. bis 9. September 2010, online: www.
forschungsgruppewahlen.de/Umfragen_und_Pu-
blikationen/Politbarometer/Archiv/Politbarome-
ter_2010/September_I (29. 10. 2010).

http://www.rdtrustedbrands.com/trusted-brands
http://www.rdtrustedbrands.com/trusted-brands
http://www.gesis.org/dienstleistungen/daten
http://www.gesis.org/dienstleistungen/daten
http://www.forschungsgruppewahlen.de/Umfragen_und_Publikationen/Politbarometer/Archiv/Politbarometer_2010/September_I
http://www.forschungsgruppewahlen.de/Umfragen_und_Publikationen/Politbarometer/Archiv/Politbarometer_2010/September_I
http://www.forschungsgruppewahlen.de/Umfragen_und_Publikationen/Politbarometer/Archiv/Politbarometer_2010/September_I
http://www.forschungsgruppewahlen.de/Umfragen_und_Publikationen/Politbarometer/Archiv/Politbarometer_2010/September_I
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genseitige Verunsicherung darüber, ob und 
auf welcher gemeinsamen Grundlage politi-
sche Entscheidungen gefällt werden, lässt sich 
daher nicht allein durch einen Verweis auf re-
gelkonforme Führung im Parlament beheben.

Führung dient einer Gruppe stets dazu, poli-
tische Anpassungsleistungen zu identifizieren 
und in einer gemeinsamen Mobilisierungsan-
strengung zu bewältigen. ❙21 Leadership besteht 
somit ebenso wenig in der einfachen Spiege-
lung von Gefolgschaftsinteressen (was letztlich 
blankem Opportunismus gleichkäme) wie in 
der hierarchischen Ausübung harter Machtres-
sourcen. ❙22 Daher kann politische Führung ihre 
problemlösende Funktion nicht erfüllen, wenn 
sie nicht auch integrationsstiftend wirkt. Wenn 
die Exekutive in dieser Hinsicht nicht hinrei-
chend zu integrieren vermag, erwartet der Sou-
verän, dass seine parlamentarischen Vertreter 
als Korrektiv beziehungsweise Vermittler ein-
treten. ❙23 So ist es das Parlament, welches ein 
permanentes Austausch- und Spannungsver-
hältnis zwischen Regierenden und Regierten 
ermöglicht und somit kontinuierlich für ein 
Mindestmaß an input-Legitimierung politi-
scher Entscheidungen sorgen soll. Mit der blo-
ßen Legitimierung durch Wahlakte jedenfalls 
ist es heute erkennbar nicht mehr getan. Denn 
auch jene Legitimation schwindet im Zuge des 
dem parlamentarischen Regierungssystem in-
newohnenden „neuen Dualismus“ zwischen 
Opposition und der Regierungsmehrheit, wel-
che de facto eine funktionale Einheit mit der 
Exekutive bildet. ❙24 

An eben jener Nahtstelle entspringt die 
Notwendigkeit der Führung durch das Par-
lament. Wo Gesetzesvorhaben offenkun-
dig und dauerhaft dem Mehrheitswillen der 
Bevölkerung widersprechen, müssen Bun-
destagsabgeordnete, gerade diejenigen der 
Mehrheitsfraktion, Führungsverantwortung 

21 ❙  Vgl. Ronald A. Heifetz, Leadership without Easy 
Answers, Cambridge 1994.
22 ❙  Zur Unterscheidung von „hard“, „soft“ und 

„smart power“ vgl. Joseph S. Nye, jr., The Powers to 
Lead, Oxford 2008.
23 ❙  Vgl. Werner J. Patzelt, Politikverdrossenheit, po-

puläres Parlamentsverständnis und die Aufgaben der 
politischen Bildung, in: APuZ, (1999) 7–8, S. 31–38.
24 ❙  Vgl. Werner J. Patzelt, Wider das Gerede vom 

„Fraktionszwang“! Funktionslogische Zusammen-
hänge, populäre Vermutungen und die Sicht der Ab-
geordneten, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, 29 
(1998), S. 323.

übernehmen, um kontroverse Politikvorha-
ben zu erörtern und gegebenenfalls zu revi-
dieren. Wenn sich ein Regierungschef etwa 
als „Vorstandsvorsitzender der Deutschland 
AG“ ❙25 versteht, ist es an den Parlamentari-
ern darauf hinzuweisen, dass es sich bei der 
Legislative nicht um seine Belegschaft, son-
dern vielmehr um den Aufsichtsrat handelt. 
Eben jenes Deutungsmuster wird bei der 
– allzu oft allzu leichtfertig – verwendeten 
Analogie von wirtschaftlicher und politi-
scher Führung übersehen. Ein Aufsichtsrat 
kann dem Vorstand in vielen Bereichen freie 
Hand lassen. Wo sich der Vorstand jedoch zu 
weit von den Interessen seiner Shareholder 
entfernt, ist es nicht nur die Aufgabe, son-
dern die Pflicht des Aufsichtsrates, einzu-
schreiten. Ein analoges Parlamentsverständ-
nis erfordert vom Bundestag und seinen 
Abgeordneten eine kollektive Bereitschaft 
zur Führung, welche ihrerseits als Vertrau-
ensgrundlage des informellen Paktes zwi-
schen Politik und Bürgern dient.

Denn Vertrauen funktioniert nicht als Ein-
bahnstraße, sondern ähnlich einer „Wettge-
meinschaft“: ❙26 Wer „sich Vertrauen erwerben“ 
will, muss „in der Lage sein, fremde Erwartun-
gen in die eigene Selbstdarstellung einzubau-
en“. ❙27 Dies kann dem Parlament im Bezug auf 
die Wählerschaft nur dann gelingen, wenn es 
seine institutionelle Misstrauensfunktion ge-
genüber der Regierung auch nach außen sicht-
bar und kontinuierlich wahrnimmt und dies 
im steten intentionalen Austausch mit bevöl-
kerungsseitig artikulierten Präferenzen tut – 
ohne das erst im gegenteiligen Fall wachsende 
Risiko einer außerparlamentarischen, populis-
tischen Stimmungspolitik zu befördern. Dieser 
wechselseitige Austausch ist ebenso unabding-
bar für Vertrauen, wie er es für Führung ist. So 
bricht die Vertrauens-„Wettgemeinschaft“ bei-
spielsweise, wenn sich die Beteiligten wech-
selseitig fehldeuten, und führt letztlich dazu, 
dass nach wenigen Spielrunden das Wagnis 

25 ❙  Vgl. Gerhard Schröder, „Die Bezeichnung Vor-
standsvorsitzender der Deutschland AG würde ich 
akzeptieren“, in: Manager Magazin vom 16. 11. 2001, 
online: www.managermagazin.de/finanzen/geldan-
lage/0,2828,166879,00.html (22. 11. 2010).
26 ❙  Piotr Sztompka, Vertrauen: Die fehlende Ressour-

ce in der postkommunistischen Gesellschaft, in: Bir-
gitta Niedelmann (Hrsg.), Politische Institutionen im 
Wandel, Opladen 1995, S. 256.
27 ❙  Niklas Luhmann, Vertrauen: Ein Mechanismus zur 

Reduktion sozialer Komplexität, Stuttgart 1968, S. 59.

http://www.managermagazin.de/finanzen/geldanlage/0,2828,166879,00.html
http://www.managermagazin.de/finanzen/geldanlage/0,2828,166879,00.html
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des gemeinsamen Wetteinsatzes vermieden 
wird. Bundestagspräsident Norbert Lammert 
hat dies treffend pointiert: „Es schadet dem 
Ansehen des Parlaments, wenn der Eindruck 
entsteht, als folgten wir vernehmlichen oder 
tatsächlichen Vorgaben, statt selbstständig zu 
urteilen und zu entscheiden.“ ❙28

Vertrauen bedarf daher der Erfahrung von 
Verlässlichkeit. Wo jedoch die Verlässlichkeit 
in die gerechte Allokation von Gütern auf der 
Basis gemeinsamer Werte und Normen ab-
nimmt, schwindet Vertrauen. Geht dies mit 
einer simultanen Verweigerung parlamenta-
rischer Führung einher, öffnet sich eine Spi-
rale zunehmenden Misstrauens der Bürger 
gegen ihre Vertreter und „deren  Politik“.

Parlamentarische Führung  
als demokratische Notwendigkeit

Parlamentarische Führung ist daher kein reiner 
Selbstzweck und nicht rundherum autoritär zu 
interpretieren. Sie ist gerade ein Entwurf, dem 
„postdemokratischen“ Dilemma ❙29 vorzubeu-
gen. Aufbauend auf der Diagnose vom politi-
schen Vertrauensschwund erscheint es daher 
vorschnell beziehungsweise übergeneralisiert, 
das vielfältig artikulierte Bedürfnis nach poli-
tischer Führung mit dem Diktum des „Post-
demokratischen“ zu belegen oder, wie zuletzt 
Jürgen Habermas, mit Populismus von Thilo 
Sarrazin bis Leitkultur zu assoziieren. ❙30 Statt-
dessen ist es möglich, hinter aktuellen Unmuts-
bekundungen und hinter dem Entzug von po-
litischem Vertrauen die Forderung nach mehr 
parlamentarischer Führung zu vermuten, ver-
standen als Führung durch das Parlament. 

Es ist die Aufgabe der Politik und ihrer Ver-
treter, den Pragmatismus politischer Weichen-
stellungen mit einem gesellschaftlichen Wer-
tegerüst in Einklang zu bringen. Gelingt dies 
nicht, schwinden notwendigerweise Glaub-

28 ❙  Parlamentsstress: Bundestagspräsident kriti-
siert Hauruck-Gesetze, in: Spiegel Online vom 
7. 11. 2010, online: www.spiegel.de/politik/deutsch-
land/ 0,1518,727717,00.html (15. 11. 2010).
29 ❙  Claudia Ritzi/Gary S. Schaal, Politische Füh-

rung in der „Postdemokratie“, in: APuZ, (2010) 2–3, 
S. 9–15.
30 ❙  Vgl. Jürgen Habermas, Leadership and Leitkultur, 

in: New York Times vom 28. 10. 2010, online: www.
nytimes.com/2010/10/29/opinion/29Habermas.html 
(15. 11. 2010).

würdigkeit und politisches Vertrauen. ❙31 Wo 
Regierungshandeln elementaren Wertmustern 
wie dem Gebot der Fairness entgegenzuste-
hen scheint, ist das Parlament als institutionel-
ler Resonanzboden für und politische Stimme 
von gesellschaftlichen Interessen und Anlie-
gen gefragt. Dies erfordert weit mehr als Kon-
trolle durch die Opposition allein, sondern 
verlangt zudem die Führungsleistung der Re-
gierungsmehrheit, also zusammengenommen 
die Führung durch das gesamte Parlament. 

Werner Patzelt hat vorgeschlagen, den Bür-
gern die Funktionslogik des parlamentarischen 
Regierungssystems via politischer Bildungs-
arbeit zu vermitteln, um so den „latenten Ver-
fassungskonflikt“ ❙32 zwischen Verfassungs-
norm, dem Politikverständnis der Bürger und 
der Verfassungsrealität aufzulösen. So könne 
das Parlament das Vertrauen der Bürger zu-
rückgewinnen. Wir plädieren stattdessen da-
für, die parlamentarische Funktionslogik mit 
einer wechselseitig kritischen Vertrauenslogik 
in Einklang zu bringen. Hierfür bedarf es par-
lamentarischer Führung, welche nicht nur das 
angebliche „Spannungsverhältnis“ ❙33 zwischen 
Führung und Demokratie aufzulösen vermag, 
sondern bestenfalls auch die Kluft zwischen 
Regierenden und Regierten verringert und so-
mit zu qualitativ verbesserten Politik-outputs 
beiträgt. Denn, so postuliert Beth Simone No-
veck, welche die Open Government Initiative 
des amerikanischen Präsidenten Barack Oba-
ma anführt, „legitimate democracy and effec-
tive governance in the twenty-first century re-
quire collaboration“. ❙34

31 ❙  Vgl. Manuela Glaab, Political Leadership in der 
Großen Koalition. Führungsressourcen und -sti-
le von Bundeskanzlerin Merkel, in: Christoph Egle/
Reimut Zohlnhöfer (Hrsg.), Die Große Koalition 
2005–2009, Wiesbaden 2010, S. 149.
32 ❙  W. J. Patzelt (Anm. 23), S. 38.
33 ❙  Nannerl O. Keohane, Is Leadership Compatib-

le with Democracy?, Präsentation am Rothermere 
American Institute, University of Oxford, Oxford, 
3. 11. 2010.
34 ❙  Beth Simone Noveck, Wiki Government: How 

Technology Can Make Government Better, Demo-
cracy Stronger, and Citizens More Powerful, Wa-
shington, D. C. 2009, S. XIV; vgl. Leonard Novy/
Andrea Kuhn, Zwischen Anspruch und Wirklich-
keit – Das Internet als Medium für Gesellschaftsbe-
ratung, in: Bertelsmann Stiftung (Hrsg.), Wie Politik 
von Bürgern lernen kann. Potenziale politikbezoge-
ner Gesellschaftsberatung, Gütersloh 2011 (i. E.).

http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,727717,00.html
http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,727717,00.html
http://www.nytimes.com/2010/10/29/opinion/29Habermas.html
http://www.nytimes.com/2010/10/29/opinion/29Habermas.html
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Katja Marie Fels

Reformkommunika-
tion – eine aussichts-

lose Schlacht?

Ausgerechnet Medienkanzler Gerhard 
Schrö der erlitt mit der Agenda 2010 

ein riesiges Vermittlungsdesaster. Auch die 
 aktuelle schwarzgelbe 
Regierung schafft es 
nicht, in der Öffent-
lichkeit Unterstützung 
für ihre Reformvorha-
ben zu gewinnen. Steu-
erreform? Sozial un-
gerecht. Gesundheits-
reform? Ein kranker 
Kompromiss. Gerade 
in Zeiten globalisierter 
Wirtschaftsräume und 
klammer Kassen bie-

ten Reformen des Gesundheits-, Steuer- und 
Sozialwesens für Politiker kein dankbares Ge-
winner-Thema. Meist sind diese mit Einschnit-
ten für einzelne Bevölkerungsgruppen verbun-
den, die Auswirkungen komplex und für viele 
Menschen nur schwer nachvollziehbar. 

Reformen erfolgreich kommunizieren – von 
vornherein eine aussichtslose Schlacht? Nein, 
sagen Stephanie Delhees und ihre Co-Autoren, 
die in einer vergleichenden Studie die Reform-
kommunikation westeuropäischer Staaten un-
tersucht haben. ❙1 Es gibt Mittel und Wege, 
Reformvorhaben nicht in einem Kommunika-
tionsdesaster Schiffbruch erleiden zu lassen. 
Wagt man den Blick über Europas Grenzen hi-
naus, zeigen Beispiele in den USA, China und 
Australien, wie viel Überzeugungskraft gute 
Reformkommunikation entwickeln kann. 

Doch warum läuft so oft so Vieles schief? 
Trotz Problembewusstseins und Reform-
bereitschaft bei großen Bevölkerungsteilen 
sehen sich Regierungen meist mehr mit of-
fenem Widerstand als mit unterstützenden 
Stimmen konfrontiert. Dass die Bürgerinnen 
und Bürger nur so lange zu Reformen bereit 
sind, wie es nicht an das eigene Portemonnaie 
geht, mag als erste Erklärung herhalten. Doch 
so einfach ist es nicht. Umfragen zeigen, dass 
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auch persönliche Einschnitte akzeptiert wür-
den, wenn die Belastungen gleichmäßig ver-
teilt sind und die Gesamtrichtung der Reform 
stimmt. ❙2 Und trotzdem dominieren in den 
meisten Fällen Negativmeinungen die öffent-
liche Debatte. Mit weit reichenden Folgen: 
„Uncertainty and the fear of unanticipated 
consequences have always been formidable 
barriers to reform“, beobachtete der Politik-
wissenschaftler Jack L. Walker bereits 1969.  ❙3

Unsicherheit erzeugt  
widersprüchliches Verhalten

Eine Erklärung für dieses Phänomen liefert die 
Prospect-Theorie: Der entscheidende Faktor, 
der das unterschiedliche Diskussionsverhal-
ten von potenziellen „Reformgewinnern“ und 
potenziellen „Reformverlierern“ bestimmt, ist 
Unsicherheit. Mehrere Experimente haben ge-
zeigt, dass Situationen mit unsicherem Aus-
gang bei unterschiedlichen Frames gegensätz-
liche Gefühle bei Menschen auslösen. Geht es 
um den potenziellen Zugewinn von Geld, ver-
ringert sich die Neigung, risikoreiche Entschei-
dungen zu treffen. Spielen die Versuchsperso-
nen hingegen um einen potenziellen Verlust, 
neigen sie zu risikoreichem Verhalten. In einer 
von Unsicherheit über die Folgen einer politi-
schen Reform geprägten Diskussion werden 
also immer die Stimmen am lautesten zu hören 
sein, die einen Verlust durch das Reformvorha-
ben vermuten. Reformbefürworter auf der an-
deren Seite brauchen belastbares Wissen über 
die Auswirkungen des geplanten Vorhabens, 
bevor sie sich in die Debatte einmischen.

Debattiert wird sowohl in der Öffentlich-
keit als auch im Parlament, auf Parteiveran-
staltungen und in Kabinettssitzungen. Nicht 
nur die Wähler gilt es zu überzeugen, politi-
sche Entscheider benötigen auch Unterstüt-
zung durch die eigene Parteibasis, den Ko-
alitionspartner und – in einem föderativen 
System wie in Deutschland – in vielen Fällen 
auch durch die führenden Landespolitiker. 

1 ❙  Vgl. Stephanie Delhees et al., Wohlfahrtsstaatliche 
Reformkommunikation, Baden-Baden 2008.
2 ❙  Vgl. Bertelsmann Stiftung, Politische Reformkom-

munikation. Veränderungsprozesse überzeugend 
vermitteln. Diskussionspapier zum Expertendialog, 
Berlin 2006, S. 5.
3 ❙  Jack L. Walker, The Diffusion of Innovations 

among the American States, in: American Political 
Science Review, 63 (1969) 3, S. 890.

mailto:fels@studienstiftung.de
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Damit potenzielle Vetospieler wie Abgeord-
nete der Koalitionspartei oder der Bundesrat 
für eigene Projekte gewonnen werden, ver-
läuft ein erfolgversprechender Weg über die 
direkte Ansprache der Bürger. Immer häufi-
ger werden Themen daher öffentlich besetzt 
anstatt hinter verschlossenen Türen verhan-
delt zu werden. ❙4 

Warum? Der Grund ist so simpel wie beste-
chend: Eine Unterstützung durch die öffent-
liche Meinung ❙5 ist das stärkste Argument, 
das ein Politiker auf seiner Seite haben kann. 
Ein solches Vorgehen trägt zudem dem nor-
mativen Postulat Rechnung, dass politisches 
Handeln in der Demokratie zustimmungs-
abhängig und somit begründungsbedürftig 
ist. So hat das Bundesverfassungsgericht 1977 
in einem wegweisenden Urteil die Öffent-
lichkeitsarbeit von Regierungen nicht nur 
als verfassungsrechtlich zulässig, sondern in 
Grenzen auch als notwendig eingestuft. ❙6 Un-
ter diesem Blickwinkel liegt es also nicht nur 
im eigenen Interesse einer Regierung, kom-
munikativ um Unterstützung für Reformen 
zu werben. Es ist ihre ureigene Aufgabe in ei-
ner parlamentarischen Demokratie. 

Doch gibt es eine weit verbreitete Fehlan-
nahme. Nicht die reine Vermittlung bereits 
getroffener Entscheidungen ist mit Regie-
rungskommunikation gemeint. Erfolgreich 
kommuniziert nur derjenige, der Informati-
on nicht als nachgelagerte Aufgabe versteht. 
Transparenz, schon während der Lösungs-
findung, sowie die Förderung des Gefühls 
beim Bürger, er könne auf den Prozess Ein-
fluss nehmen, sind zwei wichtige Faktoren er-
folgreicher Reformkommunikation. „Einer 

4 ❙  Vgl. Christina Holtz-Bacha, Professionalisation 
of Politics in Germany, in: Ralp Negrine et al. (eds.), 
The Professionalisation of Political Communication, 
Bristol 2007, S. 75.
5 ❙  Der Begriff „öffentliche Meinung“ kann in drei 

Bereiche unterteilt werden: die durch Umfragen er-
hobene Meinung der Bevölkerung, die in den Medien 
veröffentlichte Meinung sowie die in der öffentlichen 
Debatte dominierende Meinung. Da sich die drei Be-
reiche zum Teil überschneiden, versteht dieser Arti-
kel unter öffentlicher Meinung jene, die sich in der 
öffentlichen Kommunikation als „herrschende Mei-
nung“ durchsetzt, so dass davon abweichende Mei-
nungen mit Widerständen rechnen müssen; vgl. Win-
fried Schulz, Politische Kommunikation, Wiesbaden 
2008, S. 119.
6 ❙  Vgl. BVerfG, Urteil vom 2. 3. 1977, Az. 2 BvE 1/76, 

Abschnitt C, Absatz III.

Regierung, die Reformpolitik und Kommu-
nikation klug miteinander verbindet, kann es 
gelingen, weitgehend die öffentliche Meinung 
zu bestimmen.“ ❙7 Oder anders herum betrach-
tet: Ohne eine begleitende Vermittlung muss 
jedes noch so gelungene Reformprojekt an 
fehlender Akzeptanz scheitern. Ganz gleich 
wie man zur Notwendigkeit des Stuttgarter 
Bahnhofsumbaus steht: „Stuttgart 21“ liefert 
ein Paradebeispiel dafür, was geschieht, wenn 
die kommunikative Dimension eines Verände-
rungsprozesses zu lange vernachlässigt wird.

Glaubwürdige Zeugen gesucht

Dabei wäre es falsch anzunehmen, Kommu-
nikation sei eine leichte Aufgabe. Reformen 
haben Auswirkungen auf die Zukunft von 
Menschen. Sie schüren Ängste und Unsicher-
heit. Beides sind keine guten Voraussetzun-
gen für die Einwerbung von Unterstützung. 
Um den Bürgern ihre Skepsis und Sorgen 
zu nehmen, benötigt eine Regierung glaub-
würdige Fürsprecher für ihr Reformvorha-
ben. Politiker selbst, Wissenschaftler oder 
Verbandsvertreter können diese Rolle nicht 
übernehmen. Ihnen wird aufgrund ihrer Po-
sition eine bestimmte Grundeinstellung zu-
geschrieben. Außerdem erscheinen sie vielen 
Bürgern als „zu weit weg“ von der eigenen Si-
tuation. Wirklich glaubwürdige Zeugen sind 
am besten die Betroffenen selbst. Ein vielver-
sprechender Weg, sie bereits vor Einführung 
einer Reform in die öffentliche Debatte ein-
zubringen, führt über Pilotprojekte. 

Bereits der frühere US-Präsident Bill Clin-
ton hat mit seinem Welfare-to-Work-Refor-
men gezeigt, welch themensetzende Macht 
der Einsatz von Pilotprojekten haben kann. 
Im Vorfeld seiner angestrebten Sozialstaatsre-
form ermunterte er in den 1990er Jahren die 
regierenden Gouverneure, in ihren Bundes-
staaten Pilotprojekte, so genannte social expe-
riments und demonstration studies, durchzu-
führen. Auf diesem Weg entwickelte sich eine 
vorher nicht gesellschaftlich zu vertretende 
Idee zur einzig offensichtlichen Lösung für 
die Wohlfahrtsstaatsproblematik: eine zeitli-
che Begrenzung für den Bezug von Sozialleis-

7 ❙  Klaus-Peter Schmidt-Deguelle, Integrierte Politik- 
und Medienplanung, in: Volker J. Kreyher (Hrsg.), 
Handbuch Politisches Marketing, Baden-Baden 
2004, S. 398.
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tungen. Die Analyse der amerikanischen Po-
litikwissenschaftlerin Robin Rogers-Dillon 
zeichnet diese Entwicklung nach. ❙8 Sie arbeitet 
heraus, dass die Schlagkraft der von Clinton 
initiierten Pilotprojekte zwei Hauptgründe 
hatte. Zum einem wurden für die Einführung 
der Politik notwendige neue Strukturen aufge-
baut, welche gleichzeitig jene institutionellen 
Gründe schwächten, die dem Projekt entge-
gengestanden hätten. Zum anderen beschaff-
te die zeitlich begrenzte Anwendung der favo-
risierten Politikidee eine starke Legitimation, 
weil sie zeigte, dass diese funktionierte.

Selbst in der Volksrepublik China ist die 
Implementierung neuer Politikideen durch 
Pilotprojekte auf lokaler Ebene gängige Pra-
xis. Zeigt ein Pilotprojekt Erfolg, wird es an 
anderer Stelle erneut eingeführt. So kann 
nach und nach vor Ort Unterstützung für 
den Wandel erzeugt werden. Der nächste 
Schritt ist die Ausdehnung lokaler Projekte, 
bevor am Ende die Reform durch eine Neu-
erung von Regeln und Gesetzen landesweit 
umgesetzt wird. Die Orte für die Pilotpro-
jekte sind dabei sorgfältig ausgewählt. Sie sol-
len später als Argumente für die Wirksamkeit 
der Reform angeführt werden. Zudem bieten 
sie interessierten Politikern anderer Landes-
kreise die Möglichkeit, bei einem Ortsbesuch 
die erfolgreiche Anwendung der Reformidee 
bereits „live“ zu beobachten. ❙9

Zusammengefasst weisen Pilotprojekte für 
einen Reformprozess drei unschlagbare Vortei-
le auf: Sie visualisieren die Folgen der geplan-
ten Reformpolitik; sie ermöglichen einen Re-
alitätstest von vorher theoretischen Ideen; und 
sie erzeugen Betroffene, die in der öffentlichen 
Debatte als glaubwürdige Fürsprecher für die 
Reform auftreten können. Zudem sollten selbst 
Gegner der neuen Politik einem Pilotprojekt 
nur schwer etwas entgegensetzen können. Wer 
will sich schon eine Blockadehaltung vorwer-
fen lassen, weil er sich bereits gegen das bloße 
Ausprobieren von neuen Ideen stellt?

Diesen strategischen Wert von Pilotprojek-
ten bei der Einführung kontroverser Reform-

8 ❙  Vgl. Robin Rogers-Dillon, The Welfare Experi-
ments. Politics and Policy Evaluation, Stanford 2004.
9 ❙  Vgl. Joan Kaufmann/Zhang Erli/Xie Zhemming, 

Quality of Care in China: Scaling up a Pilot Project 
into a National Reform Program, in: Studies in Fami-
ly Planning, 37 (2006) 1, S. 17–28.

vorhaben haben australische Politiker erkannt. 
Ein Beispiel: Im Jahr 2007 schockierte eine 
von der Regierung in Auftrag gegebene Studie 
über den Zusammenhang von Alkoholabhän-
gigkeit und sexuellem Missbrauch in Aborigi-
ne-Gemeinden die australische Bevölkerung. 
Da rauf hin beschloss Mal Brough, Minister 
für die Belange der Ureinwohner, eine Pilot-
maßnahme für das Nördliche Territorium 
(NT): die Northern Territory Emergency-In-
tervention. Nicht nur wurden die Alkoholge-
setze verschärft, Pornographie verboten und 
die Präsenz der Polizei vor Ort verstärkt, auch 
fand eine kleine Revolution im Bereich der So-
zialleistungen ihren Eingang durch ein Pilot-
projekt. Vorerst auf ein Jahr begrenzt sollten 
Empfängerinnen und Empfänger von Sozial-
hilfe und einer kindergeldähnlichen Leistung 
nur die Hälfte ihrer Bezüge in bar ausgezahlt 
bekommen. Die andere Hälfte wurde auf ei-
ner Art Zahlkarte im lokalen Laden hinterlegt 
und durfte ausschließlich für Lebensmittel, 
Miete und Strom ausgegeben werden. 

Aufschrei in der Öffentlichkeit

Nach Bekanntwerden der Maßnahme ging ein 
Aufschrei durch die Öffentlichkeit. Als „ras-
sistisch“, „neo-paternalistisch“ und „stig-
matisierend“ wurde die Pilotmaßnahme 
beschimpft. Doch Brough ließ sich nicht beir-
ren. Immer wieder verteidigte er seine Politik 
und zitierte Aborigine-Frauen, die den Vor-
stoß begrüßten, da sie nun endlich genug Geld 
hätten, um ihre Kinder mit Essen zu versor-
gen. Zuvor sei ihnen dieses meist von männli-
chen Verwandten für den Konsum von Alko-
hol abgenommen worden. Doch die Kritiker 
ließen sich nicht beruhigen und dominier-
ten – wie von der Prospect-Theorie voraus-
gesagt – die Medienberichterstattung. Einige 
Wochen nach Einführung der neuen Rege-
lung lud der Minister einen Tross von Journa-
listen ein, ihn in eine Aborigine-Gemeinde zu 
begleiten. Dort sollten sie mit den Betroffenen 
sprechen und einen eigenen Eindruck gewin-
nen. Der Erfolg war durchschlagend. „Welfare 
quarantine wins support“, „Community wo-
men back NT-intervention“ und „Support for 
federal intervention“ lauteten nun die Schlag-
zeilen in den australischen Zeitungen.

Der Wind hatte sich gedreht. Der Journa-
list Simon Kearney, der als Korrespondent 
der einzigen nationalen Zeitung The Austra-



APuZ 4/201130

lian mehrere Monate das Nördliche Territori-
um bereist hatte, stellte fest, dass die Berichte 
über positive Reaktionen der Betroffenen ei-
nen Umschwung in der öffentlichen Meinung 
herbeigeführt hatten. ❙10 Dieser ging so weit, 
dass nach dem Regierungswechsel Ende 2007 
Broughs Nachfolgerin Jenny Macklin, früher 
wie ihre gesamte Labor-Partei eine erklärte 
Gegnerin der Reform, das Pilotvorhaben ver-
längerte. Aktuell denkt die Labor-Regierung 
sogar öffentlich darüber nach, eine ähnliche 
Reform auf nationaler Ebene einzuführen. 

Was war geschehen? Die Stellungnahmen der 
Betroffenen hatten den Tenor der öffentlichen 
Debatte gedreht. Das sollte nicht verwundern. 
Ein immer wiederkehrender Ratschlag von 
Kommunikationsexperten im Bereich der po-
litischen Kommunikation lautet: Personalisie-
rung. Denn nichts ist so überzeugend wie ein 
direktes Zitat. Dieses im Bereich der Exem plar-
Forschung untersuchte Phänomen ist seit Jah-
ren bekannt. Die Kurzversion lautet: In Bezug 
auf die öffentliche Meinung zu einem Sachver-
halt wirken direkte Zitate von Betroffenen um 
ein Vielfaches stärker als andere Argumente. 
Verschiedene Studien haben gezeigt, dass dar-
gestellte O-Töne von „Zeugen“ die Meinung 
von Medienrezipienten deutlicher prägen als 
Statistiken, einordnende Überblicke oder 
Aussagen von offiziellen Stellen. Trotz gegen-
läufiger Kontextinformationen reflektiert die 
Einschätzung der Rezipienten über die Mehr-
heitsmeinung der Bevölkerung nahezu linear 
das Verhältnis der Direktzitate. 

Berichtet etwa ein Fernsehbeitrag darüber, 
dass nach Umfragen die Mehrheit der Deut-
schen magentafarbene Telefonzellen den frü-
heren gelben vorzieht, zeigt aber im Anschluss 
drei O-Töne von Passanten, welche sich ge-
gen die neue Farbe aussprechen, dann wird 
die Mehrheit der Zuschauer, nach der vorherr-
schenden Meinung in der Bevölkerung befragt, 
für eine Ablehnung der magentafarbenen Zel-
len votieren. Dieser Effekt tritt bei allen Me-
diengattungen auf, unabhängig davon, wie gut 
die Argumente der zitierten Personen waren 
und ob sich die Zuschauer mit ihnen identifi-
zieren konnten. Und nicht nur das: Mit meh-
reren Wochen Abstand kann die Auswirkung 
der Zitate noch gemessen werden, selbst in zen-

10 ❙  Vgl. ausführlich zu dieser Fallstudie Katja M. Eb-
becke, Politics, Pilot Testing and the Power of Argu-
ment, Universitätsbibliothek Dortmund 2008.

tralen Bereichen politischer Meinungsbildung 
wie etwa der Einstellung zum Klimawandel. ❙11

Irrationales Verhalten  
mit Konsequenzen

Dabei ist den meisten Medienkonsumenten 
durchaus bewusst, dass die Zitate nicht auf-
grund ihrer Repräsentativität ausgesucht wer-
den, sondern anhand ihrer dramatischen oder 
unterhaltenden Qualitäten. Das auf den ersten 
Blick irrationale Verhalten, die eigene Meinung 
dennoch von den Zitaten beeinflussen zu lassen, 
lässt sich mit kognitiven Modellen erklären. Sie 
gehen zurück auf die Entdeckung systemati-
scher menschlicher Fehler durch Heuristiken 
von Daniel Kahnemann und Amos Tversky. ❙12 
In einer Reihe von Experimenten stellten die 
beiden Psychologen fest, dass sich Versuchs-
personen, konfrontiert mit der schwierigen 
Aufgabe, die Häufigkeit eines Ereignisses zu 
bewerten, einer begrenzten Anzahl „kogniti-
ver Abkürzungen“ bedienen. Unter der Ver-
fügbarkeitsheuristik wird die Häufigkeit eines 
Ereignisses durch die Schnelle und Einfachheit 
bewertet, mit der ähnliche Situationen oder 
Assoziationen als Erinnerungen auftauchen. 
Bei der Repräsentativitätsheuristik entschei-
det ein Mensch über die Wahrscheinlichkeit 
des in Frage stehenden Ereignisses anhand der 
Ähnlichkeit, die dieses mit der dazu gehörigen 
Ausgangsgruppe hat. Sollen Versuchspersonen 
beispielsweise einschätzen, wie wahrschein-
lich es ist, dass ein präsentierter Mann einem 
bestimmten Beruf nachgeht, vergleichen sie die 
Eigenschaften des Mannes mit Stereotypen, 
die sie über diesen Job kennen. Je mehr er da-
von aufweist, für desto wahrscheinlicher hal-
ten die Versuchspersonen seine Beschäftigung 
in dem in Frage stehenden Metier.

Beide Heuristiken liefern gute Hilfsmittel 
für die tägliche Entscheidungsfindung in un-
sicheren Situationen. Doch sind sie auch die 
Grundlage für systematische Fehleinschät-
zungen, insbesondere im Bereich des Medi-
enkonsums. Weil O-Töne von Betroffenen 
lebhaft und lebensnah sind, können sie viel 

11 ❙  Vgl. Gregor Daschmann/Hans-Bernd Brosius, Can 
a Single Incident Create an Issue? Exemplars in Ger-
man Television Magazine Shows, in: Journalism and 
Mass Communication Quarterly, 76 (1999) 1, S. 35–51.
12 ❙  Vgl. Amos Tversky/Daniel Kahnemann, Availabi-

lity: A Heuristic of Judging Frequency and Probabi-
lity, in: Cognitive Psychology, 5 (1973) 2, S. 207–232.



APuZ 4/2011 31

schneller erinnert und mit einem Ereignis ver-
knüpft werden als statistische Informationen. 
Auf Grundlage der Verfügbarkeitsheuristik 
lässt sich daher erklären, warum direkte Zita-
te einen stärkeren Einfluss auf die Meinungs-
bildung haben. Die Abbildung der Bevölke-
rungsrealität, welche durch die Auswahl der 
O-Ton-Geber suggeriert wird, verleitet Me-
dienrezipienten unter der Repräsentativitäts-
heuristik zudem dazu, Schlussfolgerungen 
über die Mehrheitsmeinung in der Bevölke-
rung zu ziehen. Kein Wunder also, dass die 
Personalisierung von Sachverhalten bei Kom-
munikationsexperten hoch im Kurs steht.

Medien als Schnittstelle

Um eine Reform „an den Mann“ und „an die 
Frau“ zu bringen, müssen die Massenmedien 
mit im Boot sein. Ihnen kommt in der Poli-
tik eine wichtige Agenda Setting-Funktion 
zu: Die Berichterstattung bestimmt darüber, 
welche Themen von der Bevölkerung und an-
deren politischen Akteuren als wichtig einge-
stuft werden. Die Regierungskommunikation 
in allen westlichen Demokratien steht daher 
vor ähnlichen Herausforderungen: Sie muss 
im Wettbewerb um Aufmerksamkeit beste-
hen und dafür sorgen, dass die relevanten Bot-
schaften überhaupt wahrgenommen werden; 
sie muss komplexe Sachverhalte so reduzieren, 
dass ihre Vorhaben auch von politisch durch-
schnittlich interessierten Bürgern verstanden 
werden; und sie ist auf die Vermittlungsleis-
tung der Massenmedien angewiesen. ❙13

In diesem Zusammenhang spielt Politikern 
eine hilfreiche Parallelität in die Hände: Auch 
Massenmedien wollen ihre Geschichten ver-
kaufen. Personalisierung ist daher ein geläu-
figes Instrument in der Berichterstattung. Im 
Bereich des Politikjournalismus richtet sich 
diese häufig auf die Person von Spitzenpo-
litikern. In Hintergrundberichten kommen 
jedoch auch Betroffene zu Wort. An ihren 
Beispielen werden Auswirkungen von Politik-
vorhaben dargestellt. Das Problem: Die meis-
ten Reformen wirken zeitversetzt. Berichten 
Medien durch Zitate von Betroffenen über po-
sitive Erfahrungen, ist es für die „Väter“ und 

13 ❙  Vgl. Frank Brettschneider, Regierungskommuni-
kation in Großbritannien und den USA, in: Werner 
Weidenfeld (Hrsg.), Reformen kommunizieren. He-
rausforderungen an die Politik, Gütersloh 2007, S. 36.

„Mütter“ der Reform meist zu spät. Sie sind 
entweder aufgrund eines Regierungswechsels 
nicht mehr im Amt oder hadern möglicherwei-
se noch immer mit dem Makel, den der Auf-
schrei bei der Einführung zurückgelassen hat. 
Mit Interviews von Pilot-Teilnehmern hätten 
sie den Positiveffekt der Berichterstattung be-
reits viel früher für sich nutzen können.

Betroffene mit in den Veränderungsprozess 
einbeziehen und als glaubwürdige Zeugen in 
die Debatte einführen, ist somit der Schlüs-
sel zum Erfolg. Diese Schlussfolgerung un-
terstützen auch Stephanie Deelhees und ihre 
Kollegen mit einer ihrer zentralen Hand-
lungsempfehlungen. Als entscheidend für 
die erfolgreiche Kommunikation von unpo-
pulären Maßnahmen bezeichnen die Politik-
wissenschaftler den Dialog mit betroffenen 
Interessensgruppen. Diese könnten als Multi-
plikatoren und „Frühwarnsystem“ bei Umset-
zungs- und Kommunikationsschwierigkeiten 
der angestrebten Reform dienen, so die For-
scher. ❙14 Ein Pilotprojekt bindet diese Gruppen 
bereits vor der eigentlichen Einführung einer 
Reform ein. Die Teilnehmer können Rück-
meldungen zu den neuen Maßnahmen geben 
und so dazu beitragen, dass diese noch effekti-
ver und an den tatsächlichen Bedürfnissen der 
Betroffenen ausgerichtet werden. Zeigen sich 
die Gesamtauswirkungen positiv, können die 
Teilnehmer später als glaubwürdige Fürspre-
cher in der öffentlichen Diskussion auftreten. 
Dabei ist anhand der Umfrageergebnisse da-
von auszugehen, dass selbst im Falle einer Re-
form, welche persönliche Einschnitte fordert, 
eine positive Gesamteinschätzung betroffener 
Personen erreicht werden kann. Treten die ge-
wünschten Effekte der Reform hingegen nicht 
ein, ist ein erneutes Überdenken des Politik-
vorhabens ohnehin angebracht. 

Bleibt die Frage: Warum kommen Pilotpro-
jekte dann nicht im großen Rahmen zum Ein-
satz? Die Antwort lautet: Sie kosten Zeit und 
Geld. Angesichts des zunehmenden Reform-
drucks westlicher Wohlfahrtsstaaten und der 
Vielzahl notwendiger, aber kontroverser Re-
formprojekte, die Politiker parlamentarischer 
Demokratien bislang weitgehend scheuen, 
sollte jedoch darüber nachgedacht werden, 
ob sich diese Investition nicht lohnt.

14 ❙  Vgl. S. Delhees et al. (Anm. 1), S. 203.
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Gerd Strohmeier

Westminster 
im Wandel

 

In diversen politikwissenschaftlichen Lehr-
büchern und Nachschlagewerken ist zu le-

sen, dass das britische Regierungssystem – das 
Westminster-Modell – 
als Musterbeispiel ei-
ner Konkurrenzdemo-
kratie gilt. ❙1 Mittler-
weile stellt sich jedoch 
die Frage, ob die Lehr-
bücher nicht grund-
legend umgeschrie-
ben werden müssen. 
Schließlich wurde das 
Westminster-Modell, 
das Lord Hailsham ❙2 

einst als elective dictatorship bezeichnete und 
Arend Lijphart vor rund einem Jahrzehnt 
noch als Synonym für die Mehrheitsdemo-
kratie benutzte, ❙3 gleich auf zweifache Weise 
herausgefordert: zunächst durch die zahlrei-
chen nach 1997 erfolgten Verfassungsrefor-
men der regierenden Labour-Partei und dann 
durch das Ergebnis und die Folgen der Unter-
hauswahl 2010. 

Der Beitrag untersucht den Wandel des 
Westminster-Modells (auf nationaler Ebe-
ne) vor dem Hintergrund der von Lijphart 
beschriebenen Demokratiemodelle ❙4 und der 
von George Tsebelis begründeten Vetospie-
lertheorie. Er kommt zu dem Ergebnis, dass 
sowohl die Verfassungsreformen als auch die 
Unterhauswahl 2010 das Westminster-Mo-
dell verändert haben, der durch die Wahl 
hervorgerufene Wandel jedoch weitaus gra-
vierender war als die durch die Verfassungs-
reformen erfolgten Veränderungen. 

Analyse auf der Grundlage  
der Demokratiemodelle

In seinem bekannten Werk „Patterns of De-
mocracy“ stellt Arend Lijphart zwei Demo-
kratiemodelle gegenüber: die Konsensus- und 
die Mehrheitsdemokratie. Beide Modelle sind 
grundsätzlich Idealtypen, werden aber laut 
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Lijp hart weitgehend von real-existierenden 
Demokratien repräsentiert: die Konsensusde-
mokratie von der Schweiz, Belgien sowie der 
Europäischen Union (EU), die Mehrheitsde-
mokratie von Großbritannien. Zur Unter-
scheidung der beiden Modelle definiert Lijp-
hart zehn Variablen und damit zehn Elemente 
der Mehrheits- und zehn Elemente der Kon-
sensusdemokratie, die er je zur Hälfte zwei 
Dimensionen zuordnet: der Exekutive-Par-
teien- und der Föderalismus-Unitarismus-Di-
mension. Auf dieser Grundlage entsteht eine 
„zweidimensionale konzeptuelle Karte der 
Demokratie“, in der sich die Position einzelner 
Länder innerhalb eines bestimmten Zeitraums 
durch die Ermittlung der durchschnittlichen 
Variablenwerte lokalisieren lässt. Lijpharts 
letzte vergleichende Untersuchung umfasst 36 
Länder im Zeitraum von 1945 bis 1996. ❙5 

Die Exekutive-Parteien-Dimension um-
fasst die ersten fünf Variablen, zwischen de-
nen – wie Lijphart zeigt – eine hohe positi-
ve Korrelation besteht. ❙6 Die erste Variable 
ist das Parteiensystem und nimmt idealty-
pisch in der Mehrheitsdemokratie die Aus-
prägung eines Zweiparteiensystems und in 
der Konsensusdemokratie die Ausprägung 
eines Mehr- bzw. Vielparteiensystems an. ❙7 
Lijphart misst die Anzahl der Parteien in ei-
nem Parteiensystem mit Hilfe des effective 
number of parliamentary parties index von 
Markku Laakso und Rein Taagepera.  ❙8 Die 
von Lijphart berechnete durchschnittliche ef-
fektive Anzahl britischer Parlamentsparteien 
beläuft sich zwischen 1945 und 1992 auf 2,11. 

1 ❙  Vgl. z. B. Dieter Nohlen (Hrsg.), Lexikon der Poli-
tik. Bd. 7: Politische Begriffe, München 1998, S. 323.
2 ❙  Vgl. Quintin McGarel H. Lord Hailsham, The Di-

lemma of Democracy. Diagnosis and Prescription, 
London 1978. 
3 ❙  Vgl. Arend Lijphart, Patterns of Democracy: 

Government Forms and Performance in Thirty-six 
Countries, New Haven 1999.
4 ❙  Vgl. zur selben Vorgehensweise: Matthew Flin-

ders, Majoritarian Democracy in Britain, in: West 
European Politics, 28 (2005) 1, S. 62–94; Merten Ha-
ring, Verfassungswandel in Großbritannien unter 
Labour – veränderte Handlungsräume des Parla-
ments, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen (ZPArl), 
40 (2009) 4, S. 808–823.
5 ❙  Vgl. A. Lijphart (Anm. 3), S. 10 ff.
6 ❙  Vgl. ebd., S. 245. 
7 ❙  Vgl. ebd., S. 63. 
8 ❙  Vgl. Markku Laakso/Rein Taagepera, Effective 

Number of Parties: A Measure with Application to 
West Europe, in: Comparative Political Studies, 12 
(1979) 1, S. 3–27.
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mailto:gerd.strohmeier@phil.tu-chemnitz.de


APuZ 4/2011 33

Damit lag Großbritannien in diesem Zeit-
raum auf dem 29. Platz (in absteigender Rei-
henfolge) in Lijp harts Ländervergleich.  ❙9 Die 
effektive Anzahl britischer Parlamentspartei-
en hat sich in der Folge der Unterhauswahl 
2010 verändert: Mit 2,58 liegt sie nunmehr 
deutlich über dem von Lijphart berechneten 
Wert. 

Als zweite Variable fungiert die Regierung, 
die idealtypisch in der Mehrheitsdemokratie 
die Ausprägung einer Einpartei-Mehrheitsre-
gierung und in der Konsensusdemokratie die 
Ausprägung einer übergroßen („oversized“) 
Vielparteien-Koalitionsregierung annimmt. ❙10 
Lijphart misst den „Mehrheitsgrad“ von Re-
gierungen, indem er den Durchschnitt zwi-
schen der Phase von Einparteiregierungen 
und der Phase von minimal winning-Regie-
rungen ❙11 ermittelt. ❙12 Der berechnete durch-
schnittliche Mehrheitsgrad britischer Regie-
rungen beläuft sich zwischen 1945 und 1992 
auf 96,7 Prozent. Damit lag Großbritanni-
en in diesem Zeitraum auf dem 28. Platz (in 
aufsteigender Reihenfolge) in Lijpharts Län-
dervergleich. ❙13 Der Mehrheitsgrad britischer 
Regierungen hat sich nach der Unterhaus-
wahl 2010 durch die Bildung der Koalitions-
regierung aus Konservativen und Liberalde-
mokraten verändert: Mit 50 Prozent liegt er 
nunmehr deutlich unter dem von Lijphart be-
rechneten Wert. 

Die dritte Variable betrifft das Verhält-
nis zwischen Regierung und Parlament und 
zeigt idealtypisch in der Mehrheitsdemo-
kratie die Ausprägung eines von der Exe-
kutive dominierten Verhältnisses und in der 
Konsensusdemokratie die Ausprägung eines 
ausgewogen(er)en Verhältnisses. ❙14 Lijphart 
misst den Grad der Exekutiv-Dominanz mit 
Hilfe eines Index, der auf der Kabinettsdau-
er basiert – dem Mittel aus zwei unterschied-
lichen Indizes der Kabinettsdauer (mit ei-
nigen zum Teil fragwürdigen Korrekturen 
bzw. Anpassungen bei verschiedenen poli-
tischen Systemen). ❙15 Die berechnete durch-

9 ❙  Vgl. A. Lijphart (Anm. 3), S. 76 f.
10 ❙  Vgl. ebd., S. 62.
11 ❙  Dabei handelt es sich um Regierungen, die nicht 

mehr Parteien umfassen, als für eine absolute Mehr-
heit im Parlament erforderlich sind. 
12 ❙  Vgl. A. Lijphart (Anm. 3), S. 109. 
13 ❙  Vgl. ebd., S. 110 f. 
14 ❙  Vgl. ebd., S. 116. 
15 ❙  Vgl. ebd., S. 129 ff. 

schnittliche Kabinettsdauer beläuft sich in 
Großbritannien zwischen 1945 und 1996 auf 
5,52 Jahre. Damit lag Großbritannien in die-
sem Zeitraum zusammen mit sechs anderen 
Ländern an der Spitze (in absteigender Rei-
henfolge) in Lijpharts Ländervergleich.  ❙16 Die 
durchschnittliche Kabinettsdauer könnte sich 
in Großbritannien nach der Unterhauswahl 
2010 verringern, da – wie Lijphart zeigt – die 
„Überlebenschancen“ von minimal winning-
Koalitionsregierungen niedriger sind als die 
von Einpartei-Mehrheitsregierungen. ❙17

Die vierte Variable ist das Wahlsystem und 
nimmt idealtypisch in der Mehrheitsdemo-
kratie die Ausprägung eines Mehrheitswahl-
systems (mit einem relativ hohen Grad an 
Stimmen-Mandats-Disproportionalität) und 
in der Konsensusdemokratie die Ausprägung 
eines Verhältniswahlsystems (mit einem re-
lativ niedrigen Grad an Stimmen-Mandats-
Disproportionalität) an. ❙18 Lijphart misst den 
Grad der Disproportionalität eines Wahlsys-
tems mit Hilfe des least squares index von Mi-
chael Gallagher. ❙19 Die von Lijphart berech-
nete durchschnittliche Disproportionalität 
des britischen First-Past-The-Post Systems 
(FPTP) beläuft sich zwischen 1945 und 1992 
auf 10,33 Prozent. Damit lag Großbritannien 
in diesem Zeitraum auf dem 22. Platz (in auf-
steigender Reihenfolge) in Lijpharts Länder-
vergleich. ❙20 Der Grad der Disproportionali-
tät des britischen Wahlsystems hat sich bei der 
Unterhauswahl 2010 – ohne Reform des Wahl-
systems – verändert: Mit 14,82 Prozent liegt er 
nunmehr – obwohl das Wahlsystem weder zu 
einem Zweiparteiensystem noch zu einer Ein-
partei-Mehrheitsregierung führte – deutlich 
über dem von Lijphart berechneten Wert. 

Als fünfte Variable fungiert die „Organisa-
tion“ der Interessengruppen, die idealtypisch 
in der Mehrheitsdemokratie die Ausprägung 
eines kompetitiven sowie unkoordinierten 
Pluralismus und in der Konsensusdemokra-
tie die Ausprägung eines koordinierten sowie 
kompromissorientierten Korporatismus an-
nimmt. ❙21 Lijphart misst den Grad des Inte-

16 ❙  Vgl. ebd., S. 132 f. 
17 ❙  Vgl. ebd., S. 137. 
18 ❙  Vgl. ebd., S. 143. 
19 ❙  Vgl. Michael Gallagher, Proportionality, Dispro-

portionality and Electoral Systems, in: Electoral Stu-
dies, 10 (1991) 1, S. 33–51. 
20 ❙  Vgl. A. Lijphart (Anm. 3), S. 162. 
21 ❙  Vgl. ebd., S. 171. 
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ressengruppenpluralismus mit Hilfe des In-
dex von Alan Siaroff (in dem hohe Werte für 
einen kompetitiven sowie unkoordinierten 
Pluralismus stehen). ❙22 Der von Lijphart an-
gegebene durchschnittliche Interessengrup-
penpluralismus beläuft sich in Großbritanni-
en zwischen 1963 und 1970 sowie zwischen 
1983 und 1990 auf 3,38. Damit lag Großbri-
tannien in diesem Zeitraum auf dem 34. Platz 
(in aufsteigender Reihenfolge) in Lijpharts 
Ländervergleich.  ❙23 Der Grad des Interessen-
gruppenpluralismus hat sich in Großbritan-
nien weder durch Verfassungsreformen noch 
durch die Unterhauswahl 2010 signifikant 
verändert. ❙24 

Die Föderalismus-Unitarismus-Dimensi-
on umfasst die letzten fünf Variablen, zwi-
schen denen – wie Lijphart zeigt – ebenfalls 
eine hohe positive Korrelation besteht. ❙25 

Die sechste Variable betrifft die vertikale 
Gewaltenteilung bzw. den Staatsaufbau und 
zeigt idealtypisch in der Mehrheitsdemokra-
tie die Ausprägung eines unitarischen sowie 
zentralisierten Staates und in der Konsen-
susdemokratie die Ausprägung eines födera-
len sowie dezentralisierten Staates. ❙26 Lijphart 
misst den Föderalismus- und Dezentralisati-
onsgrad mit folgendem Index: 1 = unitarisch 
und zentralisiert; 2 = unitarisch und dezen-
tralisiert; 3 = semi-föderal; 4 = föderal und 
zentralisiert; 5 = föderal und dezentralisiert. 
Dabei gilt ein Staat als föderal, wenn er for-
mal eine föderale Verfassung aufweist, wel-
che die Gewaltenteilung zwischen Bund und 
Gliedstaaten garantiert, und als dezentral, 
wenn ein hoher Grad an politischer Macht 
auf subnationaler Ebene ausgeübt wird. ❙27 
Der von Lijphart ermittelte Föderalismus- 
und Dezentralisationsgrad beläuft sich in 
Großbritannien zwischen 1945 und 1996 
auf 1,0. Damit lag Großbritannien in diesem 
Zeitraum zusammen mit 14 anderen Ländern 
an der Spitze (in aufsteigender Reihenfolge) 
in Lijpharts Ländervergleich.  ❙28 Der Födera-
lismus- und Dezentralisationsgrad hat sich 

22 ❙  Vgl. Alan Siaroff, Corporatism in Twenty-Four 
Industrial Democracies: Meaning and Measurement, 
1998 (unpublished ms.).
23 ❙  Vgl. A. Lijphart (Anm. 3), S. 177.
24 ❙  Vgl. M. Flinders (Anm. 4), S. 77.
25 ❙  Vgl. A. Lijphart (Anm. 3), S. 245. 
26 ❙  Vgl. ebd., S. 186. 
27 ❙  Vgl. ebd., S. 186 ff. 
28 ❙  Vgl. ebd., S. 189. 

in Großbritannien seit 1998 durch die Poli-
tik der Devolution verändert. Diese hat dazu 
geführt, dass der Dezentralisationsgrad in 
Großbritannien zunahm, da Kompetenzen 
von der Zentralregierung an die Regionalre-
gierungen abgegeben wurden – wenngleich 
asymmetrisch: So erhielt das schottische Re-
gionalparlament weitaus mehr Kompetenzen 
als die nordirische Versammlung und diese 
wiederum mehr Kompetenzen als die walisi-
sche Versammlung. ❙29 Der Föderalismusgrad 
wurde indessen nicht berührt, da die Devo-
lutions-Politik nicht zu einer formalen fö-
deralen Verfassung geführt hat, welche die 
Machtteilung zwischen der Zentralregierung 
und den Regionalregierungen garantiert. So-
mit ist das britische Parlament in der Lage, die 
Autonomie der Regionalregierungen – wie 
bereits mehrfach in Nordirland geschehen – 
mit einer einfachen Mehrheitsentscheidung 
rückgängig zu machen beziehungsweise aus-
zusetzen. Bei einer Gesamtbetrachtung kann 
der britische Staatsaufbau als „unitarisch und 
semi-dezentral“ begriffen werden und dem 
Föderalismus- und Dezentralisationsgrad 
in Großbritannien der Wert 1,5 zugewiesen 
werden, der etwas über dem von Lijp hart be-
rechneten Wert liegt. 

Die siebte Variable ist die Gewaltenteilung 
innerhalb der Legislative beziehungsweise 
der Kameralismus und nimmt idealtypisch 
in der Mehrheitsdemokratie die Ausprägung 
einer Machtkonzentration im Parlament 
und in der Konsensusdemokratie die Aus-
prägung einer Machtteilung im Parlament 
an. ❙30 Lijphart misst den Kameralismusgrad 
mit folgendem Index: 1 = Unikameralismus 
bzw. eine Kammer; 2 = schwacher Bikame-
ralismus bzw. asymmetrische und kongruen-
te Kammern; 3 = mittelstarker Bikameralis-
mus bzw. asymmetrische und inkongruente 
oder symmetrische und kongruente Kam-
mern; 4 = starker Bikameralismus bzw. sym-
metrische und inkongruente Kammern. Da-
bei gelten Kammern als symmetrisch, wenn 
sie (annähernd) gleiche Kompetenzen auf-
weisen und/oder deren Mitglieder über die 
gleiche (direkte) Legitimation verfügen, und 
als inkongruent, wenn sie sich aufgrund un-
terschiedlicher Wahlsysteme oder einer 

29 ❙  Vgl. Vernon Bogdanor, Constitutional Reform in 
Britain: The Quiet Revolution, in: Annual Review of 
Political Science, 8 (2005), S. 73–98.
30 ❙  Vgl. A. Lijphart (Anm. 3), S. 200.
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strukturellen Überrepräsentation bestimm-
ter Minderheiten (z. B. kleiner föderaler 
 Staaten) unterschiedlich zusammensetzen. ❙31 
 Lijphart betrachtet das britische Parlament 
zwischen 1945 und 1996 grundsätzlich als 
asymmetrisch und („technisch“) inkongru-
ent, jedoch zugleich als „Relikt einer vor-
demokratischen Ära“, wodurch er ihm nicht 
den Wert 3,0, sondern 2,5 zuweist ❙32 – der 
sich aber immer noch in der Mitte von Lijp-
harts Skala mit der Tendenz zu einem höhe-
rem Kameralismusgrad befindet. Damit lag 
Großbritannien in diesem Zeitraum (zusam-
men mit Botswana) auf dem 15. Platz (in ab-
steigender Reihenfolge) und infolgedessen in 
der Hälfte der Länder mit stärkerem Bika-
meralismus in Lijpharts Ländervergleich.  ❙33 
Der Kameralismusgrad hat sich in Großbri-
tannien nicht verändert – auch nicht durch 
den House of Lords Act 1999,  ❙34 mit dem alle 
bis auf 92 Hereditary Peers aus dem House 
of Lords entfernt wurden.  ❙35 Der House of 
Lords Act sollte einerseits sicherstellen, dass 
die Konservativen über keine „strukturelle 
Mehrheit“ mehr im House of Lords verfügen 
und im Laufe der Zeit die von den Parteien 
benannten Life Peers genauer das Verhältnis 
zwischen den Wählerstimmen bei der voran-
gegangenen Unterhauswahl reflektieren, an-
dererseits aber – durch die Einrichtung einer 
Appointments Commission – dafür sor-
gen, dass eine bestimmte Zahl an unabhän-
gigen Cross-bench Life Peers aufrechterhal-
ten wird und keine Partei eine Mehrheit im 
House of Lords hat.  ❙36 Bei einer Gesamtbe-
trachtung hat sich die Kongruenz nicht maß-
geblich verändert. Hervorzuheben ist aber, 
dass das britische Parlament letztlich erst 
durch den House of Lords Act vollständig 

31 ❙  Vgl. ebd., S. 205 ff. 
32 ❙  Vgl. ebd., S. 213. Es wäre sinnvoller gewesen, den 

halben Punkt wegen der „strukturellen Mehrheit“ 
der Konservativen im House of Lords abzuziehen, die 
aus der großen Anzahl der Hereditary Peers resul-
tierte, welche im Falle einer konservativen Regierung 
zur Kongruenz und im Falle einer Labour-Regierung 
zur Inkongruenz zwischen beiden Parlamentskam-
mern führte.
33 ❙  Vgl. ebd., S. 212. 
34 ❙  Dem House of Lords Act 1999, der nur ein „Über-

gangshaus“ schaffen sollte, folgte – trotz Ankündi-
gung und einiger Reformbemühungen – keine zweite 
Reformstufe.
35 ❙  Vgl. V. Bogdanor (Anm. 29), S. 75.
36 ❙  Vgl. Modernising Parliament: Reforming the House 

of Lords, online: www.archive.official- documents.
co.uk/document/cm41/4183/4183.htm (26. 11. 2010).

(sowohl im Falle einer Labour-Regierung als 
auch im Falle einer konservativen Regierung) 
inkongruent wurde. 

Als achte Variable fungiert das Verfahren 
zur Verfassungsänderung bzw. die Verän-
derbarkeit der Verfassung, die idealtypisch 
in der Mehrheitsdemokratie die Ausprägung 
einer mit gewöhnlicher bzw. einfacher Mehr-
heit zu ändernden „flexiblen“ Verfassung 
und in der Konsensusdemokratie die Aus-
prägung einer mit qualifizierter Mehrheit zu 
ändernden „rigiden“ Verfassung annimmt. ❙37 
Lijphart misst den Grad der Rigidität einer 
Verfassung mit folgendem Index: 1 = einfa-
che Mehrheit; 2 = Mehrheit ist größer als ein-
fache Mehrheit, aber kleiner als Zwei-Drit-
tel-Mehrheit; 3 = Zwei-Drittel-Mehrheit 
oder vergleichbare Hürde; 4 = Mehrheit ist 
größer als Zwei-Drittel-Mehrheit (mit eini-
gen Korrekturen bzw. Anpassungen bei ver-
schiedenen politischen Systemen). ❙38 Der von 
Lijphart ermittelte Grad der Rigidität der 
britischen Verfassung beläuft sich zwischen 
1945 und 1996 auf 1,0. Damit lag Großbri-
tannien in diesem Zeitraum zusammen mit 
fünf anderen Ländern an der Spitze (in auf-
steigender Reihenfolge) in Lijpharts Länder-
vergleich. ❙39 Die Rigidität der britischen Ver-
fassung hat sich nicht verändert – auch nicht 
(indirekt) durch die Referenden, welche die 
Labour-Partei in der Regierungsverantwor-
tung zu zentralen Verfassungsreformen, etwa 
zur gesamten Devolution-Politik, ❙40 durch-
geführt oder angekündigt hat. Zwar könnten 
sich die nachfolgenden Regierungen dadurch 
verpflichtet fühlen, ebenfalls Referenden zu 
intendierten zentralen Verfassungsreformen 
abzuhalten und deren Ergebnisse umzuset-
zen. ❙41 Grundsätzlich müssen britische Re-
gierungen aber weder Referenden abhalten 
noch deren Ergebnis akzeptieren – wodurch 
sich die Rigidität der britischen Verfassung 
nicht verändert hat und die Parlamentssou-
veränität in Großbritannien nicht einge-
schränkt wird.

Die neunte Variable betrifft die Frage, wer 
die Verfassung bzw. höherrangiges Recht 

37 ❙  Vgl. A. Lijphart (Anm. 3), S. 216. 
38 ❙  Vgl. ebd., S. 218 ff. 
39 ❙  Vgl. ebd., S. 220.
40 ❙  Vgl. Dennis Kavanagh, Elections, in: Bill Jones/

Dennis Kavanagh/Michael Moran/Philip Norton 
(eds.), Politics UK, Harlow 2001.
41 ❙  Vgl. V. Bogdanor (Anm. 29), S. 78. 

http://www.archive.official-documents.co.uk/document/cm41/4183/4183.htm
http://www.archive.official-documents.co.uk/document/cm41/4183/4183.htm
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hinsichtlich der Konformität von Geset-
zen mit diesem höherrangigen Recht (letzt-
entscheidend) interpretiert und zeigt in der 
Mehrheitsdemokratie die Ausprägung der 
Parlamentssouveränität und in der Konsen-
susdemokratie die Ausprägung einer gericht-
lichen Normenkontrolle. ❙42 Lijphart misst 
die Stärke der gerichtlichen Normenkontrol-
le mit folgendem Index: 1 = keine Normen-
kontrolle; 2 = schwache Normenkontrolle; 
3 = mittelstarke Normenkontrolle; 4 = star-
ke Normenkontrolle. ❙43 Die von Lijphart er-
mittelte Stärke der gerichtlichen Normen-
kontrolle beläuft sich in Großbritannien 
zwischen 1945 und 1996 auf 1,0. Damit lag 
Großbritannien in diesem Zeitraum zusam-
men mit sechs anderen Ländern an der Spit-
ze (in aufsteigender Reihenfolge) in Lijpharts 
Ländervergleich.  ❙44 Die Stärke der gerichtli-
chen Normenkontrolle hat sich in Großbri-
tannien durch den Human Rights Act 1998 
verändert, ❙45 mit dem die Europäische Men-
schenrechtskonvention in britisches Recht 
überführt wurde. Großbritannien ratifizier-
te die Konvention 1951, überführte sie aber 
nicht wie viele andere Mitgliedstaaten in das 
nationale Recht, wodurch sie nicht vor bri-
tischen Gerichten einklagbar war. ❙46 Durch 
den Human Rights Act wurde jedoch die 
Möglichkeit geschaffen, dass britische Bür-
ger vor britischen Gerichten klagen und diese 

42 ❙  Vgl. A. Lijphart (Anm. 3), S. 216. 
43 ❙  Vgl. ebd., S. 225 f. 
44 ❙  Vgl. ebd., S. 226. 
45 ❙  Einige Autoren – wie Mark Bevir, The Westmins-

ter Model. Governance and Judicial Reform, in: Par-
liamentary Affairs, 61 (2008) 4, S. 571 ff. – gehen da-
von aus, dass sich die gerichtliche Normenkontrolle 
in Großbritannien auch durch den Constitutional 
Reform Act 2005 verändert hat, mit dem die Rol-
le des Lord Chancellors reformiert und der Supreme 
Court eingeführt wurde. Allerdings wurden durch 
den Constitutional Reform Act 2005 keine neuen 
Kompetenzen geschaffen, sondern nur bestehende 
umverteilt, und bildet der neue Supreme Court kein 
Verfassungsgericht; vgl. Roger Masterman, Deba-
te. Labour’s „Juridification“ of the Constitution, in: 
Parliamentary Affairs, 62 (2009) 3, S. 484 ff. Allenfalls 
die Reform des Amtes des Lord Chancellors könnte 
– wie unten dargestellt – in Interaktion mit dem Hu-
man Rights Act 1999 einen geringfügigen Einfluss 
auf die gerichtliche Normenkontrolle haben.
46 ❙  Allerdings gestattete Großbritannien 1966 seinen 

Bürgern, sich (im Rahmen eines langwierigen Ver-
fahrens) direkt an den Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte in Straßburg zu wenden – der aller-
dings nicht in der Lage war, britisches Recht für nich-
tig zu erklären.

vom Parlament beschlossene Rechtsakte hin-
sichtlich ihrer Konformität mit der Kon-
vention überprüfen können ❙47 – im Falle ei-
ner festgestellten Inkompatibilität aber nicht 
für nichtig erklären können. Die Gerichte (in 
England und Wales) ❙48 können nur eine In-
kompatibilitätserklärung abgeben, nach der 
das Parlament im Rahmen eines Schnellver-
fahrens den beanstandeten Rechtsakt ändern 
oder aufheben kann – aber nicht muss. Die 
Parlamentssouveränität wird also grundsätz-
lich nicht eingeschränkt, da das Parlament 
weder aufgrund des Urteils eines britischen 
Gerichts noch aufgrund eines Urteils des Eu-
ropäischen Gerichtshofs für Menschenrech-
te verpflichtet ist, tätig zu werden  ❙49 – auch 
wenn dies in der Vergangenheit immer der 
Fall war. ❙50 Mit Blick auf das einer Inkompa-
tibilitätserklärung folgende Schnellverfahren 
und die (dabei) zunehmende Bedeutung der 
britischen Gerichte für politische Entschei-
dungen ❙51 kann allerdings nicht mehr davon 
ausgegangen werden, dass es in Großbritan-
nien überhaupt keine Normenkontrolle gibt, 
und muss der Stärke der gerichtlichen Nor-
menkontrolle der Wert 1,5 zugewiesen wer-
den, der etwas über dem von Lijphart berech-
neten Wert liegt. 

Die zehnte Variable ist die Zentralbank 
und nimmt idealtypisch in der Mehrheitsde-
mokratie die Ausprägung einer schwachen 
sowie abhängigen Zentralbank und in der 
Konsensusdemokratie die Ausprägung einer 

47 ❙  Zudem müssen die zuständigen Minister, wenn 
ein Gesetzentwurf eingebracht wird, versichern, dass 
dieser mit der Konvention im Einklang steht – wo-
durch der Regierung natürlich eine gewisse Einschät-
zungsprärogative zukommt. 
48 ❙  In Schottland und Nordirland wurde die Konven-

tion durch die Devolution-Politik in schottisches und 
nordirisches Recht überführt, wodurch das schotti-
sche Parlament und die nordirische Versammlung 
verpflichtet wurden, darauf zu achten, dass von ihnen 
erlassene Rechtsakte mit der Konvention in Einklang 
stehen, und schottische und nordirische Gerichte an-
gehalten wurden, diese Rechtsakte im Falle einer In-
kompatibilität für nichtig zu erklären; vgl. V. Bogda-
nor (Anm. 29), S. 89. Allerdings kann diese Form der 
gerichtlichen Normenkontrolle als Nebenprodukt 
der Devolution-Politik begriffen werden. 
49 ❙  Vgl. M. Flinders (Anm. 4), S. 83. 
50 ❙  Vgl. V. Bogdanor (Anm. 29), S. 88. 
51 ❙  Vgl. R. Masterman (Anm. 45), S. 480 f. Diese mag 

dadurch forciert werden, dass der Lord Chancellor 
seit dem Constitutional Reform Act 2005 nicht mehr 
als Oberhaupt der Justiz fungiert; vgl. M. Flinders 
(Anm. 4), S. 83.
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starken sowie unabhängigen Zentralbank 
an. ❙52 Lijp hart misst den Grad der Unabhän-
gigkeit der Zentralbank mit Hilfe eines In-
dex, der insgesamt drei Indizes kombiniert 
(in denen hohe Werte für eine starke sowie 
unabhängige Zentralbank stehen): zwei un-
terschiedliche Indizes von Alex Cukierman, 
Steven B. Webb und Bilin Neyapti ❙53 sowie 
einen Index von Vittorio Grilli, Donato Ma-
sciandoro und Guido Tabellini. ❙54 Der von 
Lijphart angegebene Grad der Unabhängig-
keit der Bank of England beläuft sich zwi-
schen 1950 und 1990 auf 0.31 – dem Mittel 
aus einem der beiden Cukierman-Webb-
Neyapti Indizes (0.30) und dem Grilli-Ma-
sciandoro-Tabellini Index (0.32). Damit lag 
Großbritannien in diesem Zeitraum auf 
dem 27. Platz (in absteigender Reihenfolge) 
in Lijpharts Ländervergleich.  ❙55 Der Grad 
der Unabhängigkeit der Bank of England 
ist durch eine unmittelbar nach dem Re-
gierungswechsel 1997 eingeleitete Zentral-
bank-Reform der Labour-Regierung erhöht 
worden. ❙56 Auf der Grundlage des (für den 
Zeitraum nach der Reform einzigen verfüg-
baren) Grilli-Masciandoro-Tabellini Index 
lag der Grad der Unabhängigkeit der Bank 
of England mit 0,69 nach der Reform deut-
lich über dem von Lijphart berechneten Wert 
von 0,32. ❙57 

Im Ergebnis sind drei Punkte festzuhalten.

• Erstens hat das (real existierende) West-
minster-Modell zwischen 1945 und 1996 
nur annähernd der (idealtypischen) Mehr-
heitsdemokratie entsprochen – und sollte 
daher nicht mit dieser gleichgesetzt wer-
den. Eine Gesamtbetrachtung von Lij-
pharts Untersuchung zeigt zudem, dass es 
sich von den 36 analysierten Ländern we-

52 ❙  Vgl. A. Lijphart (Anm. 3), S. 232. 
53 ❙  Vgl. Alex Cukierman/Steven B. Webb/Bilin Ne-

yap ti, Measuring the Independence of Central Banks 
and Its Effect on Policy Outcomes, San Francisco 
1994.
54 ❙  Vgl. Vittorio Grilli/Donato Masciandoro/Guido 

Tabellini, Political and Monetary Institutions and 
Public Financial Policies in the Industrialized Coun-
tries, in: Economic Policy: A European Forum, 6 
(1991) 2, S. 342–392. 
55 ❙  Vgl. A. Lijphart (Anm. 3), S. 237. 
56 ❙  Vgl. ebd., S. 21. 
57 ❙  Vgl. Marco Arnone/Bernard J. Laurens/Jean-

François Segalotto/Martin Sommer, Central Bank 
Autonomy: Lessons from Global Trends, IMF Wor-
king Paper, WP/07/88, 2007, S. 1–53.

der in der Exekutive-Parteien-Dimension 
noch in der Föderalismus-Unitarismus-
Dimension am stärksten mit dem Ideal-
typ der Mehrheitsdemokratie gedeckt hat. 
Selbst bei einer Betrachtung beider Di-
mensionen fungierte Neuseeland letztlich 
als „reineres“ Exemplar der Mehrheits-
demokratie. ❙58 

• Zweitens haben die nach 1997 erfolgten 
Verfassungsreformen der regierenden La-
bour-Partei dazu geführt, dass sich das 
Westminster-Modell in der Föderalismus-
Unitarismus-Dimension in einigen Vari-
ablen in Richtung  Konsensusdemokratie 
bewegt hat ❙59 – ohne den Charakter der 
Mehrheitsdemokratie zu verlieren. Schließ-
lich entspricht das Westminster-Modell in 
allen Variablen der Föderalismus-Unitaris-
mus-Dimension – mit Ausnahme der Unab-
hängigkeit der Zentralbank – noch immer 
mehr der Mehrheits- als der Konsensus-
demokratie. 

• Drittens hat die Unterhauswahl 2010 
und die anschließende Bildung der Koa-
litionsregierung dazu geführt, dass sich 
das Westminster-Modell in der Exekuti-
ve-Parteien-Dimension in einigen Varia-
blen in Richtung Konsensusdemokratie 
bewegt hat – ebenfalls ohne den Charak-
ter der Mehrheitsdemokratie zu verlieren. 
Schließlich entspricht das Westminster-
Modell in allen Variablen der Exekutive-
Parteien-Dimension noch immer mehr der 
Mehrheits- als der Konsensusdemokratie 
(im Bereich des Wahlsystems sogar noch 
deutlicher als in dem von Lijphart unter-
suchten Zeitraum). 

Zudem könnten die in Aussicht gestell-
ten Reformen der neuen Koalitionsregierung 
dazu führen, dass sich das Westminster-Mo-
dell in beiden Dimensionen weiter verän-
dert. In der Föderalismus-Unitarismus-Di-
mension könnte sich der Kameralismusgrad 
verändern. Schließlich haben sich die Regie-
rungspartner in den Koalitionsvereinbarun-
gen darauf geeinigt, ein Komitee zur Vorbe-
reitung von Vorschlägen für eine ganz oder 
überwiegend (nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl) gewählte zweite Kammer – 
mit vermutlich einmaligen langen Amtszei-
ten und einem grandfathering system für die 

58 ❙  Vgl. A. Lijphart (Anm. 3), S. 247 f. 
59 ❙  Vgl. M. Flinders (Anm. 4), S. 63, 67.
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gegenwärtigen Peers – einzusetzen. ❙60 Eine 
derartige zweite Kammer würde sich in der 
Zusammensetzung wahrscheinlich deutlicher 
von der ersten Kammer unterscheiden (d. h. 
inkongruenter – und zugleich nicht mehr ein 
„Relikt einer vordemokratischen Ära“ – sein) 
sowie möglicherweise aufgrund ihrer stärke-
ren Legitimation auch mehr Kompetenzen 
einfordern (und im Falle einer entsprechenden 
Kompetenzübertragung symmetrischer sein). 

In der Exekutive-Parteien-Dimension könn-
te sich der Grad der Disproportionalität des 
Wahlsystems verändern. Schließlich hat sich 
die Koalitionsregierung auch darauf geei-
nigt, ein Referendum über die Einführung 
des Alternative Vote Systems (AV Systems) ❙61 
durchzuführen. ❙62 Das AV System hätte im 
Vergleich zum bestehenden FPTP System di-
verse Vorteile. ❙63 So würde es die Liberalde-
mokraten nicht so stark benachteiligen – aber 
nicht die Stimmen-Mandats-Proportionalität 
erhöhen. Es könnte sogar zu einer noch grö-
ßeren Disproportionalität führen, wie die In-
dependent Commission on the Voting Sys-
tem 1998 anhand von Simulationsrechnungen 
belegt hat. ❙64 Das bedeutet jedoch nicht zwin-

60 ❙  Vgl. HM Government, The Coalition: Our Pro-
gramme for Government, May 2010, online: www.
hmg.gov.uk/programmeforgovernment (26. 11. 2010).
61 ❙  Unter dem (reinen) AV System würden alle Mit-

glieder des House of Commons weiterhin in Einer-
wahlkreisen gewählt werden. Dabei könnten die 
Wähler aber – im Gegensatz zum FPTP System – Prä-
ferenzstimmen vergeben und infolgedessen ein Ran-
king der Wahlkreiskandidaten vornehmen. Wenn ein 
Kandidat keine absolute Mehrheit der Erstpräferen-
zen erreicht, werden die Zweitpräferenzen des Kan-
didaten, der bei den Erstpräferenzen am schlech-
testen abgeschnitten hat, auf die anderen Bewerber 
verteilt. Dieses Verfahren wird so lange wiederholt, 
bis ein Kandidat über eine absolute Mehrheit der 
Wählerstimmen verfügt.
62 ❙  Vgl. HM Government (Anm. 50). Das FPTP Sys-

tem ist in Großbritannien bislang nicht reformiert 
worden – trotz der Einführung von Verhältniswahl-
systemen für die Europa-, Regional- sowie Kommu-
nalwahlen (vgl. V. Bogdanor [Anm. 29], S. 85 f.) und 
anfänglicher Reformbestrebungen der Labour-Re-
gierung nach dem Regierungswechsel 1997.
63 ❙  Dazu zählen die Erweiterung der (Aus-)Wahl-

möglichkeiten der Wähler, die Verhinderung takti-
schen Wählens und die Garantie, dass sich jeder Ab-
geordnete auf eine absolute Mehrheit der Wähler 
seines Wahlkreises stützen kann.
64 ❙  Vgl. The Report of the Independent Commission 

on the Voting System 1998, online: www.archive.of-
ficial-documents.co.uk/document/cm40/4090/con-
tents.htm (17. 5. 2010). 

gend, dass es Einpartei-Mehrheitsregierun-
gen hervorbringen würde. Das AV System ist 
zwar ein Mehrheitswahlsystem, kann aber 
durchaus auch – wie zuletzt das FPTP Sys-
tem – ein hung parliament, also ein Parla-
ment ohne absolute Mehrheit einer Partei, er-
zeugen. Dies ist angesichts der zunehmenden 
Schwäche der großen Parteien in Großbritan-
nien nicht unwahrscheinlich. Entscheidend 
ist jedoch, dass mit dem AV System die Chan-
ce auf eine Einpartei-Mehrheitsregierung ge-
wahrt wäre, während ein Verhältniswahlsys-
tem – wie etwa das Single Transferable Vote 
System (STV System) oder die personalisier-
te Verhältniswahl (mit Sperrklausel) – den 
Zwang zur Bildung einer Koalitionsregie-
rung (oder einer Minderheitsregierung) ze-
mentieren würde. 

Analyse auf der Grundlage  
der Vetospielertheorie

Die Analyse des Wandels des Westminster-
Modells auf der Grundlage von Lijpharts De-
mokratiemodellen ist aufschlussreich, aber 
nicht ausreichend. Schließlich wird dabei das 
Herzstück der Mehrheitsdemokratie – die 
Steuerungsfähigkeit des politischen Systems – 
nicht präzise erfasst beziehungsweise der 
Mehrheitscharakter des Westminster-Modells 
verzerrt: nämlich vor der Unterhauswahl 2010 
unter- und danach überbewertet.

Lijpharts Vorgehen lässt sich in vielerlei 
Hinsicht kritisieren. ❙65 Einer der problema-
tischsten Aspekte an den verwendeten Vari-
ablen ist, dass sie als gleichwertig eingestuft 
werden – aber gerade mit Blick auf den Kern-
charakter des Westminster-Modells nicht 
gleichwertig sind. Die wichtigste Variable in 
der Exekutive-Parteien-Dimension ist defini-
tiv die Regierung – deren Ausprägung stark 
vom Parteiensystem abhängt, dessen Aus-
prägung wiederum stark vom Wahlsystem 
abhängt. Während das Wahl- und das Par-
teiensystem als Voraussetzungen für den Re-
gierungstyp begriffen werden können, lässt 
sich die Kabinettsdauer als Folge des Regie-
rungstyps begreifen. Die Interessengruppen 
haben indessen – wie Lijp hart selbst anmerkt – 
überhaupt keine klare kausale Verbindung zu 
den anderen Variablen ❙66 und sind im Ver-

65 ❙  Vgl. M. Flinders (Anm. 4), S. 89. 
66 ❙  Vgl. A. Lijphart (Anm. 3), S. 181. 

http://www.hmg.gov.uk/programmeforgovernment
http://www.hmg.gov.uk/programmeforgovernment
http://www.archive.official-documents.co.uk/document/cm40/4090/contents.htm
http://www.archive.official-documents.co.uk/document/cm40/4090/contents.htm
http://www.archive.official-documents.co.uk/document/cm40/4090/contents.htm
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gleich zu diesen von untergeordneter Bedeu-
tung. Die wichtigsten Variablen in der Föde-
ralismus-Unitarismus-Dimension (mit Blick 
auf die nationale Ebene) sind der Kameralis-
mus und die gerichtliche Nor men kon trol le. 
Beide haben einen massiven Einfluss auf die 
Regierbarkeit auf nationaler Ebene. Alle an-
deren Variablen sind in dieser Hinsicht von 
untergeordneter Bedeutung – vor allem die 
Zentralbank, die nicht einmal eine politische 
Variable im engeren Sinne darstellt. 

Ein weiterer, in diesem Zusammenhang 
zentraler, problematischer Aspekt an Lijp-
harts Variablen und deren Messung ist, dass 
nicht immer das Herzstück der Mehrheitsde-
mokratie angemessen erfasst wird: Eine mi-
nimal winning-Koalitionsregierung wird als 
Mehrheitstyp eingestuft, obwohl sie stark 
vom Kerncharakter der Mehrheitsdemokra-
tie abweicht, da politische Entscheidungen 
stets eines Kompromisses zwischen mindes-
tens zwei Parteien bedürfen; ein Parlament 
mit einem inkongruenten und asymmetri-
schen Kammersystem wird als mittelstarker 
Bikameralismus eingestuft, obwohl es eben-
falls stark vom Kerncharakter der Mehr-
heitsdemokratie abweicht, da eine asym-
metrische zweite Kammer nicht (oder nur 
eingeschränkt) in der Lage ist, politische 
(Veto-)Macht auszuüben (und es ohne diese 
letztlich keine Rolle spielt, ob sie kongruent 
oder inkongruent ist).

Die von George Tsebelis begründete Veto-
spielertheorie erfasst indessen das Herzstück 
der Mehrheitsdemokratie. Auf der Grundla-
ge des Vetospieleransatzes lässt sich der Wan-
del des Westminster-Modells besser beschrei-
ben und die Untersuchung auf der Grundlage 
von Lijpharts Demokratiemodellen wesent-
lich ergänzen. Der Vetospieleransatz ist pri-
mär ein Modell, um das Potenzial für einen 
Politikwechsel – die Steuerungsfähigkeit – zu 
beschreiben. Dieses Potenzial wird durch Ve-
tospieler abgebildet: individuelle oder kol-
lektive Akteure, die politischen Reformen 
zustimmen müssen, damit diese in Kraft tre-
ten können. Folglich konzentriert sich Tse-
belis allein auf die Akteure, die eine verfas-
sungsrechtlich garantierte, reale Vetomacht 
ausüben (können). Tsebelis unterscheidet 
insbesondere zwischen institutionellen und 
parteipolitischen Vetospielern. Erstere sind 
formal in der Verfassung verankert, Letzte-
re können sich innerhalb der institutionel-

len Vetospieler bilden und an deren Stelle tre-
ten sowie unter Umständen – wenn etwa ein 
weiterer institutioneller Vetospieler von dem 
gleichen parteipolitischen Vetospieler kon-
trolliert wird – „absorbiert“ werden. Tsebelis 
argumentiert, dass die Steuerungsfähigkeit 
von der Anzahl der Vetospieler, der ideolo-
gischen Distanz zwischen den Vetospielern 
sowie auch von der Kohäsion innerhalb der 
(kollektiven) Vetospieler (und deren internen 
Entscheidungsregel) abhängt. Entscheidend 
ist, dass die Steuerungsfähigkeit laut Tsebe-
lis sinkt, wenn die Anzahl an Vetospielern 
steigt. ❙67

In Großbritannien zählt Tsebelis (vor der 
Bildung der Koalitionsregierung 2010) ein 
absolutes Minimum an Vetospielern: einen 
institutionellen Vetospieler – das House of 
Commons –, an dessen Stelle ein parteipoliti-
scher Vetospieler – die Einpartei-Mehrheits-
regierung – tritt. ❙68 Weder das House of Lords 
noch Gerichte werden von Tsebelis als Veto-
spieler gezählt. Das britische Parlament wird 
von Tsebelis als Einkammerparlament be-
trachtet, da das House of Lords kein absolutes 
Vetorecht hat. ❙69 Gerichte werden von Tsebe-
lis grundsätzlich nicht als Vetospieler gezählt 
bzw. in die Analyse einbezogen – obwohl er 
deutlich macht, dass Verfassungsgerichte mit 
der Kompetenz zur Normenkontrolle und 
Normvernichtung prinzipiell als Vetospieler 
betrachtet werden können. ❙70 Allerdings gibt 
es in Großbritannien kein (Verfassungs-)Ge-
richt, das in der Lage wäre, Normen zu kon-
trollieren und zu  vernichten. 

Vor dem Hintergrund des Vetospieleran-
satzes zeigt das Westminster-Modell sowohl 
zwischen 1945 und 1996 als auch zwischen 
1997 und 2010 weitaus deutlicher den Cha-
rakter einer Mehrheitsdemokratie als auf der 
Grundlage von Lijpharts Demokratiemodel-
len. Dabei wird deutlich, dass die Verfassungs-
reformen das Herzstück der Mehrheitsdemo-
kratie nicht berührt bzw. den Kerncharakter 

67 ❙  Vgl. Vgl. George Tsebelis, Veto Players: How Po-
litical Institutions Work, New York-Princeton 2002, 
S. 17 ff.; Gerd Strohmeier, Vetospieler – Garanten des 
Gemeinwohls und Ursachen des Reformstaus. Eine 
theoretische und empirische Analyse mit Fallstudien 
zu Deutschland und Großbritannien, Baden-Baden 
2005.
68 ❙  Vgl. G. Tsebelis (Anm. 67), S. 78. 
69 ❙  Vgl. ebd., S. 143. 
70 ❙  Vgl. ebd., S. 227 f. 
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des Westminster-Modells nicht verändert 
haben – ganz im Gegensatz zur Bildung der 
Koalitionsregierung nach der Unterhaus-
wahl 2010. Diese transformierte das politi-
sche System Großbritanniens von einem Sys-
tem mit einem parteipolitischen Vetospieler 
in ein System mit zwei parteipolitischen Ve-
tospielern und bewirkte dadurch einen deut-
lichen Wandel des Westminster-Modells. ❙71 
Entscheidend ist in diesem Zusammenhang, 
dass der Transformation von einem Ein-Ve-
tospieler-System zu einem Zwei-Vetospie-
ler-System eine weiter reichende Bedeutung 
zukommt als der Transformation eines Zwei-
Vetospieler-Systems in irgendein anderes 
Viel-Vetospieler-System. Schließlich garan-
tiert nur ein Ein-Vetospieler-System sowohl 
ein Höchstmaß an Regierbarkeit bzw. Steu-
erungsfähigkeit und Stabilität als auch ein 
Höchstmaß an Transparenz und politischer 
Verantwortlichkeit bzw. Zurechenbarkeit. 
Es sorgte in Großbritannien lange Zeit dafür, 
dass die Regierungspartei der alleinige „Trä-
ger“ der Parlamentssouveränität war und in 
der Folge – in Albert V. Diceys Worten – al-
lein das Recht hatte, „to make or unmake any 
law whatever“. ❙72

Vor dem Hintergrund des Vetospieleran-
satzes wird deutlich, dass sich der Kerncha-
rakter des Westminster-Modells durch die 
Bildung der Koalitionsregierung nach der 
Unterhauswahl 2010 weitaus stärker ver-
ändert hat als durch die nach 1997 erfolg-
ten Verfassungsänderungen der regierenden 
Labour-Partei – sicher auch weitaus stärker, 
als dies auf der Grundlage von Lijpharts De-
mokratiemodellen deutlich wird. Es handelt 
sich letztlich um einen fundamentalen Wan-
del in der Natur des Westminster-Modells – 
der sich verstetigen könnte, wenn die nächste 
Unterhauswahl erneut zu einem hung parlia-
ment führt. ❙73

71 ❙  Auf der Grundlage des Vetospieleransatzes ähnelt 
das gegenwärtige Westminster-Modell letztlich dem 
deutschen politischen System bei einer Zweiparteien-
koalition, die eine Mehrheit im Bundesrat hat. 
72 ❙  Albert V. Dicey, Introduction to the Study of the 

Law of the Constitution, London 1897, S. 38.
73 ❙  Der Wandel könnte zudem forciert werden, wenn 

eine ganz oder teilweise direkt gewählte zweite Kam-
mer mit (annähernd) gleichwertigen Kompetenzen 
geschaffen würde – was zum gegenwärtigen Zeit-
punkt jedoch eher unwahrscheinlich erscheint.

Stefan Marschall

Wahlen, Wähler, 
Wahl-O-Mat
Seit der ersten Onlinestellung eines Wahl-

O-Mat anlässlich der Wahl zum Deutschen 
Bundestag im Jahr 2002 sind bei den sich an-
schließenden Bundes-
tagswahlen 2005 und 
2009, bei den Europa-
wahlen 2004 und 2009 
sowie bei zahlreichen 
Landtagswahlen ver-
schiedene Versionen 
dieser Inter net-Ap pli-
ka tion entwickelt und 
eingesetzt worden. 
Das Funktionsprin-
zip dieses Online-Tools ist vergleichsweise 
einfach: Der Wahl-O-Mat konfrontiert den 
User mit 30 bis 40 Thesen aus unterschiedli-
chen Politikfeldern, die im jeweiligen Wahl-
kampf eine Rolle spielen, etwa: „Es soll ein 
flächendeckender Mindestlohn eingeführt 
werden.“ Die Internetnutzer können sich 
zu diesen Aussagen positionieren, indem sie 
„stimme zu“, „stimme nicht zu“ oder „neu-
tral“ anklicken (respektive die These über-
springen). Bevor der Wahl-O-Mat online ge-
stellt wird, haben die Parteien ihre Positionen 
zu den Thesen festgelegt. Der Wahl-O-Mat 
kalkuliert, nachdem der jeweilige Nutzer 
über alle Thesen „abgestimmt“ hat, welche 
Partei dem User mit Blick auf die Thesen am 
nächsten steht und wie weit entfernt andere 
Parteien von dieser Position liegen. Vor der 
Ergebnisanzeige besteht die Möglichkeit, 
Thesen zu markieren, die dem Nutzer beson-
ders wichtig sind; diese werden bei der Be-
rechnung der Nähe zu den Parteien stärker 
gewichtet. Außerdem wählt der Nutzer Par-
teien aus, die bei der Kalkulation berücksich-
tigt werden sollen. Am Ende hat der User die 
Möglichkeit, sich die Ergebnisse thesen- und 
parteigenau anzuschauen sowie Begründun-
gen der Parteipositionen  einzusehen.

Der Wahl-O-Mat, der von der Bundeszen-
trale für politische Bildung (bpb) entwickelt 
und bereitgestellt wird, gehört zu den am 
stärksten nachgefragten Online-Angeboten 
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im Bereich der politischen Bildung. Schon bei 
seinem ersten Einsatz erreichte er eine gro-
ße Zahl potenzieller Wähler. Der vorläufige 
Höchstwert an Nutzungen war anlässlich der 
Bundestagswahl 2009 zu verzeichnen; unmit-
telbar vor jener Wahl wurde der Wahl-O-Mat 
rund 6,7 Millionen Mal gespielt (Tabelle). 

Seit 2002 sind das äußere Erscheinungsbild 
und das Rahmenangebot des Wahl-O-Mat 
modifiziert worden. Es wurden zusätzliche 
Auswertungs- und Informationsmöglichkei-
ten integriert sowie didaktische Materialien für 
den Schulunterricht entwickelt und eingestellt. 
Verändert hat sich auch die Auswahl der Par-
teien, die berücksichtigt werden. Bis in das Jahr 
2008 wurden nur die bereits im Parlament ver-
tretenen Parteien ins Tool aufgenommen sowie 
Parteien, denen aufgrund einschlägiger Umfra-
gen Chancen zugesprochen wurden, Mandate 
im jeweiligen Parlament zu erlangen – in der 
Regel also vier bis sechs Parteien. Anlässlich 
einer richterlichen Intervention entschied die 
bpb, im Weiteren alle zur jeweiligen Wahl mit 
einer Landesliste zugelassenen Parteien einzu-
laden, die Wahl-O-Mat-Thesen zu beantwor-
ten, sodass nun mitunter weit mehr als 20 Par-
teien teilnehmen können. Dies hatte wiederum 
technische Veränderungen des Tools zur Folge. 
In der neuen Variante nimmt der Nutzer vor 
Anzeige des Ergebnisses aus der Gesamtgrup-
pe der zugelassenen und am Wahl-O-Mat be-
teiligten Parteien eine Auswahl von acht Par-
teien vor, deren Positionen mit seinen eigenen 
abgeglichen werden sollen. Um trotz der Zu-
nahme der Parteienanzahl eine ausreichende 
Unterscheidbarkeit zu gewährleisten, wurde 
zudem die Anzahl der Thesen von vormals 30 
auf nun 38 erhöht. Schließlich wurde die Ge-
wichtungsoption gestärkt.

Nach mehr als 15 online gestellten Ver-
sionen scheint der Wahl-O-Mat zu ei-
nem obligatorischen Bestandteil der Vor-
wahlöffentlichkeit geworden zu sein. Die 
Wahl-O-Mat-Einsätze werden von einer in-
tensiven Medienberichterstattung begleitet. 
Auf das Tool wird von vielen anderen Web-
sites verlinkt, und die jeweilige Version des 
Wahl-O-Mat wird von prominenten Medi-
enpartnern gehostet. Der Begriff „Wahl-O-
Mat“ hat mittlerweile sogar einen Platz im 
Duden gefunden. 

Mit seiner Funktionslogik gehört der Wahl-
O-Mat zur Gruppe von Online-Tools, die in 

Tabelle: Wahl-O-Mat-Versionen und ihre Nutzungs-
häufigkeit

Jahr Wahl Anzahl der 
Nutzungen (Er-
gebnisanzeigen)

2002 Bundestagswahl 3,6 Millionen
2003 Landtagswahl Bayern 90 000
2004 Europawahl 870 900
2004 Landtagswahl Saarland 36 000
2004 Landtagswahl Sachsen 66 000
2005 Landtagswahl Schleswig-Holstein 71 000
2005 Landtagswahl Nordrhein-Westfalen 313 000
2005 Bundestagswahl 5,1 Millionen
2006 Landtagswahl Baden-Württemberg 140 000
2006 Landtagswahl Rheinland-Pfalz 74 000
2006 Landtagswahl Sachsen-Anhalt 46 000
2006 Landtagswahl Berlin 141 000
2008 Landtagswahl Niedersachsen 200 000
2008 Landtagswahl Hamburg 94 000
2009 Europawahl 1,5 Millionen
2009 Bundestagswahl 6,7 Millionen
2010 Landtagswahl Nordrhein-Westfalen 650 000

Quelle: Bundeszentrale für politische Bildung, Wahl-O-
Mat Archiv, online: www.bpb.de/methodik/ZOAUGM, 0,0, 
 WahlOMat_Archiv.html (20. 11. 2010).

der wissenschaftlichen Debatte als Voting 
Advice Application (VAA) bezeichnet wer-
den. ❙1 Neben dem deutschen Wahl-O-Mat 
hat sich in den vergangenen Jahren eine Viel-
zahl baugleicher oder zumindest ähnlicher 
Tools in anderen Ländern etabliert. Zu den 
– gemessen an ihrer Nachfrage – besonders 
erfolgreichen VAAs gehören „StemWijzer“ 
und „Kieskompas“ (Niederlande), „Wahlka-
bine“ (Österreich), „smartvote“ (Schweiz), 
der „Vote Match UK“ (Großbritannien) und 
„Yleisradiossa“ (Finnland). Auch für die 
Wahlen zum Europäischen Parlament sind 
bereits Voting Advice Applications zum Ein-
satz gekommen („VoteMatch EU“, „EU Pro-
filer“). Den VAAs ist gemeinsam, dass sie 
ihre Nutzerinnen und Nutzer auffordern, zu 
ausgewählten politischen Fragen Stellung zu 
beziehen. Auf der Grundlage eines Abgleichs 
mit Parteipositionen kalkulieren VAAs die 
Nähe zu den jeweiligen Parteien. Unterschie-
de bestehen freilich im Detail, etwa wie die 
Thesen entwickelt werden, von welcher Art 
von Organisation das Tool betrieben wird 

1 ❙  Vgl. Lorella Cedroni/Diego Garzia (eds.), Voting 
Advice Applications in Europe: The State of the Art, 
Napoli 2010.

http://www.bpb.de/methodik/ZOAUGM,0,0,WahlOMat_Archiv.html
http://www.bpb.de/methodik/ZOAUGM,0,0,WahlOMat_Archiv.html
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oder in welcher Form das Ergebnis berechnet 
und angezeigt wird. 

Vieles spricht dafür, dass die Ausbreitung 
von VAAs anhält und dass sie in Zukunft eine 
noch wichtigere Rolle spielen werden. Der 
Wahl-O-Mat und seine Verwandten werden 
davon profitieren, dass sich die Bedeutung 
der Online-Kommunikation in den kom-
menden Wahlkämpfen festigen und ausbauen 
wird. Bereits jetzt hat sich das Internet zu ei-
ner Plattform entwickelt, auf der ein großer 
Anteil der Wahlkampfkommunika tion statt-
findet und die für die Wähler zu einem im-
mer wichtigeren Ort der Meinungsbildung 
vor dem Wahltag geworden ist. Das wird sich 
auch positiv auf das Angebot und die Nach-
frage parteiunabhängiger Internet-Applikati-
onen auswirken. Aber auch andere Entwick-
lungen sprechen für den weiteren Erfolg.

Wahl-O-Mat und sich wandelndes 
Wahlverhalten

Dem Wahl-O-Mat und den baugleichen Tools 
kommen Trends im Wahlverhalten entge-
gen, die in den vergangenen Jahren, mitunter 
Jahrzehnten zu beobachten sind. Insbeson-
dere zur Frage, welche Faktoren wie auf die 
Wahlentscheidung wirken, liegen aufschluss-
reiche Befunde der Wahl- und Einstellungs-
forschung vor, welche die künftige Rolle der 
VAAs in einem für diese günstigen Licht er-
scheinen lassen.

Im klassischen Ann-Arbor- oder Michi-
gan-Modell, dem „wichtigste(n) Paradigma 
der empirischen Wahlforschung“, ❙2 werden 
drei Faktoren identifiziert, die auf die Wahl-
entscheidung einwirken:  ❙3 erstens die Partei-
identifikation, also die langfristig stabile und 
affektive Bindung an eine Partei. Die Partei-
identifikation ist verbunden mit einer hohen 

2 ❙  Oscar W. Gabriel/Silke I. Keil/S. Isabell Thaidigs-
mann, Kandidatenorientierungen und Wahlentscheid 
bei der Bundestagswahl 2005, in: Oscar W. Gabriel/
Bernhard Wessels/Jürgen W. Falter (Hrsg.), Wahlen 
und Wähler. Analysen aus Anlass der Bundestags-
wahl 2005, Wiesbaden 2009, S. 269.
3 ❙  Vgl. Angus Campbell/Philip E. Converse/War-

ren E. Miller/Donald E. Stokes, The American Vo-
ter, New York 1960; Harald Schoen/Cornelia Weins, 
Der sozialpsychologische Ansatz zur Erklärung von 
Wahlverhalten, in: Jürgen W. Falter/Harald Schoen 
(Hrsg.), Handbuch Wahlforschung, Wiesbaden 2005.

Bereitschaft, zur Wahl zu gehen; sie entsteht 
im Rahmen von Sozialisationsprozessen und/
oder durch die Zugehörigkeit zu einer be-
stimmten gesellschaftlichen Gruppe. Zwei-
tens wäre die Kandidatenorientierung zu 
nennen, also die Einschätzung der zur Wahl 
stehenden Personen und ihrer Kompetenzen. 
Zum Kandidatenimage gehören sowohl Per-
sönlichkeitseigenschaften (Ausstrahlung und 
Attraktivität) als auch politisch relevante Fa-
cetten, insbesondere die unterstellte Problem-
lösungskompetenz sowie das Gesamturteil 
über die Kandidaten. ❙4 Der Kandidatenori-
entierung wird aufgrund der Personalisie-
rungstendenzen in „Mediendemokratien“ 
eine zunehmende Bedeutung attestiert. Drit-
ter Faktor ist die Sachfrage orientierung, also 
die Ausrichtung der Wahlentscheidung an 
politischen Themen (issues) und den entspre-
chenden Angeboten der Parteien. Wichtig 
ist bei der Sachfrage orientierung das Kon-
zept der issue salience:  ❙5 Nicht alle Themen 
sind für die Bürgerinnen und Bürger von 
gleichem Interesse; vielmehr werden seitens 
der Wählerschaft individuell verschieden be-
stimmten Sachfragen eine besondere Bedeu-
tung (salience/Salienz) zugeschrieben. Die 
Parteiidentifikation hat Auswirkungen auf 
die Effektivität der anderen beiden kurzfris-
tig wirkenden Faktoren. So werden beispiels-
weise Personen mit einer klaren Parteipräfe-
renz die Kandidaten „ihrer“ Partei positiver 
wahrnehmen als die Kandidaten der anderen 
Parteien. ❙6 Ohnehin gilt die Parteiidentifika-
tion als der Faktor, der (immer noch) am bes-
ten in der Lage ist zu erklären, wer welche 
Partei wählt. ❙7 

In den westlichen Demokratien ist in den 
vergangenen Jahrzehnten parallel zu einem 
Rückgang der Mitgliedschaften in den Par-
teien eine Abnahme der Parteiidentifikation 

4 ❙  Vgl. Oscar W. Gabriel/Katja Neller, Kandidaten-
orientierungen und Wahlverhalten bei den Bundes-
tagswahlen 1994–2002, in: Jürgen W. Falter/Oscar W. 
Gabriel/Bernhard Weßels (Hrsg.), Wahlen und Wäh-
ler. Analysen aus Anlass der Bundestagswahl 2002, 
Wiesbaden 2005, S. 222.
5 ❙  Vgl. Patrick Fournier/André Blais/Richard Na-

deau/Elisabeth Gidengil/Neil Nevitte, Issue Impor-
tance and Performance Voting, in: Political Behavior, 
25 (2003) 1, S. 51–67.
6 ❙  Vgl. Frank Brettschneider, Spitzenkandidaten und 

Wahlerfolg. Personalisierung – Kompetenz – Partei-
en. Ein internationaler Vergleich, Wiesbaden 2002, 
S. 102–107.
7 ❙  Vgl. H. Schoen/C. Weins (Anm. 3), S. 217.
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diagnostiziert worden. ❙8 Auch in Deutsch-
land ist der Anteil derjenigen Bürger, die 
eine langfristig stabile Bindung zu einer 
Partei aufgebaut haben, im Sinken begrif-
fen, wenngleich eine Mehrheit der Wähler 
noch eine zumindest schwache Parteiiden-
tifikation aufweist.  ❙9 Zur Erklärung der ab-
nehmenden Parteibindung wird auf die Auf-
lösung der traditionellen gesellschaftlichen 
parteigebundenen Milieus sowie auf die Bil-
dungsexpansion verwiesen. Eine rückläu-
fige Parteiidentifikation hat einen Anstieg 
der „Volatilität“ zur Folge, also des Trends, 
von Wahl zu Wahl für unterschiedliche Par-
teien zu stimmen. In der Tat ist die Anzahl 
der Wechselwähler gestiegen. ❙10 Auch hat die 
Zahl derjenigen zugenommen, die kurz vor 
einer Wahl noch nicht zu einer abschließen-
den Entscheidung gelangt sind. Bei der Bun-
destagswahl 2009 waren noch eine Woche 
vor der Wahl 15 Prozent (2005: 11 Prozent) 
unsicher, was ihre Wahlentscheidung betraf, 
und 26 Prozent (2005: 21 Prozent) gaben an, 
dass sie nicht zur Wahl gehen würden oder 
noch nicht wüssten, ob und wen sie wählen 
werden. ❙11

Abnehmende Parteiidentifikation geht ein-
her mit sinkender Wahlbeteiligung. Zwar 
bewegt sich letztere – zumindest bei Bun-
destagswahlen – noch immer auf einem im 
europäischen Vergleich betrachtet hohen Ni-
veau. Nichtsdestoweniger lässt sich bei Bun-
destagswahlen insgesamt, aber noch deut-
licher bei Landtagswahlen seit den 1980er 
Jahren ein Rückgang der Wahlbeteiligung 
beobachten. ❙12 Nimmt die Parteiidentifikati-
on ab, werden dem erwähnten Modell zufol-

8 ❙  Vgl. Russell J. Dalton/Martin P. Wattenberg 
(Hrsg.), Parties Without Partisans: Political Chance 
in Advanced Industrial Democracies, Oxford 2000.
9 ❙  Bernhard Wessels, Re-Mobilisierung, „Floating“ 

oder Abwanderung? Wechselwähler 2002 und 2005 
im Vergleich, in: Frank Brettschneider/Oskar Nie-
dermayer/Bernhard Wessels (Hrsg.), Die Bundes-
tagswahl 2005: Analysen des Wahlkampfes und der 
Wahlergebnisse, Wiesbaden 2009.
10 ❙  Vgl. Harald Schoen, Wechselwähler in den USA, 

Großbritannien und der Bundesrepublik Deutsch-
land: Politisch versiert oder ignorant?, in: Zeitschrift 
für Parlamentsfragen, 35 (2004) 1, S. 99–112.
11 ❙  Vgl. Forschungsgruppe Wahlen, Politbarometer 

September III 2009, online: www.forschungsgrup-
pe.de/Umfragen_und_Publikationen/Politbaro-
meter/Archiv/Politbarometer_2009/September_III 
(20. 11. 2010).
12 ❙  Vgl. www.bundeswahlleiter.de (20. 11. 2010).

ge die Faktoren Kandidaten- und Sachorien-
tierung für die Wahlentscheidung relevanter. 
Hierbei handelt es sich um Orientierungs-
punkte, die kurzfristig – auch auf die Be-
reitschaft zur Wahlbeteiligung – wirken 
 können. 

Wie lassen sich nun VAAs wie der Wahl-
O-Mat in diese Entwicklungen einsortieren? 
Der Wahl-O-Mat ist wie seine Schwester-
Tools eine Applikation, welche ausschließlich 
politische Positionen beziehungsweise Sach-
fragen, also issues, in den Vordergrund stellt: 
Knapp 40 Thesen zu politischen Fragen, die 
im Wahlkampf eine Rolle spielen, werden 
präsentiert. Zudem können die Nutzer ihre 
issue-Salienz zum Ausdruck bringen, indem 
sie vor der Berechnung des Ergebnisses die 
Thesen markieren, die ihnen persönlich be-
sonders wichtig sind. Der Wahl-O-Mat blen-
det die Kandidatenfrage vollständig aus; es 
finden sich keine Hinweise auf die zur Wahl 
antretenden Personen; die Thesen sprechen 
ausschließlich Sach- und keine Personal-
fragen an. 

Der Wahl-O-Mat senkt für eine issue-ori-
entierte Wahlentscheidung die „Kosten“, sich 
sachorientiert mit Parteiprogrammen ausei-
nanderzusetzen und diese mit den eigenen 
Positionen abzugleichen: Zunächst erleich-
tert er die Informationsrecherche und berei-
tet Fragestellungen, die in Parteiprogram-
men oder in der politischen Diskussion zu 
finden sind, in einer – so der Anspruch der 
Thesenentwicklung – verständlichen Art 
auf. Der Wahl-O-Mat nimmt schließlich auf 
der Grundlage der Antworten zu einer Rei-
he von issues einen komfortablen, einfachen 
und daher für den User leicht nachvollzieh-
baren Vergleich zwischen den eigenen Po-
sitionen und den Programmen der Parteien 
vor. Senkt der Wahl-O-Mat die Informati-
onskosten und gibt er Orientierung für die 
Wahlentscheidung, müsste er auch einen Ef-
fekt auf die Wahlbeteiligung haben. ❙13 Die 
Bereitschaft, zur Wahl zu gehen, sollte folg-

13 ❙  Beispielsweise, wenn er auf die Unterschiede zwi-
schen Parteien aufmerksam macht: Diese Unterschie-
de zu erkennen steigert die Bereitschaft, zur Wahl zu 
gehen; vgl. Thorsten Faas, Das fast vergessene Phä-
nomen. Hintergründe der Wahlbeteiligung bei der 
Bundestagswahl 2009, in: Karl-Rudolf Korte (Hrsg.), 
Die Bundestagswahl 2009. Analysen der Wahl-, Par-
teien-, Kommunikations- und Regierungsforschung, 
Wiesbaden 2010.

http://www.forschungsgruppe.de/Umfragen_und_Publikationen/Politbarometer/Archiv/Politbarometer_2009/September_III
http://www.forschungsgruppe.de/Umfragen_und_Publikationen/Politbarometer/Archiv/Politbarometer_2009/September_III
http://www.forschungsgruppe.de/Umfragen_und_Publikationen/Politbarometer/Archiv/Politbarometer_2009/September_III
http://www.bundeswahlleiter.de
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lich durch die Wahl-O-Mat-Nutzung erhöht 
werden.

Wähler und der Wahl-O-Mat 

Wie wirkt der Wahl-O-Mat auf seine User 
angesichts seiner Eigenschaft, ein issue-fo-
kussiertes Tool zu sein? Um diese Frage zu 
beantworten, kann auf Untersuchungen der 
Wahl-O-Mat-Nutzer zurückgegriffen wer-
den, die seit 2003 immer wieder durchgeführt 
worden sind. ❙14 Unmittelbar nach dem Spiel 
wird bei den Wahl-O-Mat-Einsätzen eine zu-
fällig ausgewählte Gruppe von Nutzern gebe-
ten, online an einer Befragung teilzunehmen. 
Diese umfasst Fragen zu den demografischen 
Eigenschaften der Nutzer, zu ihrer Motivati-
on, den Wahl-O-Mat zu spielen, zu ihrem po-
litischen Interesse und Engagement sowie zu 
den (voraussichtlichen) Effekten, welche die 
Nutzung des Tools mit sich bringt. 

In der folgenden Analyse wird auf die Be-
fragung zum Bundestags-Wahl-O-Mat 2009 
Bezug genommen, bei der 45 613 Personen 
den Fragebogen vollständig ausgefüllt haben. 
Die Befragten sind nicht repräsentativ für die 
Gesamtbevölkerung, auch nicht für die On-
line-Gemeinde. Die Befunde erlauben aber 
Aussagen über diejenigen, die den Wahl-O-
Mat benutzen, sowie über die (vermutlichen) 
Wirkungen des Tools auf seine Spieler. 

Dass die oben dargestellte issue-orientier-
te Funktionslogik des Wahl-O-Mat greift, 
dafür gibt es in den Befragungsergebnissen 
eine Reihe von Hinweisen. An zwei Befun-
den wird deutlich, dass der Wahl-O-Mat 
eine sachpolitische Ausrichtung der Wahl-
entscheidung unterfüttert: 64,4 Prozent der 
Befragten bejahen die Aussage, dass der 
Wahl-O-Mat ihnen dabei geholfen habe, die 
Unterschiede zwischen den Parteien klarer 
werden zu lassen – Unterschiede, die sich, 
da der Wahl-O-Mat nur issues behandelt, 
nur auf die sachpolitischen Differenzen zwi-
schen den Parteien beziehen können. Fast die 
Hälfte der Befragten (48,1 Prozent) bestä-
tigt, dass der Wahl-O-Mat sie auf bundespo-
litische Themen aufmerksam gemacht habe – 

14 ❙  Vgl. zur Methode und den Ergebnissen der Be-
fragungen die Seite der Wahl-O-Mat-Forschung an 
der Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf, online: 
www.uni-duesseldorf.de/wahl-o-mat.

somit auf issues, die den Wahl-O-Mat-Usern 
in ihrer Entscheidungsfindung zuvor nicht 
präsent waren. Diese Zahl liegt bei Europa- 
und Landtagswahlen noch deutlich höher: 
Dort sind es bis zu drei Viertel der Befrag-
ten, die bestätigen, dass der Wahl-O-Mat sie 
auf Themen der jeweiligen Landes- oder der 
Europapolitik aufmerksam gemacht hat.

Wie münden diese Erkenntnisse in das 
Wahlverhalten und in politische Beteili-
gung? Welche issue-bezogenen Effekte hat 
die Wahl-O-Mat-Nutzung? Zunächst lässt 
sich festhalten: Das Spielen des Tools zeitigt 
in der Tat Folgen auf das politische Verhalten 
und Handeln. Eine große Anzahl der Nut-
zer (70,5 Prozent) gibt an, dass sie über das 
Wahl-O-Mat-Ergebnis mit anderen sprechen 
werden. Ob die Befragten später tatsächlich 
über die issues und die Positionen der Par-
teien zu den sachpolitischen Thesen gespro-
chen haben, ist nicht ermittelt worden, kann 
allerdings aus guten Gründen vermutet wer-
den. 52,1 Prozent der Wahl-O-Mat-Nut-
zer sagen, dass sie sich im Anschluss an das 
Spielen des Wahl-O-Mat weiter politisch in-
formieren werden. Es ist davon auszugehen, 
dass es sich um eine issue-orientierte Infor-
mationssuche handelt. Entsprechend hohe 
Klickzahlen lassen sich auf den Informati-
onsbuttons verzeichnen, die in der Auswer-
tung hinter den einzelnen Thesen geschal-
tet sind und die Möglichkeit geben, sich zu 
Dossiers zu den jeweiligen Themen führen 
zu lassen. ❙15 

Trotz dieser sachpolitischen Orientierung 
und Aktivierung: In den Umfragen zeigen 
sich gleichwohl auch Grenzen der Mobili-
sierung durch den Wahl-O-Mat – zumindest 
auf den ersten Blick: So hat die Wahl-O-Mat-
Nutzung scheinbar nur geringe Auswir-
kungen auf die Wahlbeteiligung, denn le-
diglich 7,1 Prozent der Befragten gaben an, 
dass der Wahl-O-Mat sie motiviert habe, tat-
sächlich an der Bundestagswahl teilzuneh-
men, obwohl sie dies nicht vorgehabt hat-
ten. Und obgleich die Hälfte der Befragten 
äußert, dass der Wahl-O-Mat ihnen bei der 
Wahlentscheidung geholfen habe (46,1 Pro-

15 ❙  Bei dem Bundestags-Wahl-O-Mat sind diese Infor-
mationen über eine Million Mal aufgerufen worden; 
vgl. Fakten zum Wahl-O-Mat, online: www.bpb.de/
methodik/KZ6IKY,0,Fakten_zum_WahlOMat.html 
(20. 11. 2010).

http://www.uni-duesseldorf.de/wahl-o-mat
http://www.bpb.de/methodik/KZ6IKY,0,Fakten_zum_WahlOMat.html
http://www.bpb.de/methodik/KZ6IKY,0,Fakten_zum_WahlOMat.html
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Abbildung: Politisches Interesse und Engagement 
der Wahl-O-Mat-Nutzer
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Quelle: Wahl-O-Mat-Forschung, Heinrich-Heine-Univer-
sität Düsseldorf, online: www.uni-duesseldorf.de/wahl-o-
mat/(n = 45 613); fehlende Werte zu 100 Prozent: „weiß nicht“.

zent), sagt nur ein geringer Teil der Befrag-
ten (rund acht Prozent), dass sie ihre Wahl-
absicht aufgrund der Wahl-O-Mat-Nutzung 
„voraussichtlich“ ändern werden. Ob dies 
tatsächlich geschieht, kann wiederum nicht 
nachgehalten werden. Die Frageformulie-
rung legt nahe, dass der reale Anteil deutlich 
niedriger liegt. ❙16

Warum ist dieser spezielle, mobilisieren-
de Effekt des Wahl-O-Mat, obwohl dieser 
sachpolitische Orientierung gibt und ein 
entsprechendes  Aktivierungspotential hat, 
geringer, als man vermuten könnte? Dies 
hängt mit der typischen Nutzerschaft des 
Tools zusammen. Was die Nutzer zunächst 
generell auszeichnet, ist, dass sie durch-
schnittlich jünger sind als die Online-Ge-
meinde und damit deutlich jünger als die 
deutsche Bevölkerung. 38,4 Prozent geben 
an, unter 30 Jahre alt zu sein. Die Wahl-O-
Mat-Nutzer sind zudem formal hoch gebil-
det: Rund 45 Prozent der Befragten verfügen 
über einen Hochschulabschluss oder sind im 
Begriff, diesen zu erwerben; der Anteil der-
jenigen mit formal niedriger Bildung ist ge-
ring; weniger als ein Drittel gibt an, einen 
Hauptschulabschluss/Mittlere Reife zu be-
sitzen oder anzustreben. Was ihren Ausbil-
dungsstand betrifft, sind die Wahl-O-Mat-
Nutzer somit alles andere als repräsentativ 
für die Bevölkerung. 

In einer weiteren Hinsicht sind die Nut-
zer des Tools untypisch: Sie zeichnen sich 
durch hohes politisches Interesse und Enga-
gement aus (Abbildung). Nahezu vier Fünf-
tel behaupten von sich, politisch interessiert 
zu sein. Dies spiegelt sich in den Aussagen zu 
ihrem politischen Verhalten wider: Fast zwei 
Drittel geben an, häufig über Politik zu spre-
chen. Ein im Vergleich mit der Gesamtbevöl-
kerung großer Anteil ist parteipolitisch oder 
in einer sonstigen Organisation aktiv: Sechs 
Prozent sind Parteimitglieder (dagegen nur 
rund zwei Prozent der Gesamtbevölkerung). 
Ihr politisches Interesse zeigt sich auch in ei-
ner ausgeprägten Bereitschaft, zur Wahl zu 
gehen. Mehr als 90 Prozent der Nutzer haben 
dies vor; die tatsächliche Wahlbeteiligung 
bei der Bundestagswahl 2009 lag um rund 
20 Prozentpunkte niedriger. 

16 ❙  Dabei profitiert keine einzelne Partei signifikant 
von diesen Bewegungen, da sie sich zwischen den 
Parteien neutralisieren. 

Noch eine Beobachtung ist insbesondere 
für die Frage nach dem Wahlverhalten auf-
schlussreich: Wenn es darum geht, das ange-
zeigte Ergebnis des Wahl-O-Mat einzuord-
nen, wurde gefragt, ob die Nutzer überhaupt 
eine „klare politische Position“ einnehmen. 
Eine deutliche Mehrheit bestätigt dies. Nur 
13,3 Prozent geben an, keine parteipoliti-
sche Präferenz zu haben. Insofern scheint die 
überwiegende Anzahl der Nutzer des Wahl-
O-Mat zu der insgesamt schrumpfenden 
Gruppe von Wählern zu gehören, die eine 
starke Parteiidentifikation besitzen. Dass 
der Wahl-O-Mat auf eine deutliche Partei-
präferenz seiner Nutzer stößt, wird auch 
an der dominanten Motivation deutlich, das 
Tool zu spielen. Die Mehrheit der Befragten 
(50,6 Prozent) gibt an, den Wahl-O-Mat zu 
nutzen, um die eigenen politischen Positio-
nen mit denen der ihnen nahestehenden Par-
tei abzugleichen, was wiederum voraussetzt, 
dass man eine Partei als „nahestehend“ iden-
tifiziert hat. Nur 22,1 Prozent sagen aus-
drücklich, dass ihr Hauptmotiv, den Wahl-
O-Mat zu benutzen, die Suche nach einer 
Orientierung für die Wahlentscheidung ge-
wesen sei.

Vor diesem Hintergrund liest sich die 
Wahl-O-Mat-bedingte Steigerung der Wahl-
beteiligung nochmals anders. Dass die Mo-
bilisierung mit 7,1 Prozent doch vergleichs-
weise hoch ist, wird daran deutlich, dass die 
typischen Wahl-O-Mat-Spieler aufgrund ih-
res ausgeprägten politischen Interesses, ihrer 
hohen formalen Bildung und ihrer starken 

http://www.uni-duesseldorf.de/wahl-o-mat/(n
http://www.uni-duesseldorf.de/wahl-o-mat/(n
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Parteiorientierung offenbar ohnehin schon 
zu den bereits Mobilisierten gehören. ❙17 Von 
den noch nicht Mobilisierten wird wiederum 
ein beachtlicher Teil vom Wahl-O-Mat aller 
Wahrscheinlichkeit nach zum Wahllokal ge-
bracht. ❙18 

Die Funktionslogik des Wahl-O-Mat mit 
seiner issue-Orientierung scheint somit letz-
ten Endes zu greifen, wenngleich sie dort an 
Mobilisierungsgrenzen stößt, wo sie auf be-
reits sich beteiligende und parteipolitisch 
vorgeprägte User trifft. Zugleich steht der 
Wahl-O-Mat dort vor Schranken, wo er mit 
seinen knapp 40 Thesen zwar eine breite The-
mendecke entfaltet, aber dennoch eine Aus-
wahl vornimmt, bei der nie alle Themen von 
individueller Bedeutsamkeit berücksichtigt 
werden (können). Auch bei der Gewichtung 
vermögen die User nur bedingt den Grad 
der jeweiligen issue-Salienz zum Ausdruck 
zu bringen, also wie wichtig ihnen persön-
lich ein Sachthema ist. ❙19 Schließlich erlaubt 
der Wahl-O-Mat auch Inkonsistenzen in 
den Antwortmustern; sich widersprechen-
de Thesenpositionen werden nicht markiert 
oder korrigiert. Insofern kann der Wahl-O-
Mat keine valide „Empfehlung“ produzieren, 
sondern bietet einen ersten Einstieg in eine 
issue-orientierte Auseinandersetzung mit 
den zur Wahl stehenden Parteien und ihren 
Positionen. 

Chancen und Grenzen

VAAs wie der Wahl-O-Mat scheinen zur 
rechten Zeit zu kommen. Sie treffen nicht 
nur auf eine wachsende Rolle der Internet-
kommunikation in der Politik generell und 
im Wahlkampf speziell, sondern werden auch 
begünstigt vom Trend einer abnehmenden 
Parteiidentifikation. VAAs bieten Grundla-

17 ❙  Vgl. Stefan Marschall/Christian K. Schmidt, Preach-
ing to the Converted or Making a Difference? Mobili- Mobili-
zing Effects of an Internet Application at the German 
Elections 2005, in: David Farrell/Rüdiger Schmitt-
Beck (eds.), Non-Party Actors in Electoral Politics: 
The Role of Interest Groups and Independent Citi-
zens in Contemporary Election Campaigns, Baden-
Baden 2008.
18 ❙  16 Prozent der Wahl-O-Mat-Nutzer zur Bundes-

tagswahl stufen sich selbst als politisch desinteres-
siert ein. 
19 ❙  Die Nutzerinnen und Nutzer können Thesen 

markieren, die ihnen „wichtig“ sind. Eine weitere 
Abstufung ist bislang nicht möglich.

ge für eine stärker sachpolitisch ausgerich-
tete Wahlentscheidung und entwickeln so-
mit ein Gegenkonzept zu den Tendenzen der 
Personalisierung, die sowohl in den alten, 
im Besonderen in den elektronischen Bild-
medien, aber auch im Internet zu finden ist 
und die zu einer Stärkung der Kandidaten-
orientierung in der Wahlentscheidung füh-
ren könnte. 

Applikationen wie der Wahl-O-Mat sen-
ken für eine eher issue-orientierte Wahlent-
scheidung die „Kosten“, sich über die Par-
teien zu informieren und die Positionen der 
Parteien untereinander und mit den eigenen 
zu vergleichen. Der Wahl-O-Mat erlaubt es, 
die jeweilige issue-Salienz in die Berechnung 
mit einzubeziehen. Für den User lässt sich im 
Detail nachvollziehen, in welchen Punkten 
welche Partei einem am nächsten steht. Da-
bei sind die Grenzen markiert: Es kann nur 
eine Auswahl von sachpolitischen Fragen 
präsentiert werden. Die Bedeutung der ein-
zelnen issues für die Wählerin oder den Wäh-
ler kann nur schematisch zum Ausdruck ge-
bracht werden. 

Der Wahl-O-Mat trifft größtenteils auf 
Nutzer, die eine vergleichsweise klare partei-
politische Position vorweisen. Diese haben in 
der Regel ihre Entscheidung für die eine oder 
andere Partei bereits gefällt. Nichtsdestowe-
niger aktiviert der Wahl-O-Mat: Er kann ei-
nen großen Teil derjenigen mobilisieren, die 
„eigentlich“ nicht vorhatten, an der Wahl 
teilzunehmen. Er kann einen erheblichen 
Teil der Nutzer, die sich normalerweise we-
nig oder überhaupt nicht politisch engagie-
ren, motivieren, sich politisch zu informieren 
und zu beteiligen. Bei bereits mobilisierten 
Nutzern stößt er ebenfalls Anschlussdiskus-
sionen und eine sachpolitisch ausgerichtete 
Informations suche an. 

Es spricht einiges dafür, dass in den kom-
menden Jahren die issue-Orientierung der 
Wähler stark bleibt, wenn nicht noch stär-
ker wird, und die Wechselwählerschaft zu-
nimmt. In diesem Fall werden auch der 
Wahl-O-Mat und die anderen Voting Advice 
Applications an Relevanz gewinnen. Sie ver-
dienen deswegen verstärkte wissenschaftliche 
 Aufmerksamkeit. 
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Frank Decker

 3–9 Brauchen wir ein neues Wahlrecht?
Das Bundesverfassungsgericht hat den Gesetzgeber aufgefordert, das in Teilen 
verfassungswidrige Bundeswahlgesetz bis zum 30. Juni 2011 zu novellieren. Her-
auskommen wird dabei voraussichtlich nur eine marginale Korrektur.

Volker von Prittwitz

 9–14	 Hat	Deutschland	ein	demokratisches	Wahlsystem?
Das derzeit geltende Wahlsystem zum Deutschen Bundestag weist fundamentale 
Demokratiedefizite auf. Aus diesem Grund ist eine demokratische Wahlreform 
überfällig.

Joachim Behnke

 14–21 Grundsätzliches zur Wahlreformdebatte
Die wichtigste Aufgabe einer Reform des Wahlgesetzes ist nicht die Beseitigung des 
negativen Stimmgewichts, sondern die der Überhangmandate, um das demokratie-
theoretische Risiko einer nichtlegitimierten Mehrheit und Regierung zu bannen.

Mark T. Fliegauf · Sebastian Huhnholz

 21–26 Parlamentarische Führung
Führung und Demokratie sind kein Gegensatz. Denn die (post-)moderne Demo-
kratie ist ihrerseits eine Leader-Follower-Beziehung, basierend auf sozialem Ver-
trauen. Jenes Vertrauen bedarf der Führung durch das Parlament. 

Katja Marie Fels

 27–31	 Reformkommunikation	–	eine	aussichtslose	Schlacht?	
Der Ausdruck, eine Politik sei „nicht vermittelbar“, ist verfrühte Kapitulation. 
Wer gut kommuniziert, kann die öffentliche Meinung gewinnen. Der Schlüssel 
zum Erfolg: die Betroffenen. Nichts ist so überzeugend wie ein direktes Zitat.

Gerd Strohmeier

 32–40 Westminster im Wandel
Das Westminster-Modell hat sich durch die nach 1997 erfolgten Verfassungsre-
formen der regierenden Labour-Partei, viel mehr aber noch durch die Unterhaus-
wahl 2010 verändert.

Stefan Marschall

 40–46 Wahlen, Wähler, Wahl-O-Mat
Der Wahl-O-Mat ist zum quasi-obligatorischen Element der Vorwahlöffentlich-
keit geworden. Der Erfolg dieses Internet-Tools lässt sich vor dem Hintergrund 
sich wandelnden Wahlverhaltens verstehen. 
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